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ABSTRACT 

Das zugrunde liegende Forschungsthema besteht im allgemeinen Gebrauch von 

vereinfachten, linearen Darstellungen des – in diesem Fall österreichischen – politischen 

Systems, sowie in der vermeintlichen Teilung der Gesellschaft in ein tendenziell linkes bzw. 

rechtes Lager, auf Grund von spezifischen Auffassungen. Zentrale Annahme ist die 

Unterstellung, Leser des Standards würden eher linke Ideologien vertreten, während 

demgegenüber Leser der Presse tendenziell dem rechten Politischen Spektrum zuzuordnen 

seien. Das Erkenntnisinteresse besteht gewissermaßen im Prüfen dieses Vorurteils bzw. in 

einer möglichst präzisen Verortung der im Standard- bzw. Presseforum vertretenen 

Ideologien und darüber hinaus, im Feststellen und Erörtern von Differenzen und 

Zusammenhängen. 

 

Da Inhalte untersucht werden und qualitativ vorgegangen wird, geht es somit weniger um das 

Prüfen von Thesen bzw. des erwähnten Zusammenhanges, als um die Verteilung politischer 

Standpunkte bzw. Ideologien in den Foren von Online-Standard und -Presse. Der 

Untersuchungszeitraum liegt zwischen dem 01. 11. 2009 und dem 31. 10. 2010. Aussagen der 

jeweiligen Nutzer wurden mittels Inhaltsanalyse und anhand eines Kodierschemas der 

Manifesto Research Group in links und rechts eingeteilt, wobei eine Interpretation der 

Aussagen zulässig war. Das Kodierschema besteht aus 26 Codes, wobei bipolare Codes, also 

Positionsthemen einerseits und Codes für Valenzthemen, zu unterscheiden sind. 

 

Die These, die Nutzerschaft von derStandard.at als politisch links zu verorten, konnte nicht 

bestätigt werden, objektiv ist diese relativ eindeutig als mittig einzustufen. Demgegenüber hat 

sich die Nutzerschaft von DiePresse.com als klar und eindeutig politisch rechts erwiesen. Je 

nach Auswertungsmodus ist diese rechte politische Ausprägung der Presse-Nutzer 

unterschiedlich stark, zusammengefasst liegt sie ziemlich genau in der Mitte der rechten 

Hälfte des politischen Spektrums. 
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1. EINLEITUNG 

Die vorliegende Magisterarbeit beschäftigt sich allgemein formuliert mit dem Phänomen, 

politische Aussagen, Standpunkte oder Einstellungen innerhalb eines linearen bipolaren 

Spektrums – Links und Rechts – einzuordnen. Dieser Umstand soll anhand von Kommentaren 

zur Berichterstattung von derStandard.at und DiePresse.com, den Online-Versionen der 

beiden größten Qualitätszeitungen Österreichs, untersucht werden. Die verbreitete 

Unterstellung, beim Standard handle es sich um ein liberales, bei der Presse um ein 

konservatives Blatt sei dahingestellt, war jedoch ausschlaggebend für die Wahl des 

Forschungsfeldes. Das Erkenntnisinteresse besteht gewissermaßen im Prüfen dieses 

Vorurteils bzw. in einer möglichst präzisen Verortung der im Standard- bzw. Presse-Forum 

vertretenen Ideologien und darüber hinaus, im Feststellen und Erörtern von Differenzen und 

Zusammenhängen der beiden Nutzerschaften. Ein weiteres Kriterium für Foren in Online-

Zeitungen als Forschungsfeld ist, dass diese öffentlich und schriftlich im Internet vorhanden 

und somit leicht zugänglich sind, was wiederum eine große Bandbreite an 

Untersuchungsmöglichkeiten bietet. 

Klarzustellen ist, dass sich Behauptungen und Schlussfolgerungen nicht auf die Zeitungen 

selbst, sondern auf Personen beziehen, welche sich aus eigenen Stücken zusammenfinden um 

gewissermaßen eine virtuelle Diskussionsrunde über ein bestimmtes Thema zu führen. 

Unterstellt wird dabei, dass sich die beiden Gruppen (Links bzw. Rechts) entsprechend der 

jeweiligen individuellen politischen Einstellung entweder für das Forum des Standards oder 

der Presse als Medium der Meinungsäußerung entscheiden. 

Das zugrundeliegende Forschungsproblem besteht darin, dass die vereinfachte, lineare bzw. 

polarisierende Darstellung des – in diesem Fall österreichischen – politischen Systems nach 

augenscheinlicher und subjektiver Betrachtung doch gewissermaßen zutreffend erschien. 

Relevante Fragestellungen sind somit, ob die Simplifizierung von Politik, Politerkern und 

sonstigen Institutionen bzw. Personen als Links und Rechts eine einigermaßen zutreffende 

und im Diskurs taugliche Darstellung ist, ob sich die Gesellschaft grob in zwei Lager einteilen 

lässt, inwiefern die individuelle Zuordnung freiwillig oder bewusst vor sich geht und welche 

Ursachen bzw. Motive dafür ausschlaggebend sind. Dafür gilt es zudem, die sich aus der 

Literatur ergebenden Eigenschaften von Links und Rechts zusammenzufassen, zu prüfen und 

gegebenenfalls zu ergänzen. Voraussetzung für eine entsprechende Form der Analyse ist 

demnach zu klären, wie sich politische Standpunkte und Ideologien objektiv gliedern lassen 
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und wie Inhalte konkreter Aussagen hinsichtlich politischer Standpunkte verortet werden 

können. 

Dafür ist zunächst der zugrundeliegende theoretische Rahmen zu behandeln, welcher sich in 

zwei Themenkomplexe gliedert: Einerseits die Betrachtungsweise von Politik als lineares 

Spektrum und andererseits Foren von Online-Zeitungen bzw. solche an sich. Folglich wird im 

nächsten Abschnitt der Ursprung von Links und Rechts erörtert, auf die Charakteristik des 

Modells und die ihm entgegengebrachte Kritik eingegangen sowie eine Erläuterung der damit 

einhergehenden Begriffe wie Sozialismus, Neoliberalismus etc. vorgenommen. Ebenso wird 

auf Methoden der Verortung, sowie die Anwendung der Dichotomie in Österreich 

eingegangen. Die Annäherung an den zweiten Themenkomplex erfolgt zunächst über eine 

Darstellung des österreichischen Zeitungsmarktes mit Schwerpunkt auf die beiden 

untersuchten Qualitätszeitungen. Darauf folgen grundlegende Überlegungen in Bezug auf 

Online-Zeitungen sowie eine Analyse der für die Untersuchung relevanten Internet-Foren 

inklusive deren Nutzerschaft. Dabei ist festzuhalten, dass sich die einschlägige Literatur zur 

Dichotomie Links und Rechts als verhältnismäßig nicht sehr umfangreich erweist, weshalb 

hierbei das zusammenfassen aller auffindbaren Informationen zu diesem Phänomen im 

Mittelpunkt steht. Umgekehrt verhält es sich mit der Thematik Online-Zeitungen – hierbei gilt 

es die Fülle an Quellen auf ein überschaubares Ausmaß zu reduzieren. Der Großteil der 

Literatur zu Online-Zeitungen erscheint zudem überaltert, was wohl darauf zurückzuführen 

ist, dass das Beschreiben des Mediums mit dem Einzug des Internets in den kollektiven Alltag 

an Reiz verloren haben mag. Im dritten Kapitel wird im Zuge der Formulierung eines 

Untersuchungsdesigns ein Modell entwickelt mit welchem sich die Links-Rechts-Dichotomie 

auf Aussagen in Online-Foren anwenden lässt, wobei vorweggenommen werden kann, dass 

mittels zweier Kategoriensysteme die Kommentare bzw. genau genommen die User von 

Diskussionen zu je neun Artikeln pro untersuchter Zeitung quantitativ erhoben werden. 

Abschließend befassen sich die beiden letzten Kapitel, damit die erhobenen Daten 

auszuwerten, zu interpretieren und zusammenzufassen. 

Von kommunikationswissenschaftlicher Relevanz ist die Untersuchung insofern, als 

Zeitungen, das Internet sowie deren Zusammenspiel elementare Gegenstände dieser Disziplin 

darstellen und darüber hinaus die Kommunikation der Leser in daraus entstandenen Foren 

inhaltlich und motivationsspezifisch erörtert werden. Nachvollziehbarerweise ist das Feld der 

Politikwissenschaft dabei ebenso von zentraler Bedeutung. 
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Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit auf die 

gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche 

personenbezogenen Bezeichnungen sind geschlechtsneutral zu verstehen. 
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2. THEORETISCHER RAHMEN 

2.1. POLITISCHE POSITIONEN ALS DICHOTOMIE LINKS/RECHTS 

2.1.1. Ursprung des Links-Rechts-Modells 

In der Vergangenheit war es in den meisten Kulturen üblich, die Gottheit rechts und ihre 

Herausforderer links darzustellen (vgl. VON BEYME 1984: S. 314). Bevor die dichotome 

Begrifflichkeit von Links und Rechts Einzug in das politische Vokabular hielt repräsentierte 

Links folglich in nahezu allen indoeuropäischen Kulturen das Schlechte bzw. Negative (vgl. 

LAPONCE 1981: S. 29). Es erscheint somit auch nachvollziehbar, dass westliche Kulturen 

mit Beginn des politischen Gebrauchs der Terminologie stark rechtsorientiert waren. 

Paradoxerweise ist im Sprachgebrauch – damals wie heute – tendenziell der Begriff Links 

dominant. Ursache dafür scheint eine Umkehrung der politischen Bedeutung zu sein. Links 

erlangte bald den Charakter, etwas Positives, Kreatives zu sein (vgl. ebda. S. 41 und S. 54). 

Gänzlich abschweifen konnte der Begriff Links seinen negativen Charakter jedoch nie, stand 

er doch seit jeher für das Anstreben nicht erreichbarer Ziele und Ideale. Die 

Grundvoraussetzungen und das Credo Schaffung durch Zerstörung determinieren somit 

gewissermaßen eine oppositionelle Position (vgl. ebda. S. 46). 

Die Dichotomie Links-Rechts als Darstellungsform politischer Positionen geht gemeinhin auf 

die Französische Revolution bzw. konkret auf die Sitzordnung der französischen 

Nationalversammlung 1789 zurück, wenngleich das Wortpaar schon früher im 

parlamentarischen Sprachgebrauch Verwendung fand (vgl. BACKES 2006: S. 101f und 

LAPONCE 1981: S. 47f). Als unmittelbare Ursache für die Französische Revolution 

wiederum können einerseits der Aufstand der englischen Kolonien und die daraus 

resultierende Amerikanische Unabhängigkeitserklärung mit ihrer aufklärerischen Idee, sich 

auf Menschen- und Bürgerrechte zu berufen, angesehen werden sowie andererseits, dass 

König Ludwig XVI aufgrund seiner diversen Unterstützungen die Finanzen, welche in 

Friedenszeiten eine noch größere Herausforderung darstellten, zerrüttete (vgl. LEFEBVRE 

1989: S. 27).  

Zu jener Zeit wurde in Literatur und Philosophie der Begriff Nation zunehmend als 

Gesamtheit aller Einwohner eines Landes interpretiert und, inspiriert von der neuen 

amerikanischen Verfassung, sahen in Frankreich zunächst Schriftsteller, liberale Adelige und 

Großbürger immer mehr eine Vertretung des gesamten Volkes in den Generalständen, welche 
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bisweilen nur als Ständeversammlung abliefen. In Bezug auf die finanziellen Schwierigkeiten 

waren die Generalstände für den König insofern als Verlegenheitsauskunft von Bedeutung, 

als sie das alleinige Steuerbewilligungsrecht innehatten. Als die Regierung die finanziellen 

Probleme nicht mehr bewältigen konnte, sah sich der in die Enge getriebene König 

gezwungen, sie am 1. Mai 1789 einzuberufen; zudem wurde die Justizreform widerrufen und 

er ernannte den volkstümlichen Finanzminister Necker zum Generalkontrolleur der Finanzen, 

um diese wieder in Ordnung zu bringen. Da nicht-adelige nun nicht mehr ausgeschlossen 

waren, die Zahl der Vertreter des dritten Standes verdoppelt und der ursprüngliche 

Abstimmungsmodus nach Ständen in ein pro Kopf Abstimmungsverfahren geändert wurden, 

brachte die Wahl zu den Generalständen in den ersten Monaten 1789 zum ersten Mal die 

Masse der bisher unpolitischen, ungebildeten Bevölkerung zu einheitlichen politischen 

Willenskundgebungen zusammen; darüber hinaus war es den ersten beiden Ständen nun nicht 

mehr möglich den Dritten zu überstimmen (vgl. GRIEWANK 1972: S. 31ff). 

In den bei den Wahlen üblichen Cahiers
1
 forderten alle drei Stände die Einschränkung der 

Monarchie durch regelmäßig einberufene Generalstände, Schutz der Rechte der Nation und 

vor willkürlichen Verhaftungen. Der Dritte Stand forderte zudem die Abschaffung von 

Privilegien, Zugang zu allen Ämtern und Stellen sowie teilweise auch die Befreiung der 

Industrie von zünftlerischen Beschränkungen (vgl. ebda. S. 32). Die Vertreter des dritten 

Standes fühlten sich immer mehr als Vertreter der gesamten Nation und begannen, 

zunehmend auch vom niedrigen Klerus unterstützt, auf die alleinige Vertretung der Nation – 

ohne Zustimmung des Königs – Anspruch zu erheben.  Am 17. Juli erklärten sie sich quasi als 

erster Akt der Revolution zur Nationalversammlung mit der ersten Aufgabe, eine Verfassung 

für Frankreich zu schaffen. Alle nicht von ihr bewilligten Steuern wurden für ungesetzlich 

befunden. Auf Druck des Adels beschloss der König eine Sitzung für den 23. Juni, um die 

Beschlüsse des Dritten Standes von oben aufzuheben. Er erkannte die Notwendigkeit eines 

Reformprogrammes und darin die Steuergleichheit aufzunehmen, bis auf weiteres wurden alle 

Sitzungen suspendiert und der Sitzungssaal bis zur Fortsetzung geschlossen, um die 

Abgeordneten am weiteren eigenmächtigen Vorgehen zu hindern. Als diese am 20. Juni 

infolgedessen vor verschlossenen Türen standen sahen sie darin sofort ein Zeichen der 

mutwilligen Verhinderung und schwuren im Ballhaus, sich niemals zu trennen und sich zu 

versammeln, wo es die Umstände erforderten, bis die Verfassung auf soliden Grundlagen 

stünde (vgl. GRIEWANK 1972: S. 33f und LEFEBVRE 1989: S. 81ff). 

                                                 
1
 Beschwerdeheften 
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Der die Nationalversammlung nach wie vor nicht anerkennende König ordnete den anderen 

beiden Ständen an, sich mit dem Dritten zu solidarisieren, was jedoch zur Folge hatte, dass 

die Versammlung einen Verfassungsausschuss ernannte und sich von da an als Constituante, 

also verfassungsgebend, bezeichnete. Als der König am 11. Juli Necker entließ und Minister 

berief, welche als Männer des Despotismus aufgefasst wurden, war der Konflikt zwischen 

Monarch und Adel einerseits und der vom Bürgertum geschaffenen revolutionären 

Nationalversammlung auf der anderen Seite offenkundig und deren gewaltsame Auflösung 

wurde zunehmend absehbar (vgl. GRIEWANK 1972: S 35f und LEFEBVRE 1989: S. 92). 

Gleichzeitig machte sich allerdings die Kraft des revolutionären Volkes von Paris immer 

stärker bemerkbar. In Folge von Teuerungen, Lebensmittelknappheit und schlechtem Brot 

kam es am Morgen des 14. Juli zum Sturm auf die Bastille, dessen Erfolg in neuem 

Selbstvertrauen des Volkes resultierte (vgl. GRIEWANK 1972: S 36f). Schließlich beugte 

sich der König und erkannte am Tag darauf die revolutionäre Nationalversammlung an. Der 

siegreiche Pariser Aufstand weitete sich auf das gesamte Land aus, es bildeten sich 

selbstständige Kommunalbehörden mit bürgerlichen Nationalgarden, häufig mit einer Art 

unmittelbarer Demokratie (vgl. GRIEWANK 1972: S. 38f, LEFEBVRE 1989: S. 115 und 

122ff) 

Am 26. August 1789 beschloss die Nationalversammlung die Erklärung der Menschen- und 

Bürgerrechte, die spätere Einleitung der neuen Verfassung. Im Gegensatz zur amerikanischen 

Unabhängigkeitserklärung von 1776 waren im Übrigen weder Presse- und 

Versammlungsfreiheit, noch Freiheit der Religionsausübung festgelegt. Das neue Frankreich 

wurde ebenfalls als Monarchie begründet, da eine solche am besten geeignet für großes 

Gemeinwesen erschien. Zudem schützte sie den Besitz von Großbürgerlichen und Adeligen, 

weshalb diese auch ein Zweikammersystem bevorzugt hätten. Über die Möglichkeiten der 

königlichen Einflussnahme bzw. konkreter dessen Vetorecht wurde viel debattiert, schließlich 

einigte man sich auf das suspensive Veto. Demnach konnte der König die Ausführung von 

Beschlüssen um bis zu vier Jahre verzögern, jedoch nur wenn es sich um einfache Gesetze 

handelte, nicht bei Verfassungsgesetzen (vgl. GRIEWANK 1972: S. 41ff). Anfang Oktober 

kam es aufgrund von Teuerungen und Brotknappheit erneut zu Aufständen und der Druck der 

revolutionären Volksbewegung auf die Nationalversammlung, welche zwar gegen Despotie 

und Feudalismus, jedoch für den Erhalt der bürgerlichen Ordnung stand, wuchs. Die Zahl der 

aristokratisch-reaktionären Verfassungsgegner, welche zur Rechten des Präsidenten saßen, 

verringerte sich zunehmend aufgrund von Auswanderung. Ihnen gegenüber, zur Linken des 

Präsidenten, saß eine kleine Gruppe demokratischer Abgeordneter, ebenfalls aus dem 
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gebildeten Bürgertum, bei der sich der Gedanke verbreitete, die patriotische Stimmung der 

Volksversammlung für das Ideal einer demokratischen Republik einzusetzen, was der Masse 

des Volkes durchaus noch fern lag (vgl. ebda. S. 43ff). 

Besonders im damaligen Diskurs um die Menschenrechte und das Vetorecht des Königs 

nahmen das linke, revolutionäre und demgegenüber das rechte, der Monarchie verschriebene 

Lager, Konturen an. Auch die Unterteilung der Flügel bzw. des Spektrums in l’extrémité 

gauche und l’extrémité droite, die Vorsilbe ultra- etc. reichen auf diese Zeit zurück (vgl. 

BACKES 2006: S. 101f). Zudem vereinfachte die lokale Aufgliederung nach politischen 

Positionen auch die Abstimmungsmodalitäten, da mehr oder weniger eindeutige Mehrheiten 

bereits bei einem flüchtigen Blick erkennbar waren. Letztlich wurde auch das Beschreiben 

von Fraktionen vereinfacht, da sich die Links-Rechts-Begrifflichkeit noch nicht auf 

Institutionen bezog (vgl. LAPONCE 1981: S. 48f). „Die Begriffsbildung erfolgte im Zuge 

einer sich überstürzenden revolutionären Entwicklung, die unbekannte Sachverhalte schuf, 

für die neue Worte gefunden werden mussten.“ (BACKES 2006: S. 102) 

Von Frankreich aus weitete sich die Begrifflichkeit aufgrund des Sprachgebrauchs der 

parlamentarischen Demokratie einerseits und des Sozialismus andererseits aus (vgl. 

LAPONCE 1981: S. 52 und 55f). Zum Ende der napoleonischen Ära verbreitete sich die 

Terminologie synchron zum Konstitutionalismus und fand v. a. in den USA, wo schon vor der 

Revolution ein Zweiparteiensystem etabliert war, Anklang. In Deutschland wurde die Links-

Rechts-Begrifflichkeit erstmalig beim badischen Landtag 1843 angewandt, indem die 

Sitzordnung des Verhandlungssaales halbkreisförmig, nach politischen Richtungen, 

strukturiert wurde.  Schon damals wurde die mangelnde Beständigkeit der Zuordnung 

kritisiert, ebenso reicht die Frage nach der richtigen politischen Mitte in die Ära Napoleons 

zurück (vgl. BACKES 2006: S. 111f und LAPONCE 1981: S. 52f). In Skandinavien und 

Dänemark nahm die Begrifflichkeit ebenfalls gegen Ende des 19. Jahrhunderts Einzug in den 

politischen Sprachgebrauch (vgl. LAPONCE 1981: S. 54). 

Das Aufkommen von Parteien hat bereits in vordemokratischen Systemen die Entstehung 

entsprechender Gegenparteien herausgefordert und solange Liberale wie Konservative sich in 

ihrer Haltung zu den Prinzipien von 1789 unterschieden, bestand dieser Dualismus auch im 

Bewusstsein der Betrachter. Erst durch das Entstehen neuer Konflikte, welche langfristig zur 

Entstehung sozialistischer, christlicher und agrarischer Bewegungen führten, lockerte sich 

diese polarisierende Haltung für die Konstruktion von Parteien auf. Die Entstehung des Links-

Rechts-Schemas wurde im Zuge der Französischen Revolution begünstigt, da sich, wie Klaus 
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von Beyme annimmt, die politische Mitte immer wieder zwischen den beiden Polen aufreibt. 

Interessanterweise ist die Bereitschaft, in Links-Rechts-Kategorien zu denken, v. a. in solchen 

Ländern hoch, in denen sich sozialistische Parteien durchsetzen konnten (vgl. VON BEYME 

1984: S. 312). 

2.1.2. Theorie des Links-Rechts-Modells 

Bei Links und Rechts handelt es sich um die im politischen Sprachgebrauch am häufigsten 

verwendeten Kategorien zur räumlichen Positionierung von Parteien und Politikern (vgl. 

CAMPBELL 1996: S. 1). Zwecks theoretischer Fundierung können konkret zwei Konzepte 

der Systemtheorie hinsichtlich der Links-Rechts-Dichotomie angewandt werden: 

1. Der Konstruktivismus: Links und Rechts als Interpretationsmuster politischer 

Wahrnehmung stellen Wahrnehmungsmuster bzw. Konstruktionen dar, mit denen 

Gesellschaft, gesellschaftliche Prozesse bzw. die Welt des Politischen beschrieben und 

somit verständlich gemacht werden. 

2. Die Selbstorganisation: Links-Rechts-Schwingungen (siehe dazu Unterabschnitt 

2.1.3.2.) als Prozess der Selbstorganisation des politischen Systems können als 

Prozesse der Problemlösung aufgefasst werden (vgl. ebda. S. 332f). 

Vorwegzunehmen ist an dieser Stelle, dass eine prägnante und zugleich allgemein gültige 

Definition von Links und Rechts, basierend auf den innerhalb der einschlägigen Literatur 

vertretenen Ansichten, entweder an einer zu allgemeinen Formulierung oder einer 

unübersichtlichen Länge scheitert. Dennoch soll beides versucht werden: Um einerseits eine 

prägnante Definition anzuführen bezeichnet David Campbell Links und Rechts im politischen 

Sinn ganz allgemein als „… Interpretationsmuster der politischen Wahrnehmung.“ (ebda. S. 

6). Zum Anderen werden in weiterer Folge die in der einschlägigen Literatur vertretenen 

Ansichten erörtert um ein Bild davon zu geben, was mit der Begrifflichkeit bezeichnet wird 

und zugleich die Schwierigkeit des Bildens einer präzisen Definition zu veranschaulichen. Als 

deskriptive Definition lässt sich etwas unkonkret die Behauptung aufstellen, dass linke 

Parteien tendenziell für Veränderung eintreten, während rechte Parteien hingegen für den 

Erhalt von Systemstrukturen stehen. In der gesellschaftlichen Massenwahrnehmung steht 

Links für schnellen Wandel und Revolution, Rechts dagegen für langsamen Wandel und 

Reformen (vgl. ebda. S. 11f). Darüber hinaus meint Jean Laponce: „By left we mean 

advocating social changes in the direction of greater equality, political, economic, and social; 

by right we mean supporting a traditional more or less hierarchical social order and 

opposing change toward greater equality.” (LAPONCE 1981: S. 120) Während die rechte 
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Ideologie so gesehen prinzipiell vertikal ausgerichtet ist, also auf der Einstellung basiert, die 

Menschheit sei von Natur aus einer Hierarchie unterworfen, welche von einer übermächtigen 

Existenz angeführt wird, ist die linke Ideologie horizontal ausgerichtet und basiert demnach 

auf der Gleichheit der Menschen ohne einer übernatürlichen Macht (vgl. ebda. S. 138). 

Ähnlich sieht das André Siegfried, der Links und Rechts gewissermaßen als zwei Konzepte 

des sozialen Kampfes um die Macht in einem Land versteht. Die Linke basiert demnach auf 

Freiheit und Gleichheit und gibt die Souveränität eines Staates an die Bürger weiter. Die 

Bürgerrechte gehen vor deren Pflichten, soziale und religiöse Hierarchien werden abgelehnt. 

Die Rechte basiert demgegenüber auf der Hierarchie sozialer Mächte, mit Priestern, Adeligen 

und dem König als unantastbare Repräsentanten der Ordnung. Demzufolge kann nichts 

dauerhaft Bestand haben, was nicht von oben kommt. Es geht primär um die Pflichten des 

Volkes, dessen Rechte sind zweitrangig; Disziplin geht vor Freiheit. (vgl. ebda. S. 120). Nach 

Laponces Auffassung  wird Links ebenfalls als horizontal wahrgenommen und mit Gleichheit, 

sozialem Wandel und Zukunftsorientierung assoziiert. Demgegenüber wird Rechts als 

vertikal, soziale und religiöse Hierarchien akzeptierend sowie auf Kontinuität und Erhalt des 

Status quo ausgerichtet wahrgenommen. Allerdings ist in den USA der Begriff der Gleichheit 

als linke Ideologie nicht so stark ausgeprägt. Des Weiteren wird die Links-Rechts-

Begrifflichkeit eher von Partei-Eliten als von Wählern angewandt. Wertewandel und soziale 

Bewegungen führten zudem zu einer Auflockerung der bipolaren Anschauungen (vgl. VON 

BEYME 1984: S. 314). 

Jean Laponce bezieht sich in seinen Analysen zur Links-Rechts-Dichotomie auf Erhebungen, 

in welchen die befragten Personen einerseits Selbst- und Fremdeinschätzungen auf der Links-

Rechts-Skala tätigen und andererseits diverse Begriffe einer der beiden Seiten zuordnen. Nun 

ist festzuhalten, dass sich Begriffe (abgesehen von sehr unkonkreten) bzw. Aussagen nur 

schwer als vollständig und global einer der beiden Seiten zuordenbar erweisen. Dennoch lässt 

sich in Folge eine Anzahl stabiler Fakten aufführen, welche bei allen Erhebungen in ähnlichen 

Ausmaßen oder in einer überwiegenden Mehrzahl der untersuchten Nationen feststellbar 

waren. Dabei konnte auch gezeigt werden, dass eine Klassifizierung politischer Positionen in 

Links und Rechts umso unwahrscheinlicher wird, je geringer das politische Interesse und/oder 

der soziale Status einer Person ausfallen. Zudem wird das Modell eher von Männern als von 

Frauen verwendet (vgl. LAPONCE 1981: S. 63). Darüber hinaus ist nicht zuletzt zu 

konstatieren, dass sich mit dem Wandel von Eliten-Demokratien hin zu Massendemokratien 

die Charakteristik von Links änderte. In zunehmendem Maße ging es mit der Zeit weniger um 

Freiheit als um Gleichheit, interessanterweise auch, wenn dies autoritäre Regierungsformen 
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erfordert. In Folge der Marx’schen Analysen lässt sich zudem eine zunehmende Ausrichtung 

auf die Zukunft feststellen (vgl. ebda. S. 118). Das Unvermögen, konkrete und allgemein 

gültige Beschreibung dessen, was als Links bzw. Rechts gilt, zu formulieren mag letztlich im 

zugrunde liegenden Zweck des Modells – der Simplifizierung – liegen. Laponce konnte durch 

seine Literaturrecherche vier Dimensionen ausmachen, auf welchen eine Simplifizierung 

stattfindet. Diese können als Beschreibung für Links und Rechts genutzt werden und 

erscheinen gemeinhin als akzeptabel: 

1. Politischer Kontrast: Gleichheit vs. Hierarchie 

2. Ökonomischer Kontrast: Arm vs. Reich 

3. Religiöser Kontrast: Freie Gedanken vs. Religion 

4. Orientierung zur Zeit: Veränderung vs. Kontinuität 

Anzumerken ist, dass im angloamerikanischen Kulturraum der Bezug zur Religion in diesem 

Kontext weit weniger stark, wenngleich immer noch vergleichsweise eindeutig, ausgeprägt 

ist, als in Europa – speziell in Frankreich (vgl. ebda. S. 119f, S. 123 und S. 127). Auch 

Anthony Giddens konstatiert für den Konservatismus Kontinentaleuropas einen starken 

Zusammenhang mit dem Einfluss der Kirche, während der amerikanische Konservatismus 

von Beginn an eher kapitalismusfreundlich geprägt ist (vgl. GIDDENS 1997: S. 45f). 

Neben diesen Dimensionen gibt es mehrere Begrifflichkeiten, welche bei allen befragten 

Gruppen einer der beiden politischen Positionen zugeordnet wurden. Mit Links wurden 

universell die Begriffe Kommunismus, Marxismus und Sozialismus, mit Rechts die Begriffe 

Konservatismus, Freier Markt (eigentlich free enterprises) Vergangenheit und Status Quo 

assoziiert (vgl. LAPONCE 1981: S. 121). Der Begriff Gleichheit wurde nicht eindeutig mit 

Links assoziiert, US-Amerikaner, die sich selbst als politisch mittig einstuften, haben ihn 

tendenziell eher mit Rechts verbunden. Die These, der Ausgleich von Lebensumständen sei 

der Linken und demgegenüber die Akzeptanz von Hierarchien der Rechten zuzuordnen, wird 

dadurch allerdings nicht widerlegt, wurden doch die Begriffe Dominanz, Autorität und Status 

eher dem rechten, dominierte Gruppen und Emanzipation dem linken politischen Spektrum 

zugewiesen (vgl. ebda. S. 129f). Weiters überraschend ist die Bereitwilligkeit der befragten 

Personen, negative Aspekte bzw. Begriffe mit der eigenen politischen Ausrichtung in 

Verbindung zu bringen und vice versa. Beispielsweise ordneten Individuen, welche sich selbst 

als links bzw. tendenziell links einstuften und den Begriff Gott als etwas Positives auffassten, 

diesen Begriff dennoch – je nach Land mehr oder weniger eindeutig – der rechten Position zu. 

Personen, welche sich als rechts bzw. tendenziell rechts einstuften, ordneten die für sie 
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negativen Begriffe Tod und Faschismus wiederum ihrer eigenen Position zu. Während die 

Begriffe Priester, Religion und Gott eindeutig mit der rechten, Atheismus eindeutig mit der 

linken politischen Seite assoziiert wurden, schwankte die Zuordnung des Begriffes Jesus 

Christus, welcher in den USA rechts, in Frankreich links und etwa in Kanada unterschiedlich 

zugeordnet wurde. Dies lag, wie nachträgliche Interviews ergaben, an den sozialen Werten 

und Idealen, welche jeweils mit Jesus Christus assoziiert wurden (vgl. ebda. S. 132ff). 

Wie eingangs angedeutet, ist abschließend festzustellen, dass für jede Gesellschaft und jedes 

Individuum unterschiedliche Anschauungen für Links und Rechts bestehen. Unterschiedlich 

gewichtet sind einerseits Ziele und andererseits Methoden zum Erreichen dieser Ziele. 

Unterschiedlich sind auch die Auffassungen, ob die Begrifflichkeit im sozialen, politischen, 

wirtschaftlichen oder religiösen Kontext zu verstehen ist. Links und Rechts sollten daher nicht 

zwangsläufig mit ausschließlich einer dieser Dimensionen in Verbindung gebracht werden, 

zumal sich die Auffassungen zwischen den Individuen, Gesellschaften und über die Zeit 

hinweg ändern können. Nichtsdestotrotz sind die erörterten stabilen Elemente in den 

verschiedenen Dimensionen feststellbar und lassen sich – wenn auch mit unterschiedlicher 

Ausprägung bzw. Gewichtung – eindeutig einer der beiden Positionen zuordnen (vgl. ebda. S. 

136). 

2.1.3.1. VERIFIZIERUNG DES MODELLS 

Die von Laponce herausgearbeiteten Dimensionen werden in weiterer Folge und unter 

Hinzunahme der Ergebnisse seiner Befragungen erörtert, um zu veranschaulichen, ob und in 

welchem Ausmaß sie zutreffen. Es wird nicht davon ausgegangen, dass Links und Rechts eine 

universelle Bedeutung innehaben, sondern geprüft, ob sie im Laufe der Zeit eventuell eine 

solche Bedeutung erlangt haben (vgl. LAPONCE 1981: 139ff). 

1. Religion ist rechts, ihre Gegner sind links: Sieben der acht Erhebungen haben klar 

ergeben, dass Religion bzw. Religiosität rechts verortet werden. Personen, die sich 

selbst als rechts einordnen, haben überwiegend die Frage bejaht, ob die Weltreligionen 

bessere Lebensgrundsätze aufweisen, als das persönliche Urteil. Tatsächlich hat sich 

gezeigt, dass Religion insgesamt den stärksten Indikator für eine rechte politische 

Präferenz darstellt, meistens noch stärker als der Begriff soziale Klasse (vgl. ebda. S. 

143). So wurde in Jugoslawien, Finnland, Nigeria, Japan, den USA, Kanada und ganz 

Westeuropa von elitären (oder präelitären) Befragten Religion klar mit Rechts 

assoziiert. Lediglich in Ghana, Indien und Südkorea konnte die These aufgrund der zu 
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kleinen Stichprobe nicht signifikant belegt werden, wenngleich zumindest in Indien 

die Tendenz ebenfalls erkennbar war (vgl. ebda. S. 146). 

2. Rechts ist die Seite der Hierarchie: Laponce lokalisiert Individuen aufgrund von 

Position, Orientierung und Identifikation, worauf hier nur flüchtig eingegangen 

werden soll. Die individuelle Position basiert auf objektiven, wie auch auf subjektiven 

Faktoren, wie z. B. Profession, Einkommen und selbstdefinierter sozialer Klasse. Mit 

Orientierung ist die relative Balance gemeint, in welchen Ausmaßen Aufmerksamkeit 

gegenüber Gleichgestellten, Vorgesetzten und Untergebenen entgegen gebracht wird. 

Identifikation wiederum wird häufig als Synonym der subjektiven Position verstanden, 

ist jedoch davon zu unterscheiden. Französische Intellektuelle beispielsweise mögen 

sich mit der Arbeiterklasse identifizieren, was jedoch nicht bedeutet, dass sie selbst 

dieser angehören (vgl. ebda. S. 147f). Die hierarchische Orientierung wird kontextual 

unterschiedlich erfasst und zwar hinsichtlich der Gleichheit von Klassen, 

Geschlechtern, ethnischen Gruppen und Nationen (vgl. ebda. S. 157f). Aus diesen 

unterschiedlichen Arten der Messung ergab sich, dass die Zustimmung zu Hierarchien 

in westlichen Industrienationen eindeutig dem rechten politischen Spektrum 

zuzuordnen ist, was jedoch für Nationen der Dritten Welt nicht eindeutig zutrifft – 

allerdings auch nicht das Gegenteil (vgl. ebda. S. 160f). 

3. Rechst ist die Seite der Kontinuität: Grundsätzlich lässt sich belegen, dass die Linke 

für Innovation und die Rechte für Tradition einsteht. Die Abgrenzung verschwimmt 

jedoch, sobald spezifische Innovationen bzw. Traditionen erfragt wurden. Dies ist 

vermutlich darauf zurückzuführen, dass Innovationen durchaus taugen, Vergangenes 

zu bewahren bzw. auf dem Vermeiden von Diskontinuität basieren. Kurzum, auch 

Innovationen können konservativer Natur sein (vgl. ebda. S. 173). Wenngleich also 

der Erhalt des Status quo der Rechten zuzuschreiben ist, so trifft dies in Hinsicht auf 

den Begriff Kontinuität nur vage zu. 

4. Privateigentum ist rechts, Kollektiveigentum links: Aus Sicht der Politikwissenschaft 

ist die Frage nach Privat- bzw. Kollektiveigentum ein Kernelement des Links-Rechts-

Modells. Dies ist jedoch nicht allgemein gültig, beispielsweise war das Sichern von 

Privateigentum im Sinne individueller Freiheit und Unabhängigkeit ein Wichtiges 

Anliegen der Linken zur Zeit der Französischen Revolution. Nichtsdestotrotz ergaben 

die Erhebungen, dass die Begriffe Verstaatlichung, Kollektiveigentum und staatlich 

kontrolliertes Gewerbe klar der Linken und demgegenüber privates Unternehmertum 

der Rechten zugeordnet werden (vgl. ebda. S. 174). 



18 

 

5. Die USA sind rechts, die UDSSR ist links: Die Erhebungen ergaben eindeutig, dass 

die USA und die UDSSR als intellektuelle Referenzen der jeweiligen politischen 

Position gelten, unabhängig davon, ob etwa Franzosen, Amerikaner oder Kanadier 

befragt wurden. 

Grundsätzlich konnten alle fünf Thesen verifiziert werden, und zwar mit überwältigender 

Eindeutigkeit hinsichtlich der Fragen nach Religion, Gleichheit, Privateigentum und dem 

Kontrast zwischen den USA und der UDSSR (wenngleich letztere mittlerweile als veraltet 

angesehen werden mag). Auffallend erscheint jedoch die Differenz zwischen 

Industrienationen und den Staaten der Dritten Welt, welche sich bei einer globalen Auslegung 

des Modells ergibt. In Dritte Welt Staaten zeigt sich der Kontrast zwischen Links und Recht 

zwar klar bei Begriffen wie Privateigentum und den USA vs. UDSSR, die Frage der Religion 

ist hier jedoch nicht universell einer der beiden Positionen zuzuordnen. Dies lässt sich 

dadurch erklären, dass in solchen Ländern die Links-Rechts-Terminologie überwiegend zur 

Beschreibung außenpolitischer Umstände, weniger im innenpolitischen Diskurs genutzt wird 

und lässt sich dadurch bestätigen, dass die Differenzen v. a. für jüngere Länder bzw. für 

Länder, in denen der Gebrauch der Links-Rechts-Dichotomie noch relativ neu ist, zutreffen 

(vgl. ebda. S. 182). Laponce sieht sich letztlich jedoch in allen fünf Thesen bestätigt, die 

Analyse hat anschaulich gezeigt, dass die Göttlichkeit bzw. Religion grundsätzlich der rechten 

Seite, ihre Herausforderer links anzusiedeln sind. Weiters ist Hierarchie rechts und Gleichheit 

links. Diese Grundsätze haben sich seit der Französischen Revolution nicht geändert, wodurch 

sich der fortbestehende Erfolg der Links-Rechts-Begrifflichkeit erklärten lässt. Wenngleich 

die religiöse Komponente nicht in allen erhobenen Ländern dieselbe bedeutende Rolle 

innehält, so konnte dennoch gezeigt werden, dass, sobald sie Eintritt in den politischen 

Diskurs hält, eine relevante Variable der Einteilung im politischen Spektrum darstellt (vgl. 

ebda. S. 206). Laponce veranschaulicht die Beziehung zwischen Links und Rechts 

abschließend als eine Art Krieg, in dem zwar die eine Seite dominiert, jedoch nicht vermag 

die jeweils andere Seite zu eliminieren. Weiters sieht er im Bestehen dieses Machtkampfes 

die Notwendigkeit parlamentarischer Uneinigkeit. Zahlreich in der Literatur belegt ist darüber 

hinaus die Tatsache, dass sämtliche anderen Versuche politische Meinungen auf einer 

einzelnen Dimension darzustellen (z. B. dogmatisch vs. pragmatisch, Idealismus vs. 

Realismus etc.), nicht unabhängig von der Dichotomie Links-Rechts gesehen werden können 

- was als einfache Einteilung begann resultierte in Glaubensgrundsätzen, quasi von einer 

Sitzordnung zu einem allgegenwärtigen Mythos. Dualität und bipolare Positionen dienen als 

Basis aller komplexen Systeme, was sich in der Möglichkeit bzw. Notwendigkeit begründet, 
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die zugrundeliegenden Inhalte vergleichbar zu gestalten. Die Rechte als Seite der Hierarchie 

gilt als vertikal, Links, die Seite der Gleichheit als horizontal. In Folge dessen, dass die 

Horizontale der Vertikale überlegen ist, würde dies auch für das Zusammenspiel zwischen 

Links und Rechts gelten (vgl. ebda. S. 207ff). 

2.1.3.2. KONZEPT DER SCHWINGUNG 

Im analytischen Kontext erscheint das Konzept der politischen Schwingungen von Campbell 

als sehr plausibel, denn die Langlebigkeit etablierter Parteien hat zur Folge, dass solche 

Schwingungen mit der Zeit umso leichter auftreten. Im sozialwissenschaftlichen Diskurs gilt 

der Aspekt der Links-Rechts-Schwingungen als unterbelichtet, wenngleich das Modell im 

Sprachgebrauch der Massenmedien weit verbreitet ist (etwa der Begriff Rechtsruck). Es 

lassen sich drei Formen politischer Schwingungsmuster unterscheiden: 

1. Konzentrations-Dekonzentrations-Schwingungen 

2. Polarisierungs-Depolarisierungs-Schwingungen 

3. Links-Rechts-Schwingungen (vgl. CAMPBELL 1992, S: 166). 

Politische Links-Rechts-Schwingungen als Prozess der Selbstorganisation im Sinne des 

kybernetischen Modells der Systemtheorie dienen dem politischen System, seine Dynamik 

und Elastizität aufrechtzuerhalten, um auf gestellte Anforderungen adäquat reagieren zu 

können. Schwingungen können sowohl die Funktion erfüllen, alltägliche Prozesse und 

Strukturen aufrechtzuhalten, als auch einen Wandel einzuleiten (vgl. CAMPBELL 1996: S. 

26). Bei Links-Rechts-Schwüngen als deutliche Richtungswechsel aller Parteien ist 

charakteristisch, dass dieselben Themenagenden von allen Parteien quantitativ in ähnlichen 

Ausmaßen aufgegriffen wurden. Linksparteien befinden sich dabei widerholt im rechten und 

Rechtsparteien im linken Skalenbereich. Daraus lässt sich die These ableiten, dass 

Richtungsänderungen in der Politik nur durch eine deutlich übersteigerte Form in der 

Kommunikation signalisiert werden können, um die Chance zu erhöhen, dass die 

Richtungsänderung auch beim Wähler ankommt (vgl. JEANNY 2006: S. 313). Zwei Achsen 

lassen sich feststellen, welche dem Prozess der Links-Rechts-Schwingung unterliegen: 

1. Die Achse Regierung und Opposition: Für das Wechselspiel zwischen Regierung und 

Opposition als entscheidendes Merkmal demokratischer Systeme kann konstatiert 

werden, dass keine der von Campbell untersuchten Parteien seit 1945 durchgehend 

den Regierungschef zu stellen vermochte. Es ist davon auszugehen, dass dieser 

Regierungs-Oppositions-Zyklus nicht zufällig erfolgt, da er parallel zu gegebenen 
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Links-Rechts-Schwingungen verläuft. Das ist auch daran erkennbar, dass häufig nicht 

nur einzelne Parteien, sondern ganze Koalitionen in die Oppositionsrolle gedrängt 

werden. Meist, wenn auch nicht immer wird eine rechte Aggregatsmehrheit von einer 

linken abgelöst und vice versa. Damit lässt sich die These untermauern, dass politische 

Links-Rechts-Schwingungen einen immanenten Prozess des politischen Systems 

entwickelter Demokratien darstellen. 

2. Die Achse der Issue-Kompetenz: Hinsichtlich der Salienztheorie (auf welche im 

Unterabschnitt 2.1.6.1. noch genauer eingegangen wird) lässt sich die These 

aufstellen, dass politische Systeme permanent mit einem Pluralismus an Problemen 

bzw. Issues konfrontiert sind. Da jedoch nicht alle Issues gleichzeitig abgedeckt 

werden können, ist es für Parteien erforderlich, Prioritäten zu setzen. Zudem werden 

Parteien von Seiten des Wählers bestimmte Kompetenzprofile zugeschrieben. 

Dahingehend fällt der Links-Rechts-Schwingung die wichtige Funktion einer 

temporalen Arbeitsteilung zu, durch die zeitlich nacheinander alle relevanten Issues 

bzw. Systembedürfnisse der Gesellschaft abgedeckt werden können (vgl. 

CAMPBELL 1996: S. 28f und CAMPBELL 2007: S. 384f). 

2.1.3. Kritik am Links-Rechts-Modell 

Bereits 1959 äußerte Siegfried Landshut die These, das Links-Rechts-Modell wäre aufgrund 

des Nationalsozialismus und der Nachkriegsentwicklungen nicht mehr sinnvoll, da eine 

Nivellierung gesellschaftlicher Unterschiede stattgefunden hat und folglich programmatische 

Positionen von Parteien verschwunden sind, was wiederum zur Entstehung von 

Massenparteien führte (vgl. DUVERGER 1959: S. 8). Auch von Beyme kritisierte, die 

Dichotomisierung würde die Komplexität politischer Programme und Haltungen auf ein 

Minimum reduzieren und häufig zu dem Zwang führen, Ansichten auf einer konkreten Seite 

des Spektrums zu homogenisieren. Das Links-Rechts-Modell versage angesichts der Vielzahl 

an Denkbezügen, die Ursache für den Drang zur Dichotomisierung sieht er im Verschwinden 

der Abstufungen älterer Ständegesellschaften (VON BEYME 1984: S. 313f). John Naisbitt 

behauptete schlicht, die politische Linke und Rechte seien tot, da politische Interventionen 

mittlerweile von der radikalen Mitte ausgingen (vgl. NAISBITT, 1984, S. 5f). 

Zusammengefasst lassen sich somit folgende Argumente gegen die Anwendung der Links-

Rechts-Dichotomie anführen: 

1. Links und Rechts sind zu ungenau und entziehen sich wissenschaftlichen 

Definitionsmöglichkeiten und Operationalisierungen. 
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2. Die politische Trendrichtung hin zur homogenen Mitte führt zu einem Absterben des 

politischen Randes links und rechts. 

3. Die moderne Informationsgesellschaft ist zu komplex für eine lineare Links-Rechts-

Darstellung (vgl. CAMPBELL 1992: S. 168 und CAMPBELL 1996: S. 3f). 

Dem ist allerdings die Parteienforschung entgegenzuhalten, welche sowohl bei der 

Erforschung ideologischer Abstände, als auch bezüglich des Einflusses politischer 

Programme zu dem Schluss kommt, dass das Links-Rechts-Modell nicht ausschließlich ein 

rhetorisches Mittel zur Abwicklung politischer Konflikte darstellt. Die lineare 

Parteiendifferenzierung wird durchwegs als relevant empfunden und v. a. im europäischen 

Raum ist die individuelle Bereitschaft, sich selbst auf einer Links-Rechts-Skala einzuordnen, 

nachweislich sehr hoch – wenngleich vorwiegend eine Positionierung in der Mitte erfolgt 

(vgl. VON BEYME 1984: S. 315). Laponce, Budge und Campbell konnten in ihren 

jeweiligen Untersuchungen ebenfalls zeigen, dass sich Links-Rechts-Positionen durchwegs 

bei den befragten bzw. untersuchten Personen und Programmen herausarbeiten lassen. So 

kann argumentiert werden, dass, wenn Personen an Links und Rechts glauben bzw. die 

Terminologie aktiv gebrauchen, dieser Umstand dafür ausschlaggebend ist, ob Links und 

Rechts auch tatsächlich existieren (vgl. CAMPBELL 1992: S. 168). Die Bereitschaft zur 

Selbstplatzierung kann sogar als Zeichen dafür interpretiert werden, dass in der politischen 

Wählerwahrnehmung die Links-Rechts-Dichotomie allgemein einen hohen Stellenwert 

einnimmt (vgl. CAMPBELL 1996: S. 13). Diese Bereitschaft zur politischen 

Selbsteinordnung erfolgt relativ unabhängig von der sozialen Herkunft, ausschlaggebend sind 

eher Kirchengangshäufigkeit und gewerkschaftliche Bindungen. Aufgrund der höheren 

Sachkenntnis hinsichtlich Haltungen zu einzelnen Politikfeldern, erfolgt die Einordnung in 

Links und Rechts, wie bereits erwähnt, bei Partei-Eliten häufiger, seitens dieser Gruppe wird 

zugleich jedoch die Dichotomisierung auch weit öfter in Frage gestellt (vgl. VON BEYME 

1984: S. 316). Außerdem stufen Wähler linker Parteien diese Parteien gegenüber dem 

Durchschnitt als weniger links ein, genauso wie Wähler rechter Parteien ihre Parteien im 

Vergleich zum Durchschnitt als weniger rechts wahrnehmen (vgl. CAMPBELL 1996: S. 13). 

Folgende Argumente sprechen daher für den Gebrauch des Links-Rechts-Modells zur 

Einordnung politischer Ideologien: 

1. Links und Rechts strukturieren den politischen Raum in dreierlei Hinsicht. Erstens 

sind Parteien auf der Jagd nach Wählerstimmen zur Bildung von Differenzmerkmalen 

zwecks gegenseitiger Abgrenzung gezwungen. Die Nähe-Distanz-Relation der Links-
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Rechts-Dichotomie erfüllt diesen Zweck. Zweitens geben Nähe und Distanz auf der 

Links-Rechts-Skala Aufschluss über die Kompatibilität zweier oder mehrerer Parteien. 

Drittens durchlaufen Gesellschaften eine Phase der politischen Dekonzentration und 

Polarisierung. In diesem Prozess manifestiert sich eine expandierende räumliche 

Bandbreite, wodurch die politischen Ränder links und rechts verstärkt Konturen 

annehmen. 

2. Moderne und postmoderne Gesellschaften zeichnen sich durch eine zunehmende 

Überkomplexität aus, etablierte Strukturen befinden sich in einem Prozess des 

Wandels und der Pluralisierung. Dahingehend stellt einerseits die Wissenschaft den 

Anspruch einer Differenzierung, andererseits steigt, bedingt durch jene 

Überkomplexität, auch der allgemeine Bedarf nach klaren und simplen politischen 

Strukturen. Indem die Links-Rechts-Dichotomie die Komplexität des politischen 

Systems auf eine einzige Skala reduziert, wird sie diesem Bedürfnis gerecht. 

3. Regierungen und somit Regierungsparteien sind vor das Paradoxon gestellt, einerseits 

Sowohl-als-auch-Strategien zu forcieren um multifunktionale Systembedürfnisse von 

Gesellschaften abdecken zu können und andererseits gezwungen, Entweder-oder-

Handlungsprioritäten zu setzen, welche sich in Links versus Rechts übersetzen lassen 

(vgl. CAMPBELL 1992: S. 168f, CAMPBELL 1996: S. 14ff und CAMPBELL 2007: 

S. 383f). 

Mit Gewissheit kann letztlich nur gesagt werden, dass unter den Experten kein Konsens, wenn 

nicht sogar ein Dissens hinsichtlich der Relevanz eines räumlichen Konzeptes für politische 

Ideologien besteht. Campbell argumentiert jedoch schlüssig, dass, wenn Menschen an das 

Links-Rechts-Modell glauben, dieses auch im politischen Sinne existiert. Links und Rechts 

bestehen nicht unabhängig von politischer und kultureller Wahrnehmung, sondern sind deren 

Bestandteil, bzw. werden durch sie produziert (vgl. CAMPBELL 1996: S. 6f). Exemplarisch 

lässt sich dies am Verhältnis von Gott und Religion demonstrieren: Gott ist im empirischen 

Sinne weder nachweisbar noch wiederlegbar. Während Gott also eine empirisch nicht 

falsifizierbare Glaubensfrage darstellt, ist hingegen ebendieser Glaube bzw. Nicht-Glaube ein 

empirisch untersuchbares Phänomen. Jedenfalls handelt es sich bei der Links-Rechts-

Dichotomie um eine kultur-anthropologische Konstante, welche zumindest für den 

euroamerikanischen Kulturraum bzw. die sogenannten westlichen Zivilisationen eine 

relevante Rolle spielt (vgl. ebda. S. 8ff). Es erscheint daher als nicht legitim, Personen 

aberkennen zu wollen gemäß einem Links-Rechts-Schema zu handeln. Ebenso erscheint es 

unplausibel, die Links-Rechts-Dichotomie aus der wissenschaftlichen Sprachregelung des 



23 

 

politikwissenschaftlichen Diskurses zu verbannen. Wählerwahrnehmungen sollten letztlich 

ernst- bzw. wahrgenommen und nicht von oben herab negiert werden (vgl. ebda. S. 14). 

„Die abgedroschene Feststellung, dass es nunmehr weder eine Rechte noch eine Linke gibt, 

gewinnt unter den heutigen gesellschaftlichen Bedingungen eine neue intellektuelle und 

praktische Kraft. Unterscheidungen zwischen der Rechten und der Linken sind natürlich 

immer schon im gewissen Maße konfus oder mehrdeutig gewesen, und der Radikalismus war 

nie ausschließliches Eigentum der Linken. Die Unterscheidung der beiden besaß jedoch 

während der ganzen Zeit Überzeugungskraft, in der sich die modernen Institutionen im 

Zeichen einer einfachen Modernisierung herausbildeten. Um es wage zu formulieren: Die 

Linke wie die meisten Liberalen traten für die Modernisierung, für einen Bruch mit der 

Vergangenheit ein und versprachen eine gerechtere und humanere Gesellschaftsordnung.“ 

(GIDDENS 1997: S. 80) 

Für die empirische Untersuchbarkeit der Links-Rechts-Dichotomie lassen sich 

zusammengefasst zwei Argumente anführen: 

1. Im Sinne des Konstruktivismus repräsentieren Links und Rechts ein entscheidendes 

politisches Wahrnehmungsmuster, welches von der Mehrheit der Bevölkerung 

akzeptiert und angewandt wird. Daraus ergibt sich weiters, dass die Links-Rechts-

Dichotomie Wahrnehmungsmuster strukturiert. 

2. Aus allen angeführten Untersuchungen lässt sich schließen, dass politische Links-

Rechts-Schwingungen kein theoretisch postuliertes, sondern real existierendes 

empirisches Phänomen darstellen. Bei Links-Rechts-Schwingungen handelt es sich um 

einen systemimmanenten Prozess des Politischen, was wiederum eine systematische 

Analyse nicht nur rechtfertigt, sondern im Sinne der Sozial- bzw. Politikwissenschaft 

geradezu erfordert (vgl. CAMPBELL 1996: S. 34f). 

2.1.4. Sozialismus und Konservatismus 

Unter dem Titel Beyond Left and Right befasst sich Giddens mit einem neuen, dritten Weg – 

eben jenseits von Links und Rechts – welcher die Bewahrung sozialer Werte mit 

Marktpraktiken kombinieren soll, die Wohlstand erzeugen und ökonomische Ungleichheit 

abbauen. Dafür analysiert er eingangs die Standpunkte der beiden politischen Richtungen, 

wobei er synonym dafür die, im angloamerikanischen Sprachraum eher üblichen, Begriffe 

Sozialismus und Konservatismus gegenüberstellt (vgl. GIDDENS 2001: S. 436f). 

Zusammengefasst kommt Giddens zu dem Schluss, dass sich heutzutage der radikal 
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gewordene Konservatismus und der konservativ gewordenem Sozialismus gegenüber stehen, 

wobei zweiterer seit dem Fall der Sowjetunion bestrebt ist, den Sozialstaat zu bewahren (vgl. 

GIDDENS 1997: S. 20). 

2.1.4.1. KONSERVATISMUS 

Der ursprüngliche Altkonservatismus stand im Wesentlichen für die Verteidigung des Ancien 

Régime, insbesondere des Katholizismus gegen die immer weiter um sich greifenden Kräfte 

der Französischen Revolution. Er steht für Hierarchie, Adel, Vorrang des Kollektivs oder des 

Staates vor dem Einzelnen und für die überragende Bedeutung des Heiligen. Der 

Altkonservatismus ging letztlich daran zugrunde, dass die Gesellschaftsformen, die er zu 

schützen trachtete, mehr oder weniger vollständig verschwanden. Weiters war er 

grundsätzlich nicht nur dem Handel, sondern dem Kapitalismus überhaupt feindlich gesinnt, 

und wenngleich auch heute von vielen Konservativen die Religion als grundlegende 

Weltanschauung angesehen wird, machen die meisten nicht mehr geltend, dass die 

Gesellschaftsordnung selbst etwas Gottgeweihtes darstellt. Nach dem Aussterben des 

Altkonservatismus in der Nachkriegszeit lassen sich vereinfacht gesagt drei Perspektiven 

innerhalb des Konservatismus differenzieren: Der Philosophische Konservatismus, der 

Neokonservatismus und, davon zu unterscheiden, die Neuen Rechten bzw. der 

Neoliberalismus (vgl. GIDDENS 1997: S. 48ff). 

Der Philosophische Konservatismus beruht auf den drei strukturellen Hauptbegriffen 

Autorität, Loyalität und Tradition. Er vertraut auf bekannte und erprobte Einrichtungen und 

möchte sie mit aller Autorität ausstatten, die für die Bildung eines anerkannten und objektiven 

öffentlichen Bereichs notwendig ist. Die Loyalität ist dabei nicht von Einzelentscheidungen 

abhängig, sondern ergibt sich aus dem, was in sozialer und sittlicher Hinsicht transzendiert ist, 

während sie ihrerseits dieser Transzendenz Ausdruck verleiht. Die Transzendenz gehört zum 

Kern der Tradition, durch sie werden Verbindungen zwischen Loyalität und Autorität 

hergestellt, da sie einen Vorrat von nach und nach abgelagerten Einsichten früherer 

Generationen bildet. Im politischen Bereich ist es der Staat, der Autorität, Loyalität und 

Tradition zusammenbringt, um den Staatsbürger als Untertanen zu bestimmen (vgl. ebda. S. 

52f). Die Hauptvertreter des Philosophischen Konservatismus finden sich in Deutschland und 

den USA. Diese akzeptieren zwar den alles durchdringenden Einfluss des Kapitalismus und 

der liberalen Demokratie, wenngleich diese ihrer Sicht nach die bürgerliche Ordnung sowie 

die traditionellen Symbole und Gebräuche, auf denen ein sinnvolles soziales Dasein beruht, 

zerstören. Die Aufgabe des Konservatismus sei der Erhalt von Institutionen, in denen 
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außerhalb von Politik und Ökonomie eine moralische Sinngebung immer noch möglich ist (z. 

B. Familie oder Kirche). Der Neokonservatismus weist hingegen eine Reihe von Merkmalen 

auf, die sich deutlich davon unterscheiden. Er ist gegen die meisten Formen des Sozialismus 

und des Liberalismus (im amerikanischen Sinn) und ist im Gegensatz zum Altkonservatismus 

ausdrücklich antiromantisch. Seine Herkunft führt er nicht auf das Ancien Régime, sondern 

auf die Antike zurück. Der Neokonservatismus empfindet zudem eine Begeisterung für den 

liberalen, demokratischen Kapitalismus und betrachtet eine vorherrschende marktorientierte 

Wirtschaftsform als notwendige, aber keinesfalls hinreichende Bedingung für eine 

funktionierende Gesellschaft. Man ist überzeugt von der Notwendigkeit ökonomischen 

Wachstums, welches jedoch kein Selbstzweck sein dürfe, sondern im Sinne einer sozialen und 

politischen Stabilität gesehen wird. Der Neokonservatismus steht für bescheidene 

Regierungseingriffe in die Wirtschaft, den amerikanischen Liberalismus jedoch bekämpft er, 

weil er derartige Interventionen mit einer Laissez-faire-Einstellung zu Sitte und Moral 

verbindet. Der Neokonservatismus ist daher nicht nur patriotisch, sondern nationalistisch 

orientiert, denn der Patriotismus folge aus der Anhänglichkeit an die Vergangenheit des 

jeweiligen Landes, während der Nationalismus der Hoffnung auf die Zukunft des Landes 

entspringen würde (vgl. ebda. S. 56ff). 

Wenngleich der Neokonservatismus Anspruch auf die Zukunft erhebt, sind es vor allem die 

Neuen Rechten, die als radikale Kraft konservativer Politik gewirkt haben. Ihre Ideen sind 

eher neoliberalistisch als neokonservativ, da das ökonomische Marktgeschehen eine überaus 

bedeutende Position einnimmt. Nach neoliberaler Ansicht gilt das kapitalistische 

Unternehmen nicht als Ursache der gesellschaftlichen Probleme, sondern, im Gegenteil, als 

Ursprung aller positiven Eigenschaften unserer Zivilisation. Das konkurrenzorientierte 

Marktsystem maximiere die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft und sei Garant individueller 

Freiheiten und gesellschaftlicher Solidarität. „Im Gegensatz zum Altkonservatismus schätzen 

die Neoliberalen den ökonomischen Individualismus und erblicken in diesem den Schlüssel 

zum Erfolg der Demokratie im Rahmen eines minimalstaatlichen Gebildes.“ (ebda. S. 60) Der 

Hauptzweck von Regierungen bestünde somit nicht im Hervorbringen bestimmter 

Dienstleistungen und Produkte, welche der Staatsbürger konsumiert, sondern in der Kontrolle 

darüber, dass die Mechanismen, welche die Produktion von Gütern und Dienstleistungen 

regulieren, betriebsfähig sind. Märkte bilden die Grundvoraussetzung für individuelle 

Freiheit, Beeinflussung der Marktkräfte führe demnach zur Unterdrückung der durch 

Marktverhältnisse geförderten Freiheit. Demgegenüber sei der Sozialismus niemals 

demokratisch geworden und es sei auch unmöglich ihn demokratisch zu gestalten (vgl. ebda. 
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S. 61f). „Der auf unerbittlichen Marktkräften beruhende Kapitalismus schenke der 

gesellschaftlichen Herkunft, der Hautfarbe oder der Ausdrucksweise der Menschen keine 

Beachtung. Zielstrebiges Trachten nach Gewinn ermuntere durchaus nicht zum Egoismus, 

sondern sei eine Quelle der sittlichen Kraft, weil es politische Befangenheit oder soziale 

Vorurteile ausschließe.“ (ebda. S. 62) Zu den Mängeln des Sozialstaates zähle, dass er nicht 

den Ärmeren, sondern den Bessergestellten nütze und darüber hinaus bürokratische 

Auswüchse und die Abhängigkeit vom Sozialstaat zur Folge hätte. Der Minimalstaat solle 

jedoch ein starker Staat sein, um die den Wettbewerb garantierenden Gesetze durchzusetzen, 

gegen äußere Feinde zu schützen und integrationsfördernde, nationalistische Gefühle zu 

stützen. Ebenso solle das Familienleben stark sein, um es vor sittlichem Verfall zu bewahren, 

da Menschen durch das sozialstaatliche System daran gewöhnt würden, vom Staat 

Unterstützungen zu erwarten, die früher von Familien geleistet wurden (vgl. ebda. S. 63f). Im 

Neoliberalismus verleiht der Besitz von Eigentum und dessen Übertragung von einer 

Generation auf die nächste der Familie ihre Kontinuität sowie ein starkes Gefühl der 

Solidarität aufgrund gemeinschaftlicher Anteile am Eigentum. Diese Auffassung von Familie 

ist der Verbindungspunkt zwischen Tüchtigkeitstugend und herkömmlichen Themen des 

Konservatismus (vgl. ebda. S. 66). „Der starke Staat wurde von den Konservativen nicht 

deshalb geschätzt, weil er Bedingungen schuf, unter denen alle Berufe als gleichberechtigt 

galten, sondern weil er die Hierarchie schützte“ (ebda. S. 68) Laut Giddens erscheint es 

unlogisch, dass der Neoliberalismus größtenteils die Lehren des klassischen Liberalismus 

übernimmt, jedoch nationale Gefühle und einen starken Staat anstrebt, da Märkte nicht in 

notwendiger Verbindung zu Nationalstaaten stehen, deren Grenzen sie ja ständig 

überschreiten. „Ebenso wenig wie Märkte soziale und kulturelle Unterschiede zwischen 

Individuen berücksichtigen, kümmern sie sich um die Unterschiede zwischen Nationen.“ 

(ebda.) Bei staatlichem Handeln wird von den Neuen Rechten zwar eine gewisse 

Unvollkommenheit eingestanden was die Wirtschaftsplanung betrifft, nicht aber wenn es um 

die Märkte an sich geht. Diese werden als reibungslos funktionierende Maschinen begriffen, 

die endloses Wirtschaftswachstum gewähren (vgl. ebda. S. 70). 

Der Kollektivismus – also der Sozialstaat inklusive makroökonomischer Planung – hat über 

einen erheblichen Zeitraum gut funktioniert. In der Periode gesamtwirtschaftlichen 

Wachstums war der Kapitalismus mit seinen Tendenzen zu Auf- und Abwärtszyklen sowie zu 

ökonomischer Polarisierung einigermaßen unter Kontrolle. Dies änderte sich, als der 

Keynesianismus seine Effektivität aufgrund der zusammenhängenden Einflüsse von 

verstärkter Globalisierung und Umgestaltung des Alltagslebens verlor. Globalisierung 
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bedeutete dabei nicht nur eine Internationalisierung des wirtschaftlichen Wettbewerbs, es 

entstand eine neue Kommunikationsordnung. In Bezug auf das Alltagsleben fand eine 

Entrationalisierung statt, was eine Beschleunigung der Reflexivität der nicht zu den Experten 

zählenden Bevölkerung bedeutet. „In einer Welt der einfachen Modernisierung konnte der 

Keynesianismus noch lediglich gut funktionieren, während er in einer Welt der reflexiven 

Modernisierung – also in einer Welt der gestiegenen sozialen Reflexivität – nicht zu überleben 

vermochte.“ (ebda. S. 71) Der Wandel des Alltagslebens wird nach Giddens seitens der 

Konservativen mit dogmatischer Betonung auf traditionelle Werte des Familienlebens etc. 

erfasst und der Traditionsabbau in diesem Bereich verurteilt, wo er doch durch die 

bedingungslose Unterstützung der Marktkräfte gefördert wird. Der Kapitalismus beruhe auf 

der grenzenlosen ökonomischen Akkumulation, jedes Nachlassen des Wirtschaftswachstums 

wird als Mangel des Systems interpretiert (vgl. ebda. S. 72ff). 

Im Konservatismus ist der Traditionsbegriff grundlegend, auf ihn bauen wie schon erwähnt 

die Begriffe Autorität und Loyalität auf. Es käme nämlich auf keine beliebige Form der 

Autorität an, sondern auf eine von traditionellen Symbolen geprägte. Insofern bezieht sich 

Loyalität auf den Anschluss an Gruppen, welche nicht bewusst oder rational, sondern auf 

traditioneller Basis organisiert sind. Die Eigenschaft der Tradition welche sie von 

Gepflogenheiten und Gewohnheiten sowie von technischem bzw. fachgebundenem Wissen 

abhebt, ist die Vorstellung von ritueller und offenbarter Wahrheit, aus der zugleich ihre 

Autorität entspringt. Zentral für Traditionen ist nicht die Vergangenheit, sondern die in der 

Tradition immanente Weisheit –  rituelle Wahrheit kommt im Handeln zum Vorschein, in der 

Wiederholung formelhafter Praktiken (vgl. ebda. S. 75ff). Um als traditionell zu gelten, muss 

ein Verhaltensmerkmal nicht eine lange Zeit überdauern, sondern in praktischer Form – quasi 

vom Lehrer zum Schüler – weitergegeben werden. „Die Umgestaltung der Tradition verläuft 

nicht nur parallel, sondern konvergiert mit dem Verschwinden der Natur.“ (ebda. S. 78) 

Tradition in traditioneller Weise zu verteidigen bedeutet, ihre rituelle Wahrheit zu behaupten, 

während die moralische und kulturelle Kommunikation die einzige Grundlage für den 

Kosmopolitismus bildet. Fundamentalismus stellt in einer Welt kosmopolitischer 

Kommunikation eine potentielle Bedrohung dar, denn er bedeutet 

Kommunikationsverweigerung unter dem Umstand, in welchem ein solcher Dialog das 

einzige Verfahren wechselseitigen Entgegenkommens darstellt. Durch Schützen der Tradition 

wird die Kontinuität der Vergangenheit bewahrt sowie jene für die Zukunft hergestellt (vgl. 

ebda. S. 79f). 
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2.1.4.2. SOZIALISMUS 

„Dass der Sozialismus aus dem Zerfall des ‚Ancien régime‘ hervorging, ist ebenso eindeutig 

wie die Entstehung des Konservatismus aus dem Versuch, das ‚Ancien régime‘ zu schützen.“ 

(GIDDENS 1997: S. 82) Laut Giddens stellt sich der Sozialismus als Erbe der Aufklärung 

ebenso wie der Liberalismus gegen die Tradition. Die Geschichte bringe nicht den Willen 

Gottes zum Ausdruck, sondern stelle das Resultat menschlicher Kämpfe und Kreativität dar. 

Das Marx‘sche Schema historischer Entwicklung wurde jedoch v. a. von den Sozialisten 

abgelehnt, welche einen evolutionären Sozialismus gegenüber einem revolutionären 

bevorzugten. Gemein ist beiden allerdings die Ansicht, dass sich die von Menschen 

geschaffenen Probleme der Geschichte auch von Menschen lösen lassen; in dieser Annahme 

unterscheiden sie sich vom Konservatismus ebenso wie vom Liberalismus (vgl. ebda. S. 82ff). 

Eine wichtige Facette des Sozialismus sowie Quelle unterschiedlicher Theorien ist das Motiv 

der Gleichheit. Der Sozialismus betont die Vorrangstellung der Gemeinschaft gegenüber dem 

Individuum und bezieht sich (nach Durkheim) damit auf den Kommunismus. Dabei handelt es 

sich um ein auf die Antike zurückgehendes Gedankengebäude, welches Privateigentum und in 

Folge die Akkumulation von persönlichem Reichtum als Anreiz für den individuellen 

Egoismus zum Wettbewerb und damit als soziales Übel bzw. sittliche Gefahr auffasst. 

Kommunismus trachtet nach einer asketischen Nivellierung nach unten, das Private dürfe 

nicht die Oberhand über das Gemeinschaftliche gewinnen. Er beruht  nicht auf Steuerung der 

Produktion sondern Regulation der Konsumtion. „Er ist im Wesentlichen eine ethische 

Ordnung, die im Egalitarismus nicht so sehr einen Selbstzweck erblickt, sondern eher eine 

Instanz der notwendigen sittlichen Kontrolle, die die Schwachen vor den Starken schützt.“ 

(ebda. S. 86f) Der Sozialismus als Nachfolger des Kommunismus war die Reaktion auf die 

politische und industrielle Umwälzung des ausgehenden 18. Jahrhunderts, sein geistiger 

Ursprung liegt in der Aufklärung, wobei es weniger um Gleichheit, als um Vernunft ging. 

Sozialismus und Liberalismus stimmen in der zentralen Rolle wirtschaftlichen Handelns für 

die Gesellschaftsordnung überein, doch im Unterschied zum Liberalismus müsse laut 

Sozialismus das industrielle Geschehen direkt koordiniert werden und zwar v. a. bei der 

Produktion und nicht beim Konsum (vgl. ebda. S. 87f). Laut Marx erzeugt der Kapitalismus – 

je nach Interpretation – die absolute oder die relative Verelendung der Arbeiterklasse. Weiters 

ist kapitalistische Wirtschaft dem sich wiederholenden Kreislauf von Aufschwung und Krise 

unterworfen, wobei Zeiten wirtschaftlicher Depression Arbeitslosigkeit zur Folge haben. 

Zudem führt die Krisentendenz der kapitalistischen Wirtschaft zu deren Sozialisierung, 

allerdings nicht zum Sozialismus, da in Krisensituationen v. a. die großen Bereiche überleben, 
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welche schließlich im größeren Ausmaß wachsen, als die nicht mehr konkurrenzfähigen, 

kleineren Protagonisten. Durch den Prozess der Kapitalkonzentration entstehen riesige 

Betriebe mit monopolistischer bzw. oligopolistischer Kontrolle über den jeweiligen 

Industriesektor. Aufgrund des zentralisierten Kapitals unterliegt der Markt zudem vermehrt 

Eingriffen seitens der Staatsbank oder sonstigen Regierungsinstanzen. Je weiter dieser 

Prozess voranschreitet, desto bewusster werden die Beziehungen zwischen Produktion und 

Konsumtion, denn große Firmen und zentralisierte Finanzorganisation haben die Möglichkeit, 

Bedingungen, unter denen Märkte funktionieren, zu beeinflussen. Demgegenüber haben viele 

Sozialisten jedoch eingesehen, dass zentrale Planung erhebliche Beschränkungen und 

Gefahren zur Folge hat (vgl. ebda. S. 90ff). 

In Bezug auf das Zusammenspiel zwischen Sozialismus und Demokratie hielt Marx die 

Demokratien seiner Zeit für einen Schwindel, da sie ihrem Allgemeinheitsanspruch nicht 

gerecht wurden. Die vermeintlich allen offenstehenden demokratischen Rechte waren 

tatsächlich nur einer privilegierten Minderheit zugänglich – erwachsenen, männlichen 

Vermögensbesitzern. Diese Situation brachte er mit der Macht der kapitalistischen Klasse in 

Verbindung. Einige Anhänger Marx‘ spielten in Folge die Bedeutung der Demokratie 

herunter, um der Revolution den Vorrang einzuräumen. Im Kontext der Ungleichheit war für 

sie fraglich, inwiefern eine Demokratie bei ungleicher Ressourcenverteilung und daraus 

resultierenden Einbußen formaler Rechte funktionieren kann (vgl. ebda. S. 93f). Marx und 

seine Anhänger hielten politische Parteien für den Ausdruck von Klasseninteressen und waren 

überzeugt, diese würden verschwinden, sobald die Klassengesellschaft überwunden ist. Die 

Demokratisierung einer sozialistischen Gesellschaft hielt Marx daher für einen Aspekt, 

welcher aus dem Verschwinden des Staates resultiert. Der Sozialismus taugt allerdings mehr 

zur Kritik als zur Neugestaltung, denn: Die sozialistische Erweiterung der Demokratie steht 

im Widerspruch zwischen rationaler Ausrichtung des Wirtschaftslebens einerseits und dem 

Streben nach Gleichheit andererseits, was sich in der Mehrdeutigkeit des Sozialstaats äußert. 

Sozialismus bedeutet letztlich das Ersetzen der irrationalen Momente kapitalistischer 

Unternehmerwirtschaft durch gesteuerte Kontrolle des Wirtschaftslebens (vgl. ebda. S. 95ff). 

Die Entscheidung zwischen Revolution und Reform ist dabei eine historische Frage des 

Sozialismus. „Die sozialistische Revolution soll den von früheren bürgerlichen Umwälzungen 

eingeleiteten Prozess vollenden, durch den man der Vergangenheit entrinnt und in eine vom 

Menschen bestimmte Zukunft gelangt. […] sie ist jedenfalls die Äußerung eines 

Gesellschaftswechsels, ein Übergang von einer Gesellschaftsform zur anderen.“ (ebda. S. 
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97f) Während einst der Sozialstaat den linken Flügel intern gegeneinander aufbrachte, 

entstand mit der Zeit eine Situation, in der die Rechten, welche den Sozialstaat kritisieren, den 

Linken, welche ihn verteidigen, gegenüberstehen. Ein Großteil der Marxisten kritisierte 

überwiegend den Kapitalismus; der Sozialstaat wurde entweder als entscheidende Schranke 

zur Errichtung des vollkommenen Sozialismus begriffen, oder als Zwischenstation auf dem 

Weg dorthin. Sie zögerten nicht, die Beschaffenheit einer sozialistischen Gesellschaft 

anzugeben, welche sie jedoch nicht in der Sowjetunion verwirklicht sahen. Der revolutionäre 

Sozialismus sowjetischer Prägung – sieht man von seiner Brutalität ab – funktioniert in etwa 

so lange und aus den gleichen Gründen wie der Keynesianismus (vgl. ebda. S. 99f). „Er bot 

dem Kontext der einfachen Modernisierung ein Gerüst der wirtschaftlichen Entwicklung, das 

mit dem Staat eng in Verbindung stand.“ (ebda. S. 100f) 

In der modernen Gesellschaft stehen sich zwei entgegengesetzte Einflüsse gegenüber, die 

polarisierende Wirkung der kapitalistischen Wirtschaft und die integrierende Wirkung des 

staatsbürgerlichen Handelns. Während die kapitalistische Klassenspaltung Bevölkerungsteile 

trennt, schafft das staatsbürgerliche Element (entgegen Marx‘ Auffassung) soziale Kohäsion, 

da die staatsbürgerlichen Rechte allen zukommen, wenngleich sie in den Anfangszeiten des 

Kapitalismus noch großteils von jenen eingebüßt werden mussten, die keine Lohnarbeit 

verrichteten oder nur geringe Löhne erhielten. Mit der Zeit erstarkte die Arbeiterklasse jedoch 

durch das Etablieren politischer Staatsbürgerrechte, was im Wesentlichen in einem Sozialstaat 

resultierte. Der Sozialstaat als Kompromiss zwischen den Klassen verhindert so die von Marx 

vorhergesagte Revolution (vgl. ebda. S. 106f). Die Kapital besitzende Klasse hat nicht, wie 

Marx annahm, ihre Macht gesteigert, im Gegenteil haben sozialstaatliche Einrichtungen 

infolge ihrer Expansion viele Entscheidungen und Ressourcen übernommen. Der 

Sozialismus-Begriff hat letztlich keine genau umrissene Bedeutung, allgemeines Kennzeichen 

ist sein ethischer Gehalt: Streben nach Ideen sozialer Zusammenarbeit sowie allgemeiner 

Wohlfahrt und Gleichheit – was eben nicht selten zur Verurteilung des Kapitalismus führt. 

Denn der Sozialismus beruht auf Kritik des Individualismus und ist abhängig vom Streben 

nach kollektivem Handeln und Beteiligung sowie einer gemeinsamen Verantwortung für 

soziale Wohlfahrt. Wirtschaftliche Umverteilung sei erforderlich, jedoch auch das 

Vermindern von Ungleichheit und Konflikten. Sozialer Unmut ist in diesem Zusammenhang 

einerseits als Resultat von Menschen anzusehen, die nicht vermögen, einen Platz in der 

Gesellschaft zu finden, der ihrer Begabung entspricht und andererseits als Konsequenz der 

generationsübergreifenden Weitergabe von Positionen mit Reichtum und Macht. 

Chancengleichheit erscheint dem Sozialisten als unzureichend, soziale Gleichheit bedeutet ein 
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egalitäres Bildungssystem, Verminderung geerbten Wohlstandes und die Umstrukturierung 

von Arbeitsbedingungen. Zudem wird ein hohes Maß an Demokratie der Arbeitsverhältnisse 

eingefordert, worunter v. a. korporatistische Elemente zu verstehen sind. Und obwohl es sich 

um kein Allheilmittel handelt, wird die Verstaatlichung grundlegender Industriezweige 

befürwortet, wenngleich zunehmend die Einsicht besteht, dass staatliche ebenso wie private 

Betriebe ihre Leistung einbüßen können, weshalb Wettbewerb mittlerweile allgemein als 

vorteilhaft aufgefasst wird (vgl. ebda. S. 108f). 

2.1.5. Links und Rechts in Österreich 

In Bezug auf die politische Situation in Österreich sind v. a. die Erhebungen von Michael 

Laver und Ian Budge von Bedeutung (auf die zugrunde liegenden Methoden wird im nächsten 

Abschnitt 2.1.6. detailliert eingegangen). Sie zeigen, dass, im Sinne des Links-Rechts-

Modells, die Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ) in Österreich die größte 

Positionskonstanz aufweist, mit einem größeren Linksausschlag 1970 und einem 

Rechtsausschlag 1995. Die Österreichische Volkspartei (ÖVP) ist über die Zeit hinweg jene 

Partei, welche insgesamt am durchgehendsten rechts positioniert ist – nicht, wie man 

vielleicht erwarten würde, die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ). Diese präsentierte sich 

in den 1950er Jahren als Partei der Mitte, in den 1960er Jahren überwiegend sogar mit linken 

Themen. In ihrer relativen Position rechts außen befindet sich die FPÖ erst seit dem 

Wahlprogramm von 1979, seit den 1990er Jahren wandert sie kontinuierlich nach rechts. Die 

Grünen begann auf einer Links-außen-Position und machte den Trend 1990 bis 1995 nach 

rechts hin mit. Daraufhin wanderte sie wieder nach links, mit dem Wahlprogramm von 2002 

befindet sie sich wie ursprungs auf der Links-außen-Position, welche von 1994 bis 1999 die 

SPÖ übernahm. Das Liberale Forum (LIF) ist am schwierigsten zu verorten, mit ihrem 

Wahlprogramm 1995 ist es jene Partei, welche bisweilen am weitesten rechts positioniert 

wurde, was auf den ausgeprägten Wirtschaftsliberalismus zurückzuführen ist. (vgl. JENNY 

2006: S. 313). Ab dem Jahr 1995 gilt das LIF als Mitte-Links-Partei, wobei die neutrale Mitte 

im Jahr 1994 überschritten wurde (vgl. CAMPBELL 2007: S. 387). Das Bündnis Zukunft 

Österreich (BZÖ) existierte zum Zeitpunkt der zitierten Erhebungen noch nicht, es ist jedoch 

davon auszugehen, dass sich die Differenzen zur Ursprungspartei FPÖ in Grenzen halten. Die 

Kommunistische Partei Österreich (KPÖ) ist nachvollziehbarer Weise links einzuorden. 

Campbells Expertenbefragungen, welche an Untersuchungen von Castles und Mair 

anknüpfen, verorten Links-Rechts-Positionierungen anhand einer Skala, welche von 0 bis 10 

reicht: 0-1,25=Ultra Left, 1,25-3,75=Moderate Left, 3,75-6,25=Centre, 6,25-8,75=Moderate 
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Right und 8,75-10=Ultra Right. Als Experten galten dabei Personen, die wissenschaftlich 

und/oder universitär entweder im Bereich der Politikwissenschaft im engeren Sinn arbeiteten, 

oder solche, die gesamtwissenschaftliche Themen mit einer sozialwissenschaftlichen 

Ausrichtung behandelten; die Befragung erfolgte anonym (vgl. ebda. S. 167). Das Ergebnis 

lautet wie folgt: KPÖ (2,08) – Die Grünen (3,12) – SPÖ (4,31) – ÖVP (6,15) – FPÖ (8,27). 

Es können also zwei politische Raumzonen mit einem Links-Rechts-Übergang zwischen SPÖ 

und ÖVP differenziert werden (vgl. CAMPBELL 1992: S. 167ff und CAMPBELL 1996: S. 

236). Zudem lässt sich anhand der Varianz der Links-Rechts-Positionswerte ablesen, wie groß 

der relative Konsens unter den Experten über die Positionierung der Parteien ist (aufsteigend 

geordnet): ÖVP 0,308; SPÖ 0,397; Die Grünen 1,006; FPÖ 1,609; KPÖ 1,674. Hieraus lässt 

sich schließen, dass die Großparteien ÖVP und SPÖ über die eindeutigsten räumlichen 

Positionen verfügen bzw. dass ihre Links-Rechts-Positionen zueinander gewissermaßen einen 

Referenzrahmen für das politische System Österreichs bilden. Kleinparteien sind hingegen, 

was ihre Raumbewegung betrifft, flexibler und somit auch schwieriger einzuschätzen, 

wenngleich einstimmiger Konsens darüber besteht, Die Grünen links einzuordnen. Zusätzlich 

zum Mittelwert hat Campbell die ideologische Bandbreite der politischen Parteien abgefragt 

und kam für das Jahr 1991 zu folgendem Ergebnis: KPÖ 0,83-3,67; Die Grünen 1,39-5,69; 

SPÖ 2,73-6,15, ÖVP 4,00-7,81, und FPÖ 5,62-9,69. Die Analyse der Bandbreite zeigt, dass 

Die Grünen und die FPÖ das größte, die KPÖ das engste ideologische Spektrum aufweisen; 

die Großparteien SPÖ und ÖVP liegen im Mittelfeld. Daraus lässt sich die These ableiten, 

dass Kleinparteien, um erfolgreich operieren zu können, größere politische Bandbreiten 

abdecken müssen
2
 (vgl. CAMPBELL 1992: S 171ff). 

 

Abbildung 1: Politische Verortung der Österreichichen Parteien 

 

                                                 
2
 Ebenfalls erhoben wurden die Vereinte Grüne Österreichs (VGÖ). Mit einem Positionswert von 6,68, einer 

Bandbreite von 4,75-8,08 und einer Varianz von 0,904, werden sie demnach mit großem Konsens als rechts mit 

einem sehr engen ideologischen Spektrum eingestuft. 
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Die Experten wurden darüber hinaus gebeten, Einschätzungen über die Jahre 1975 und 1985 

zu formulieren, gemeinsam mit dem Referenzpunkt 1991 können so die Bewegungen der 

Parteien über die Zeit hinweg analysiert werden. Dabei fallen drei Beobachtungen auf: 

1. Der ideologische Abstand zwischen den beiden Großparteien verringert sich 

kontinuierlich. Dies erscheint logisch unter der Prämisse einer eingipfeligen Links-

Rechts-Verteilung der Präferenzen in der Bevölkerung. Die Ränder werden geopfert, 

um sich zur Mitte hin zu entwickeln, wo die meisten Wählerstimmen zu gewinnen 

sind. 

2. Der ideologische Abstand zwischen allen im Parlament vertretenen Parteien 

vergrößert sich. Dieser Polarisierungsprozess kann als direkte Reaktion auf die 

Distanzabnahme zwischen den beiden Großparteien gesehen werden. Die frei 

gewordenen Ränder und Nischen werden politisch neu besetzt, links durch Die 

Grünen und rechts durch die FPÖ. 

3. Über den Zeitraum 1975 bis 1991 hat im Parteiensystem ein Rechtsruck stattgefunden, 

einzige Ausnahme bildet die (in diesem Zeitraum jedoch nur noch marginale 

Bedeutung innehabende) KPÖ. Eine mögliche Erklärung ist, dass in diesem Zeitraum 

auch in der Wahrnehmung der Wähler ein Rechtsschwung stattgefunden hat und die 

Positionsveränderung der Parteien somit als Adaptionsprozess an neue Public Opinion 

Mainstreams gesehen werden kann (vgl. ebda. S. 171f). 

In einer weiteren Studie von Müller wurden 1997/98 Nationalratsabgeordnete hinsichtlich 

ihrer eigenen Links-Rechts-Einschätzung befragt. Die Selbsteinstufung stimmt generell mit 

der Fremdwahrnehmung überein. Grüne und SPÖ sind Linksparteien, ÖVP und FPÖ 

Rechtsparteien, die Mitglieder des LIF nehmen sich als mitte-links angesiedelte Partei wahr. 

Festzustellen ist, dass eine größere Varianz bei den Angaben (v. a. der SPÖ) vorzufinden ist – 

zieht man den Mittelwert heran, ergibt sich allerdings die gewohnte Anordnung. Lediglich die 

Abgeordneten der SPÖ sehen sich gegenüber der Fremdwahrnehmung tendenziell weiter 

rechts, ähnlich, wenn auch im geringeren Ausmaß, verhält es sich bei den Grünen. Bei ÖVP, 

FPÖ und LIF besteht nur eine sehr geringe Diskrepanz zwischen Selbst- und 

Fremdwahrnehmung (vgl. JENNY 2006: S. 314ff). 

Vergleicht man in Österreich das Muster zwischen Landtags- und Nationalratsebene gemäß 

dem Konzept der politischen Schwingungen, so lassen sich folgende Aspekte feststellen: 
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1. Eine zunehmende Anpassung der Schwingungstrends zwischen den Bundesländern. 

Alleingänge der Länder in Bezug auf Links-Rechts-Schwingungen werden seltener. 

2. Ein stärkerer Links-Rechts-Wettbewerb auf der nationalen Ebene. Wechsel der Links-

Rechts-Zusammensetzung von Regierungen scheinen auf nationaler Ebene leichter als 

auf Länderebene. 

3. Eine stärker ausgeprägte rechte Dominanz auf Länderebene als auf Bundesebene (mit 

der einzigen Ausnahme Wien). Allerdings handelt es sich bei den konservativen 

Ländern eher um kleine Länder bzw. solche mit geringerer Einwohnerzahl. Bezogen 

auf das Wahlverhalten lässt sich hierzu die These aufstellen, dass Wähler auf 

nationaler Ebene eher links, auf Länderebene eher rechts votieren. Unklar ist, ob dabei 

die Attraktivität der jeweiligen Kandidaten oder andere strukturelle Faktoren 

ausschlaggebend sind. Die Wettbewerbsstärke der SPÖ bei Bundeswahlen steht somit 

einer Wettbewerbsstärke der ÖVP bei Landtagswahlen gegenüber (vgl. CAMPBELL 

2007: S. 388f, 394 und 397). 

Hinsichtlich der komparativen Analyse zwischen nationaler- und Länderebene ist zudem 

feststellbar, dass entweder Bundestrends im Nationalrat durch die Landtage 

vorweggenommen werden oder, dass sich die Landtagsebene gegenläufig zu Bundestrends im 

Nationalrat verhält (vgl. CAMPBELL 2007: S. 395). Historisch lässt sich für Österreich grob 

folgende Aufstellung tätigen: 1949 bis 1970: Rechtsschwung; 1971 bis 1982: Linksschwung 

und seit 1983: Rechtsschwung. Die Links-Rechts-Schwünge determinieren allerdings 

keinesfalls von vornherein eine spezifische Parteiendominanz auf Regierungsebene, sondern 

sind eher als Manifestation des Schwingungspotentials der Gesellschaft zu interpretieren (vgl. 

CAMPBELL 1992: S. 177f). Zusammenfassend lässt sich für das politische Spektrum in 

Österreich sagen: Im Zeitraum 1975 bis 1991 verringerte sich der ideologische Abstand 

zwischen den Großparteien SPÖ und ÖVP kontinuierlich, konträr dazu vergrößerte sich die 

ideologische Bandbreite des Parteienspektrums insgesamt. Im selben Zeitraum hat 

nachweislich ein Rechtsruck stattgefunden, v. a. bei SPÖ und FPÖ. Bezogen auf die 

individuelle ideologische Bandbreite decken Grüne  und FPÖ das größte Spektrum ab, die 

Großparteien SPÖ und ÖVP liegen im Mittelfeld, während die KPÖ die engste Bandbreite 

aufweist (vgl. ebda. S. 177). 

2.1.6. Methoden der systematischen Verortung politischer Positionen 

Das Links-Rechts-Modell ist eng mit dem Prozess der politischen Wahrnehmung seitens der 

Gesellschaft verbunden, woraus sich wie bereits erwähnt die Möglichkeit ergibt 
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entsprechende Interpretationsmuster empirisch abfragen zu können, sei es mittels 

Massenerhebungen, Expertenbefragungen etc. (vgl. CAMPBELL 1992: S. 166). Das 

systematische Erfassen politischer Präferenzen basiert grundsätzlich auf der Annahme, dass 

jemand in Bezug auf spezifische Themen einen am meisten bevorzugten Standpunkt vertritt 

und dieser Standpunkt systematisch mit politischen Standpunkten anderer, in Bezug auf seine 

Nähe bzw. Distanz, verglichen werden kann (vgl. LAVER 2001[2]: S. 4). Ansätze zur 

Verortung politischer Positionen werden überwiegend auf politische Parteien angewandt und 

belaufen sich auf Umfragen, Textanalysen sowie eingeschränkte Analysen von 

Abstimmungen. Meist basieren sie auf komparativen Untersuchungen, wobei mangels 

sinnvoller Vergleichskriterien als Alternativen überwiegend die Umstände zwischen 

verschiedenen Nationen oder über die Zeit hinweg verglichen werden (vgl. MAIR 2001: S. 

10f und JENNY 2006: S. 310f). 

Die Auflistung der nachstehenden sechs Ansätze zur Untersuchung von Positionen politischer 

Akteure erhebt zwar nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, sie sind jedoch in der 

einschlägigen Literatur bisweilen vorherrschend: 

1. A priori-Urteile: Der Gebrauch von A priori-Urteilen ist die älteste und am weitesten 

verbreitete Form, Parteien in einem politischen Raum einzuordnen. Resultat ist ein 

ordinal skaliertes Ranking in Bezug auf die Kernpolitik von Parteien. Dahingehende 

Untersuchungen tendieren dazu, auf die transnationalen Parteienfamilien, wie z. B. 

Kommunismus, Sozialdemokratie, Liberale, Christ Demokraten, Konservative, etc. 

einerseits, sowie auf die lineare Links-Rechts-Dimension andererseits beschränkt zu 

sein. Nachteile sind der Mangel, Distanzen untersuchen zu können, die vorausgesetzte 

Annahme von grundsätzlichen Parteienfamilien und das Unvermögen, Parteien 

außerhalb der Parteienfamilien erfassen zu können. 

2. Sekundärlesen: In den frühen Phasen komparativer Forschung war das Sekundärlesen 

die Hauptalternative zu A priori-Urteilen. Wissenschaftler lesen sich dabei in 

möglichst sämtliche Literatur zu einer Partei ein, um Einschätzung hinsichtlich der 

jeweiligen Position in Relation zu solchen anderer Parteien sowie im Wandel über die 

Zeit hinweg anzustellen. Diese Vorgehensweise resultiert v. a. aus pragmatischen 

Erwägungen und basiert nur teilweise auf wissenschaftlichen Methoden. Zudem lassen 

sich in Parteiprogrammen kaum ideologische Grundsätze auffinden, welche für 

Koalitionsfragen von Relevanz sind, adressieren sie doch den Wähler und nicht andere 

Parteien. 
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3. Massenerhebung: Der Gebrauch von Massenerhebungen um Parteipositionen, speziell 

hinsichtlich der Links-Rechts-Dichotomie, zu verorten, hat ebenfalls eine lange, wie 

auch umfangreiche Geschichte. Zwei Ansätze lassen sich dabei unterscheiden: Zum 

einen werden Teilnehmer nach ihrer Einschätzung über sich selbst in Bezug auf Links 

und Rechts befragt, um diese individuellen Standpunkte daraufhin nach 

Parteipräferenz zu kumulieren. Die Position der Partei wird somit von ihrer 

Wählerschaft abgeleitet, wobei die Daten durch die individuellen Wahrnehmungen der 

Wähler beeinflusst werden. Im anderen Fall wird die Wählerschaft selbst, nicht die 

jeweilig Partei verortet. 

4. Eliten-Studien: Eliten-Studien sind vielseitig, üblicherweise jedoch auf ein Land 

beschränkt und auch sonst selten ausreichend für weit angelegte komparative 

Untersuchungen. Ein Ansatz ist, die Annäherung von Parteienpaaren anhand deren 

legislativen Agierens einzuschätzen, um damit Aussagen über die Dimensionen zu 

erhalten, in denen die Parteien ausgerichtet sind. Diese Vorgehensweise ist allerdings 

stark davon abhängig ob eine Partei in der Regierung vertreten ist oder nicht, weshalb 

die Daten nicht für unabhängige Aussagen in Bezug auf das jeweilige 

Koalitionsverhalten verwendet werden können. Einen anderen Ansatz stellen 

Interviews mit parlamentarischen Eliten dar, problematisch sind hier der internationale 

Vergleich sowie der finanzielle und personelle Aufwand. Ein dritter Ansatz ist die 

Untersuchung der traditionellen Basis einer Partei anhand von Mittlevel-Eliten oder 

Parteiaktivisten, in diesem Feld bleiben Untersuchungen bis heute allerdings spärlich. 

5. Analyse von Parteiprogrammen: Trotz einiger früherer Anwendungen geht die 

systematische Analyse von Parteiprogrammen im Prinzip auf die frühen 1980er Jahre 

bzw. auf die Gründung der länderübergreifenden Manifesto Research Group (MRG) 

zurück. Die erhobenen Daten werden auf eine große Anzahl von Analysemethoden 

angewandt, das Hauptproblem dabei ist die Vereinheitlichung der Auswertungen 

zwischen den Ländern. Neben der fortschreitenden Standardisierung des 

Kodierschemas trägt auch das Definieren der politischen Räume zwischen den 

Parteien zur Lösung dieses Problems bei. Eine weitere Möglichkeit ist, die Parteien 

der verschiedenen Länder so zu betrachten, als würden sie in einem einzigen 

politischen System konkurrieren; dieser Ansatz kommt am ehesten an eine 

länderübergreifende Anwendung eines Links-Rechts-Schemas heran. Der allgemeine 

Vorteil der Untersuchung von Parteiprogrammen besteht in der Vergleichbarkeit 

sowohl zwischen Nationen als auch über die Zeit hinweg.  
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6. Expertenerhebung: Drei Elemente unterscheiden diese spezielle Form der Erhebung 

von den übrigen: Sie bezieht einen multidimensionalen Raum ein, was die 

Entwicklung eines komplexeren und differenzierteren Modelles erlaubt. Zweitens 

handelt es sich um ein weiterlaufendes und intern konstant vergleichbares Verfahren, 

welches gegebenenfalls zu einem besseren Verständnis von Parteimobilität und -

bewegungen beiträgt. Drittens ist das Gesamtausmaß mit üblicherweise 50 bis 100 

Probanden je Land und einer hohen Rücklaufrate meist größer als bei den übrigen 

Methoden (vgl. MAIR 2001: S. 12ff). 

Hervorzuheben ist dabei das Analysieren von Parteiprogrammen, konkret das 

Forschungsprogramm des Comperative Manifestos Project (CMP) der in Punkt Fünf 

erwähnten MRG, da das Konzept der dabei verwendeten expertenkodierten Textanalyse bei 

der primären Erhebung der vorliegenden Arbeit zur Anwendung kommen wird, weshalb im 

Anschluss genauer darauf eingegangen wird. 

2.1.6.1. EXPERTENKODIERTE TEXTANALYSE 

Die MRG sammelt und kodiert seit 1979 Wahlprogramme mit dem Ziel, ideologische 

Präferenzen politischer Parteien einzuschätzen. Sie ist darauf aus, alle bedeutenden Parteien 

aus 20 Ländern seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges abzudecken. Die Hauptaufgabe der 

MRG war zunächst das Erstellen eines Klassifikationsschemas, welches den Inhalt von 

Wahlprogrammen sowohl in komparativer, als auch in fortlaufender Weise aufnehmen 

konnte. Ausgangspunkt waren 21 von David Robertson erstellte Kategorien, welche im Laufe 

der Zeit ergänzt wurden, sodass das ursprüngliche Schema letztlich 54 Kategorien umfasste, 

die sich weiters in sieben Domänen unterteilen lassen: 26 bipolare Positionen wie z. B. 504 

Welfare State: expansion vs. 505 Welfare State: limitation, 27 unipolare Positionen – somit 

Fragen der Valenz (dazu gleich mehr) – etwa 501 Environmental Protection: positive sowie 

ein allgemeines Themenfeld, namentlich 408 Economic Goals. Mit der Einführung des CMP 

1989 wurde eine zweite Phase eingeleitet. Es wurden zwei neue Kategorien hinzugefügt um 

Inhalte des Kommunismus und des Umweltschutzes zu erfassen, 415 Marxist Analysis: 

positive und 416 Substainable Development: Positive, sowie zahlreiche Unterkategorien, um 

politische Umstände in Bezug auf Osteuropa und Südamerika abzudecken; auf diese soll hier 

jedoch nicht näher eingegangen werden. Kodiert werden einzelne Argumente der 

Wahlprogramme in Form von sogenannten Quasi-Sätzen. Ein Quasi-Satz wird definiert als 

Argument, welches als verbaler Ausdruck politischer Ideen oder Angelegenheiten angesehen 

wird. In der einfachsten Form entspricht ein konventioneller Satz einem Argument, Sätze die 
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mehrere Argumente enthalten, erfordern die Aufteilung in mehrere Quasi-Sätze. Jedes 

Argument wird genau einer Kategorie zugeordnet, um daraufhin die relative Häufigkeit 

innerhalb der Wahlprogramme zu ermitteln (vgl. VOLKENS 2001: S. 34ff und JENNY 2006: 

S. 310f). 

Der Prozentsatz von Sätzen bzw. Quasi-Sätzen je Kategorie bildet somit den Datensatz für 

weitere Auswertungen. Um eine Links-Rechts-Skala zu erhalten, werden die spezifisch darauf 

ausgelegten Kategorien entsprechend als links (z. B. 404 Economic planning: positive) bzw. 

rechts (z. B. 401 Free Enterprise: positive) eingeordnet. Einige der Links-Rechts-Kategorien 

haben allerdings kein direktes Gegenüber, etwa 202 Democracy: positive, welche als links 

ausgewertet wird. Die Problematik besteht darin, dass, wenn z. B. der Begriff Demokratie 

fällt, sich daraus nicht ableiten lässt, ob die jeweilige Partei nicht etwa einen negativen Bezug 

zur Demokratie herstellt. Jedes Vorkommen des Begriffes wird als positiv bzw. pro-

demokratisch aufgefasst. Aufgrund des Unvermögens, dieser Kategorie eine Anti-

Demokratie-Kategorie gegenüberzustellen, kombiniert das CMP das Verfahren der 

Positionsbestimmung mit dem Salienzansatz in einem Verfahren (vgl. BUDGE 2001: S. 52 

und 55f und JENNY 2006: S. 311). Robertson stellte fest, dass Parteien sich nicht direkt in 

einem Thema gegenüberstehen, sondern Ressourcen in solche Themen investieren, bei denen 

sie eine hohe bzw. höhere Glaubwürdigkeit einnehmen (vgl. BUDGE 2001: S. 57). „Die 

Salienztheorie postuliert vereinfacht gesagt, dass eine Partei in Wahlprogrammen v. a. jene 

Themen anspricht, bei denen sie im Urteil der Wählerschaft eine höhere Kompetenz als die 

Konkurrenz hat oder populärere Positionen vertritt. […] Konträr dazu postuliert die 

Valenztheorie, dass sich eine Partei nicht scheut bzw. dazu gezwungen wird, im 

Wahlprogramm ihre Pro- oder Contra-Haltung zu aktuellen Konfliktthemen unabhängig von 

der Überzeugungskraft ihrer Position festzuhalten.“ (JENNY 2006: S. 311) Bei den 

entsprechenden Codes gibt es demnach nur eine erwünschte Anschauung, während eine 

andere bzw. gegenteilige Behauptung dem politischen Selbstmord gleichkäme (z. B. sich 

gegen Demokratie auszusprechen). D. h. es wird letztlich angenommen, dass, je häufiger ein 

gewisser Begriff zu einem Valenzthema vorkommt, die Relevanz für das jeweilige Thema 

umso ausgeprägter ausfällt (vgl. BUDGE 2001: S. 52). Tatsächlich können Valenzthemen 

dazu beitragen, Parteien zu lokalisieren und deren Bewegungen festzustellen, sobald klar 

geworden ist, dass Parteien sich in ihrer Position nicht direkt gegenüberstehen, sondern darin 

unterscheiden, welche Anstrengungen sie aufwenden, um diese Position zu thematisieren. Die 

Salienztheorie veranschaulicht die Intentionen und Strategien, welche den Parteienwettstreit 

auszeichnen somit genauer als Ansätze, welche ausschließlich auf der Konfrontation von 
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Parteien innerhalb eines Themenkomplexes basieren. Zusammenfassend wird im CMP also 

unterschieden zwischen Positions-Themen, in welchen sich Parteien innerhalb eines Themas 

entsprechend ihrer Position gegenüberstehen und Valenzthemen, also Themen, in denen nur 

eine Position möglich ist und die Häufigkeit entsprechender Argumente gemessen wird. (vgl. 

ebda. S. 60). Die mit Abstand am öftesten auftretenden Fehler beim Kodieren sind: 

1. Quasi-Sätze, welche einer bestimmten Kategorie zugeordnet werden müssten, wurden 

mit 000 Uncensored Sentences als nicht kodierbar eingestuft. 

2. 408 Economic Goals wurde anstatt einer aussagekräftigeren Kategorie wie z. B. 410 

Productivity: positive gewählt. 

3. Anstatt die Kategorie 703 Agriculture and Farmers: positive als Valenzthema zu 

betrachten, wurde eine spezifische Position wie etwa 402 Incentives: positive gewählt. 

4. Die Kategorie 305 Political Authority wurde als Kompetenz zu regieren kodiert, 

anstatt eine konkrete Kategorie zu wählen. 

5. Das Übergehen eines nur vage ausgedrückten Argumentes, wie z. B. 601 National 

Way of Life: positive. (vgl. VOLKENS 2001: S. 38). 

Abgesehen davon können Schwierigkeiten bei sehr kurzen Parteiprogrammen auftreten, wenn 

ein Thema darin nicht artikuliert wird, lässt sich nicht auf den Grad der Gewichtung 

schließen. Aus der Analyse solch kurzer Wahlprogramme lassen sich somit nur stark 

vertretene Grundsatzanschauungen ableiten. Jedoch lässt sich in Anbetracht der 

durchschnittlichen Anzahl von kodierten Quasi-Sätzen sagen, dass die 56 Standardkategorien 

eine fortlaufende Analyse von Wahlprogrammen westlicher Demokratien bis hin nach 

Osteuropa zufriedenstellend ermöglichen (vgl. VOLKENS 2001: S. 40ff). Abschließend nun 

die bei weitem am häufigsten angewandten Kategorien inklusive kritischer Vorschläge zur 

Verfeinerung: 

1. 000 Uncensored Sentences: Das Auftreten nicht kodierbarer Quasi-Sätze ist 

länderabhängig; während die Kategorie in Dänemark etwa 30 Prozent ausmacht, 

kommt sie in den anderen OECD-Ländern nur sehr selten vor. 

2. 201 Freedom, Human Rights: positive: Freiheit der Person und Menschenrechte 

sollten eventuell separat kodiert werden, um zwischen liberalen Parteien, welche sich 

auf die Wirtschaft beziehen und grünen Parteien, welchen es um die Menschenrechte 

geht, differenzieren zu können.  

3. 202 Democracy: Diese CMP-Kategorie unterscheidet nicht zwischen repräsentativen 

und direkten Demokratien, was jedoch durchaus sinnvoll wäre. 
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4. 408 Economic Goals: Diese Kategorie beinhaltet das Thema Arbeitslosigkeit, welches 

ein Anliegen de facto aller Programme darstellt, was wiederum eine separate 

Kategorie legitimieren würde. 

5. 503 Social Justice: positive: Während das CMP Fragen wie etwa der sozialen Klasse 

oder des Rassismus zusammenfasst, wären die verschiedenen Formen der 

Diskriminierung auch getrennt kodierbar. 

6. 504 Welfare State: expansion: Im Gegensatz zu 505 Welfare State: limitation tritt 

diese Kategorie nachvollziehbarer Weise recht häufig auf, was eine detailliertere 

Untersuchung der konkreten Vorschläge zur Ausweitungen der 

Wohlfahrtsstaatlichkeit rechtfertigen würde. 

7. 706 Non-economic Demographic Groups: positive: Diese Kategorie fasst Gruppen, 

wie etwa Frauen, ältere oder jüngere Menschen etc. zusammen, welche differenziert 

werden könnten (vgl. VOLKENS 2001: S. 41ff). 

2.1.6.2. COMPUTERKODIERTE TEXTANALYSE 

Kritisch zu betrachten am CMP ist die abnehmende Trennschärfe der Kategorien des 

Kodierschemas, ein schleichender Wandel ihrer Interpretation durch Kodierer sowie die 

Problematik der Einordnung von Konfliktthemen, welche anfangs noch nicht von Bedeutung 

waren (z. B. Gentechnik, Institutionenreformen in der EU etc.). Der andauernde Erfolg des 

CMP-Programmes mag eben an dieser Elastizität bei der Interpretation der Kategorien liegen. 

Ein Weg, diese Problematik zu umgehen, besteht in der computerisierten, quantitativen 

Textanalyse. Einen erfolgreichen Ansatz dahingehend stellt die Wordscore-Methode von 

Laver dar, wobei Referenztexten in konventioneller Weise Positionswerte zugeordnet werden, 

um die Worthäufigkeit in ihnen zu ermitteln und diese wiederum als Basis für neue Texte zu 

verwenden (vgl. JENNY 2006: S. 312). Der übliche Ansatz der computerkodierten 

Textanalyse ist das zuordnen von Worten zu Kategorien. Von der Anzahl der Worte je 

Kategorie lassen sich dann Messungen hinsichtlich der Charakteristik des jeweiligen Textes 

ableiten. Dabei wäre einzuwenden, dass hierbei nicht die Ausrichtung zu einem Thema erfasst 

wird, der Salienztheorie zufolge ist jedoch davon auszugehen, dass die Ausrichtung zumeist 

positiv ausfällt. Gegenwärtig findet die Wordscore-Methode meist bei der Analyse von 

Medienberichten Verwendung (vgl. RAY 2001: S. 150ff). 

Ein wesentlicher Arbeitsschritt bei der computerisierten Kodierung von Texten besteht im 

Erstellen eines entsprechenden Wörterbuches, welches während der Untersuchung regelmäßig 

zu aktualisieren ist. Der erste Schritt zum Erstellen eines solchen Wörterbuches besteht darin 
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eine Anzahl von Texten auszuwählen, um sie dann manuell zu kodieren. Jedem Satz bzw. 

Quasi-Satz in diesen Ausgangstexten wird eine Kategorie zugeordnet. Der nächste Schritt 

besteht darin, alle Sätze nach Kategorien zu ordnen und für jede Kategorie separat die Worte 

auszuzählen. Nun kann es passieren, dass ein und dasselbe Wort bei verschiedenen 

Kategorien aufscheint. Hier kann zusätzlich nach grammatikalischem Gebrauch des 

jeweiligen Wortes differenziert werden. Eine weitere Prozedur ist das Weglassen von häufig 

verwendeten Worten ohne substanziellen Inhalt wie etwa Formen des Wortes sein etc. 

Logischerweise ist das Wörterbuch umso genauer, je mehr Texte ursprünglich von Hand 

kodiert wurden. Bevor nun das Wörterbuch auf jungfräuliche Texte angewandt werden kann, 

ist es erforderlich, die einzelnen Worte zu gewichten. Die einfachste Möglichkeit hierzu ist 

die Anzahl eines Wortes in einer Kategorie durch die Gesamtanzahl des Wortes in allen 

Kategorien zu dividieren (vgl. ebda. S. 156). „Using the dictionary creation procedure 

described previously, some words would be assigned to multiple categories, along with 

weights reflecting the strength of the association between a word and each issue category.” 

(ebda. S. 156f) Um Sätze kodieren zu können, muss die Gewichtung jedes Wortes in einem 

Satz aggregiert werden und eine spezifische Formel angewandt werden, um festzustellen zu 

welcher Kategorie der Satz gehört (vgl. ebda. S. 157). 

Hinsichtlich der Valenz einer politischen Aussage gibt es verschiedene Möglichkeiten, diese 

festzustellen. Eine Möglichkeit ist das Erstellen separater Wörterbücher für positive und 

negative Ausprägungen von Grundsatzaussagen zu einem Thema. Dieser additive Ansatz 

erscheint jedoch teils unzuverlässig; eine Alternative stellt der multiplikative Ansatz dar. 

Hierbei werden Kennzeichen der Valenz mit den Worten verknüpft, welchen eine politische 

Relevanz beigemessen wird. Dafür ist es wiederum erforderlich, ein Set an kennzeichnenden 

Valenzworten zu generieren, welche positiven bzw. negativen Orientierungen entsprechen (z. 

B. Reduktion, gegen etc.) (vgl. ebda. S. 157f). Ein Valenzwörterbuch kann neu geschaffen 

werden, es kann jedoch auch das Stanford Political Dictionary herbeigezogen werden, 

welches Wörter mit positiven und negativen Ausrichtungen auflistet und auch den Grad der 

jeweiligen Orientierung angibt (vgl. STONE et al. 1966: S. 189). Die gewonnenen Daten 

müssen auf ihre Validität hin geprüft werden. Der Vorteil solch eines computerisierten 

Erhebungsverfahrens gegenüber der Inhaltsanalyse besteht darin, dass Interferenzen 

individueller Interpretation durch statistische Verfahren aufgehoben werden (vgl. RAY 2001: 

S. 158). 
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2.1.7. Zusammenfassung 

Bei der Links-Rechts-Dichotomie handelt es sich zusammengefasst um das gängigste 

Interpretationsmuster politischer Wahrnehmung mit Ursprung in der revolutionären 

Nationalversammlung Frankreichs um 1789, zunächst zur Differenzierung von Befürwortern 

und Gegnern der Monarchie. Nach wie vor steht Links für Veränderung und Gleichheit und 

ist somit vertikal ausgerichtet, Rechts demgegenüber für Kontinuität sowie gegebene 

Hierarchien und ist demnach horizontal ausgerichtet. Folglich befinden sich auf der 

Dimension der Religion ihre Gegner links und die Befürworter rechts. Neben der 

Interpretationsfunktion unterliegen Politik und Gesellschaft dem selbstorganisatorischen 

Prozess der Links-Rechts-Schwingung. Dieser erfüllt aufgrund des Wechselspiels zwischen 

Regierung und Opposition die Funktion einer temporalen Arbeitsteilung, indem zeitlich 

nacheinander alle relevanten Systembedürfnisse der Gesellschaft abgedeckt werden. Kritik 

am Links-Rechts-Modell erfolgt meist hinsichtlich der mangelnden Präzision, welche jedoch 

gewissermaßen in der Natur der Simplifizierungsfunktion liegt. Jedenfalls handelt es sich um 

ein relevantes, weil praktisch oft angewandtes und auf jeden Fall empirisch falsifizierbares 

Modell. Während der Konservatismus als Synonym für Rechts, zunächst für das Bewahren 

von Hierarchien und Religion, basierend auf Traditionen, stand, spielt die Notwendigkeit 

einer wirtschaftlich konkurrenzorientierten Marktausrichtung bzw. eines liberalen 

Kapitalismus zur Steigerung der Leistungsfähigkeit immer mehr eine Rolle; ebenso geht es 

um den Erhalt von Sitte und Moral. Kontinuität und individuelle Freiheit würden durch 

Privatbesitz und dessen Übertragung von einer Generation auf die nächste erlangt. 

Demgegenüber stellt sich der Sozialismus gegen die Tradition und tritt in seinem Bestreben 

nach Gleichheit zunächst für die Arbeiterklasse bzw. allgemein für die Ärmeren ein. Das 

sozialistische Motiv der zentralen Planung spielt heutzutage keine Rolle mehr, es geht viel 

eher darum, wohlfahrtsstaatliche Leistungen zu etablieren und zu erhalten. Die integrierende 

Wirkung des staatsbürgerlichen Handelns und die polarisierende Wirkung der kapitalistischen 

Wirtschaft stehen sich gewissermaßen gegenüber –  während der beim Bewahren des 

Sozialstaates in die Defensive geratene Sozialismus mittlerweile konservativ agiert, hat der 

den Kapitalismus stützende Konservatismus radikale Konturen angenommen.  

In Bezug auf die heutige politische Situation in Österreich können die mehr oder minder 

relevanten Parteien stark vereinfacht ideologisch in etwa wie folgt verortet werden: Grüne, 

KPÖ: Linkspartei, SPÖ, LIF: Mitte-Linkspartei, ÖVP: Mitte-Rechtspartei, FPÖ, BZÖ: 

Rechtsparteien. Durch ihr Gegenübertreten stellen die beiden Großparteien gewissermaßen 
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einen politischen Referenzrahmen her, wodurch die Kleinparteien gezwungen sind, größere 

Bandbreiten abzudecken. Die beiden Großparteien bewegen sich zur Mitte hin, wo die 

meisten Stimmen zu gewinnen sind, während die kleineren Parteien immer größere Bereiche 

der frei werdenden Ränder abdecken. 

Von Bedeutung für die vorliegende Untersuchung ist die Erhebungsmethode des CMP, 

welches mittels eines Kodierschemas bestehend aus 56 Kategorien die Wahlprogramme 

zahlreicher westlicher Demokratien von 1945 bis in die Gegenwart erfasst. Kodiert werden 

dabei einzelne Argumente der Wahlprogramme, Sätze, die mehrere Argumente enthalten, 

werden in Quasi-Sätze unterteilt. Jeder Quasi-Satz wird einer Kategorie zugeordnet, um 

daraufhin die relative Häufigkeit von Wahlprogrammen zu ermitteln. Dem CMP liegt dabei 

ein Kompromiss aus den theoretischen Annahmen der Salienz- und der Valenztheorie 

zugrunde. 

2.2. FOREN IN ONLINE-ZEITUNGEN 

Hinsichtlich des zweiten relevanten Themenkomplexes, der Nutzung von Foren in Online-

Zeitungen, ist zunächst festzuhalten, dass vom Internet gebotene Handlungs- und 

Interaktionsmöglichkeiten zu allererst dort genutzt werden, wo sie entlasten (z. B. 

Telebanking) und wo sie ermöglichen, Bedürfnissen nachzugehen die sonst schwer zu 

erfüllen sind (insb. Pornografie). Prinzipiell stellt das Internet einen öffentlicher Raum dar, in 

dem private Kommunikation, im Schutze der Anonymität, in einen öffentlichen Kontext 

gerät. Der integrierende Charakter des Mediums Internet beruht v. a. auf dem Aspekt, 

spezifische Formen der Kommunikation miteinander zu verbinden bzw. zu vermischen, sowie 

dem Stattfinden interpersonaler Kommunikation (vgl. KROTZ 1998: S. 115ff). Durch die 

fortschreitende Entwicklung des Internets zerstreuen sich die Nutzer von Genres politischer 

Kommunikation zunehmend, was allerdings nicht bedeutet, dass das politische Interesse 

nachlässt. Politisches Geschehen und dessen Konsequenzen können in einem neuen Ausmaß 

beobachtet werden, woraus sich neue Typen von Teilöffentlichkeiten ergeben, die über 

spezifische Beziehungsstrukturen und Kommunikationskanäle verfügen (vgl. ebda. S. 124f). 

Zur Annäherung an die bei der Erhebung relevante Teilöffentlichkeit, die Nutzer von Online-

Zeitungen bzw. deren Nutzungsverhalten, wird zunächst der österreichische Zeitungsmarkt 

mit Schwerpunkt auf die beiden untersuchten Zeitungen erörtert und in weiterer Folge  auf 

das Thema Online-Zeitungen und deren Charakteristika eingegangen. 
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2.2.1. Der Österreichische Tageszeitungsmarkt 

Der österreichische Tageszeitungsmarkt gilt mit 16 Tageszeitungen und drei täglichen 

Gratiszeitungen als national und regional hoch konzentriert und wird von der Kronen Zeitung 

mit einer Reichweite von über 40 Prozent dominiert. Die Dominanz der Krone wird dadurch 

verstärkt, dass sie seit 1988 mit der damaligen Nummer Zwei am Markt, dem Kurier, in der 

Mediaprint verbunden ist. Seit September 2006 versucht sich die Tageszeitung Österreich 

national als Herausforderer, wird aber insbesondere in Wien von der dort schon etablierten 

Gratiszeitung Heute behindert. 72,2 Prozent der Österreicher ab 14 Jahren lesen regelmäßig 

Tageszeitungen, dieser Wert ist stabil. Im Europavergleich liegt Österreich damit im 

Spitzenfeld. Am Qualitätsmarkt stehen sich Der Standard, Die Presse, das Wirtschaftsblatt, 

die Salzburger Nachrichten und nach Eigendefinition die der Republik gehörende Wiener 

Zeitung gegenüber. Auch der Kurier zählt sich zu den Qualitätszeitungen, was jedoch von 

Kommunikationswissenschaftlern nicht einstimmig bestätigt wird (vgl. FIDLER 2008: S. 

621f). 

2.2.1.1. DER STANDARD 

Der Standard ist eine von Oscar Bonner gegründete und herausgegebene liberale 

Qualitätszeitung. Bei der Gründung war der konservative deutsche Verlagsriese Springer 

Partner, mit dem sich Bonner auf 50:50 bei den Kapitalanteilen, aber eine alleinige 

redaktionelle Führung einigte. Die erste Ausgabe erschien am 19. Oktober 1988. Die Zeitung 

galt als hip und elitär, positioniert in den Bereichen Politik, Wirtschaft und Kultur, ein halbes 

Jahr später kam die Rubrik Vermischtes u. a. mit Sportmeldungen hinzu. Der Standard wurde 

rasch zum Reichweitenerfolg, wenngleich der wirtschaftliche Erfolg noch auf sich warten 

ließ. Springer stieg 1995 aus, der Süddeutsche Verlag 1998 ein, die Übernahme der Springer-

Anteile wurde dabei durch einen Kredit der Bank Austria finanziert. Da Bonner es bis April 

1997 nicht schaffte, den Kredit zurückzubezahlen, ergab sich für die Bank Austria eine Option 

auf 50 Prozent Anteil, nach einem weiteren halben Jahr auf die ganze Zeitung. Bonner gelang 

es jedoch, die Bank Austria zu einer Verlängerung der Frist zu bewegen. Gründe dafür waren, 

dass Bonner seine Zeitung offensichtlich nicht kampflos aufgegeben hätte sowie Angst vor 

Imageschäden – wenige Wochen zuvor hatte die Bank Austria die ÖVP-nahe Creditanstalt 

geschluckt. Ende der 1990er Jahre stieg das Anzeigengeschäft an, was jedoch dazu führte, 

dass bis 1999 die komplette Besondere Presseförderung abhanden ging. Die Folge war ein 

harter Sparkurs, welcher den Umsatz der Zeitung ab 2003 deutlich hob. Anfang 2008 

übernahm der Stuttgarter Verlag die Mehrheit am Süddeutschen Verlag. Für einen solchen 
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Fall hatte Bonner eine Kaufoption vereinbart, welche er auch nützte (vgl. FIDLER 2008: S. 

546ff). 

Die Online-Version derStandard.at ging am 2. Februar 1995 online und ist damit der erste 

Online-Auftritt einer deutschsprachigen Tageszeitung und zudem in Österreich nach ORF.at 

die am meisten besuchte Medienplattform im Internet. Das Online-Portal war dem 

Süddeutschen Verlag zu teuer, weshalb es zur Gänze in Bonners Besitz ist (vgl. ebda. S. 74). 

2.2.1.2. DIE PRESSE 

Die Presse ist eine traditionsreiche, bürgerlich-liberale Qualitätszeitung. Seit 1999 ist sie im 

alleinigen Besitz der Styria Media Group AG, welche mit mehreren Relaunches und 

millionenschweren Investitionsschüben an einer Verjüngung bzw. Modernisierung der 

Zeitung arbeitet, etwa mit der für sie typischen monothematischen Seite 1. Die Presse weist 

laut der Österreichischen Auflagenkontrolle traditionell höhere Verkaufsauflagen als Der 

Standard auf, wenngleich dieser laut Media-Analyse bei den Leserzahlen üblicherweise vorne 

liegt. 

August Zang brachte Die Presse erstmals am 3. Juli 1848 heraus, nachdem er in Paris das 

neue Pressewesen beobachtet hatte. Sie entwickelte sich zur größten und einflussreichsten 

Zeitung der Monarchie. Nachdem Zang jedoch der Redaktion bessere Arbeitsbedingungen 

und höhere Entlohnung verweigerte, gründeten die Chefredakteure Michael Etienne und Max 

Friedländer am 1. September 1864 in Eigenregie und mit praktisch der gesamten Redaktion 

die Neue Freie Presse. Die alte Presse entwickelte sich zum Regierungsorgan, wurde 1967 

von Zang verlassen und am 31. Oktober 1896 gänzlich eingestellt. Die Neue Freie Presse 

wurde währenddessen zum Sprachrohr der neuen bürgerlich-kapitalistischen Elite. 1871/72 

wurde der Verlag zur Aktiengesellschaft unter Beteiligung großer österreichischer Banken. 

1934 übernahm die Regierung die Zeitung, 1939 wurde sie nach dem Einmarsch der Nazis 

eingestellt, da sie als Judenblatt galt. Am 26. Jänner 1946 wurde Die Presse vom ehemals 

stellvertretenden Chefredakteur Ernst Molden neu gegründet, erschien aufgrund von 

Papiermangel zunächst jedoch nur wöchentlich. Als der Betrieb am 19. Oktober 1948 auf 

Tageszeitung umgestellt wurde, verlor sie rasant an Auflage und Inseraten. Nach dem Tod 

seines Vaters 1953 übernahm Fritz Molden den Verlag, er trieb dank guter Kontakte Geld auf 

und baute das Pressehaus in Wien-Heiligenstadt inklusive Druckerei. 1965 übernahm die 

bürgerliche Wirtschaftskammer Österreich (damals Bundeswirtschaftskammer) 80 Prozent am 

Verlag der Presse, wenngleich man sich um politische Unabhängigkeit bemühte –  

beispielsweise hatte die Redaktion das Recht, neue Chefredakteure mit Zweidrittelmehrheit 
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abzulehnen. Am 1. Dezember 1991 holte die Wirtschaftskammer die Styria in Die Presse, 

womit eine GmbH mit unechten, stillen Gesellschaften die Zeitung übernahm. Am Kapital 

dieser Gesellschaft hielt ein Verein aus dem Umfeld des ÖVP-Wirtschaftsbundes 51 Prozent, 

den Rest teilten sich Styria, Erste Österreichische Sparkasse, Die Presse-Druckerei Herold, 

die Turnauer-Gruppe und die Girocredit. Am 17. Dezember 1999 übernahm dann die Styria 

auch die übrigen Anteile und kaufte alle stillen Gesellschaften auf. 2001 wurde Michael 

Fleichhacker vom Standard zurückgeholt, zunächst als Stellvertreter des rechtskonservativen 

Chefredakteurs Andreas Unterberger. Fleischhacker verjüngte das Blatt, verlor dadurch aber 

ältere Leser und somit an Reichweite. Mit 1. Oktober 2004 wurde er Chefredakteur, worauf 

ein weiterer Relaunch folgte. 2004 stieg die Styria bei der Magazingruppe ET Multimedia ein, 

welcher 50 Prozent am Wirtschaftsblatt gehören. 2008 wurden erste Synergien mit dem 

Wirtschaftsblatt umgesetzt, bis dahin hatte die Bundeswettbewerbsbehörde eine engere 

Zusammenarbeit der Zeitungen untersagt. 

Im September 1996 begann Die Presse mit ihrer Onlineausgabe, zunächst als Einmannbetrieb 

eines Redakteurs neben seinem Zeitungsjob. Der Standard, welcher seinen Internetauftritt im 

Jahr zuvor startete ist seither, hinsichtlich Zugriffen und Besucherzahlen weit vor 

DiePresse.com (allerdings ohne das Presse-Kleinanzeigenportal willhaben.at) (vgl. FIDLER 

2008: S. 466ff). 

2.2.2. Online-Zeitungen 

Robert Brunhuber stellte bereits 1907 fest: „Der Druck der Zeitung ist lediglich eine 

vorübergehende Erscheinungsform, die mit dem spezifischen Wesen der Zeitung nichts zu tun 

hat.“ (BRUNHUBER 1907: S. 53). Er hielt es durchaus für möglich, dass etwa chemische 

oder physikalische Erfindungen die Erscheinungsform von Zeitungen ändern könnten, die 

Entwicklung des Internets war aus damaliger Sicht klarerweise noch nicht absehbar (vgl. ebda 

S. 55). Per Definition werden Zeitungen durch vier Merkmale charakterisiert:  

1. Publizität: Öffentlichkeit, allgemeine Zugänglichkeit 

2. Aktualität: Auf die Gegenwart bezogen, die gegenwärtige Existenz betreffend 

3. Universalität: Kein Thema ist ausgenommen 

4. Periodizität: In regelmäßigen Abständen immer wieder kehrend. 

Zudem wird in allen vier Kriterien ein Höchstmaß angestrebt. Von daher unterscheiden sich 

Online-Zeitungen offensichtlich nicht von ihren gedruckten Geschwistern, weshalb zur 
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Abgrenzung von Print-Produkten gewissermaßen als fünftes Kriterium eine Fixierung in 

Schrift und Druck hinzuzufügen ist (vgl. WILKE 2009[3]: S. 501). 

Online-Zeitungen unterscheiden sich von gedruckten Zeitungen zudem einerseits hinsichtlich 

des Nutzungs- und Wirkungspotentials und zwar erstens auf der technischen Ebene mit einem 

immens gestiegenen Informationspotential, zweitens bezüglich der Nutzerebene mit relativ 

offenem und unreglementiertem Zugang für alle Beteiligten und drittens auf einer 

Kommunikationsebene mit vielerlei Kommunikationsformen und einem ausgeprägten Grad 

an Interaktivität. Zum anderen bestehen Unterschiede hinsichtlich des 

informationstechnischen Potentials. So können Online-Medien gegenüber herkömmlichen 

Massenmedien neben einer höheren Informationskapazität, eine multimediale Vielseitigkeit 

der Informationsbereitstellung, eine hohe Aktualität, eine allgemeine Verfügbarkeit und eine 

relativ schnelle Abrufbarkeit von Informationen gewährleisten (vgl. ZIPFEL 1998: S. 26f). 

Möglichkeiten der Distribution und die Präsentation von Online-Zeitungen werden somit v. a. 

durch Multimedialität, Vernetzung, enorme Speicherkapazität, globale Verbreitung, 

permanente Aktualisierbarkeit mit geringer Reaktionszeit, Selektivität, Interaktivität sowie die 

kostengünstige Produktion und Verbreitung beeinflusst bzw. begünstigt. Das multioptionale 

Medium Internet erlaubt Journalisten und Nutzern aufgrund seiner Vielzahl unterschiedlicher 

Kommunikationsformen einen größeren Gestaltungsspielraum als bei Print-Produkten. Eine 

wesentliche Leistung seitens der Anbieter besteht folglich darin, den Nutzer bei der Selektion 

dieser Datenmengen zu unterstützen (vgl. RENGER/SPUDICH 2000: S. 320f). Dabei 

ermöglichen die technischen Eigenschaften des Internet eine Anpassung der Informationen an 

individuelle Bedürfnisse und Interessen, ohne dass der Anbieter diese kennen müsste. Die 

Möglichkeit, Angebote selektiv nutzen zu können, eröffnet wiederum Chancen für neue 

Formate der Berichterstattung (POPP/SPACHMANN 2000: S. 143). Auf der Seite des 

Rezipienten wird ein größerer individueller Gestaltungsspielraum des persönlichen Einsatzes 

ermöglicht. Es bestehen keine zeitlichen und räumlichen Abgrenzungsmöglichkeiten oder 

Zugangsbeschränkungen, weshalb Online-Zeitungen, im Gegensatz zu den meisten anderen 

Medien, neben der Bereitstellungs- und Verteilungs-, auch über eine Rückkopplungsfunktion 

verfügen. Abgesehen von der Loslösung von zeitlichen Restriktionen durch asynchrone 

Kommunikation sind Online-Medien durch eine starke Individualisierung (de-massification) 

und das Merkmal der Interaktivität gekennzeichnet – genauer gesagt nicht durch Interaktivität 

an sich, sondern durch ein Interaktionspotential (vgl. ZIPFEL 1998: S. 27ff). Es handelt sich 

bei Online-Medien somit um Hybridmedien, also um Massenmedien, welche sich durch eine 

vielfältigere Nutzbarkeit von herkömmlichen Massenmedien unterscheiden (vgl. ebda. S. 



48 

 

31f). Inhaltlich betrachtet gehen Online-Zeitungen über die Print-Versionen in mehreren 

Aspekten hinaus: 

 Es gibt keine prinzipiellen Platzbeschränkungen, jede Nachricht kann theoretisch in 

allen Einzelheiten gebracht und mit zusätzlichen Hintergrundinformationen verknüpft 

werden. 

 Die Darstellung am Bildschirm erfordert eine andere Logik und Ästhetik als bei Print-

Produkten. Auf einem Bildschirm können nie so viele Informationen gleichzeitig 

dargestellt werden wie auf einer gedruckten Seite. 

 Der Rezipient entscheidet in einem höheren Maß darüber, was er sehen will und was 

nicht. 

 Die gezielte Suche nach Informationen ist maßgeblich einfacher, falls entsprechende 

Zugriffsmöglichkeiten auf Datenbanken eingerichtet sind. Zudem können 

Suchanfragen durchgeführt werden. 

 Nutzer erwarten eine hohe Aktualität und tiefergehende Informationen. 

 Abonnenten haben in der Regel ein großes Interesse an Gemeinschaftsbindung in 

Foren, um Diskussionen zu bestimmten Themen führen zu können oder Gedanken 

auszutauschen. 

 Computermedien zeichnen sich durch ihre globale Vernetzbarkeit aus, via Internet 

verbreitete Informationen sind nahezu gleichzeitig auf der ganzen Welt verfügbar. 

 Die Wandelbarkeit digitaler Daten führt dazu, dass der Leser nicht auf die Angebote 

der Printmedien beschränkt ist, sondern den Anbieter frei wählen und jederzeit 

wechseln kann. Hinsichtlich des Empfangs der Daten ist er zudem nicht mehr von fest 

installierten Telefonleitungen abhängig. 

 Das letztlich vielleicht entscheidendste Charakteristikum von Online-Medien ist die 

bereits erwähnte Interaktivität. Darunter ist zunächst lediglich zu verstehen, dass 

Nutzer untereinander sowie mit den Anbietern von Inhalten in Kontakt treten können 

(vgl. RIEFLER 1995: S. 27ff und RIEFLER 1997: S. 52ff und MEYER-LUCHT 

2005: S. 35). 

Nachteile von Online-Zeitungen bestehen darin, dass u. a. die Lesefreundlichkeit und die 

Verständlichkeit von Hypertexten geringer sind als bei Papiertexten. Die anspruchsvollere 

Bedienung von Online-Zeitungen führt zudem dazu, dass die erforderliche 

Bedienungskompetenz mit zunehmendem Alter abnimmt. Als Nachteil können auch die 

technisch erforderlichen Voraussetzungen zur Nutzung gesehen werden. Weiters stellt Print-
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Versionen Informationen bereit, welche den Leser nicht interessieren bzw. von denen er 

dachte, sie würden ihn nicht interessieren, was zu einem Überraschungseffekt führt, welchen 

viele Leser als Motiv angeben, gedruckte Zeitungen zu lesen (vgl. SPOTT et. al, 1998, S. 

134). 

2.2.2.1. ENTSTEHUNG VON ONLINE-ZEITUNGEN 

Der Ursprung von Online-Zeitungen liegt in so genannten Zeitungsmailboxen bzw. 

Bulletinsystemen, welche zunächst in den USA entstanden. Die Geschäftsstrategien waren 

unklar und das gratis zur Verfügung gestellte Medium sollte langfristig Geld lukrieren. Von 

Beginn an schien jedoch keine elektronische Variante der Tageszeitung, sondern eine 

Ergänzung das Ziel. Die Zeitungsmailboxen waren entsprechend lokal ausgerichtet, auch 

aber, um intensiven Wettbewerb zu umgehen (vgl. HÖFLICH/SCHMIDT 2003: S. 193f). Ein 

wesentliches Motiv für ein Online-Engagement war und ist, mit inhaltlichen Angeboten neue 

Zielgruppen zu erschließen. Diese Bemühungen zielen v. a. auf junge Leser ab, deren Anteil 

unter den Stammlesern von Printprodukten stetig sinkt (vgl. RIEFLER 1997: S. 48). Die 

Möglichkeit, finanziell Profit zu erzielen, wird gemeinhin als Fernziel gesehen. Neben dem 

Imagegewinn ging es vor allem, darum im neuen Medium dabei zu sein und sich zukünftige 

Chancen offenzuhalten (vgl. POPP/SPACHMANN 2000: S. 140). Wenngleich für 

Zeitungsverleger durch die Präsentation im Internet neue Konkurrenz entsteht, bieten sich 

dort auch neue publizistische und wirtschaftliche Möglichkeiten. Das Engagement von 

Tageszeitungen im Internet fiel zunächst sehr zögerlich aus, was neben dem Zweifel an einer 

Refinanzierung und der Angst, sich selbst Konkurrenz zu machen, auch auf die Fremdheit der 

neuen Technik zurückzuführen ist. Häufig wurde gerade so viel unternommen, um die 

Entwicklung nicht zu verpassen und den Markt zu besetzen. Die Menge exklusiv für das 

Internet produzierter Anteile war zu Beginn folglich gering, in Europa blieb die Entwicklung 

weit hinter jener der USA zurück. Dies änderte sich mit der Einführung des Web 2.0, die 

Internetauftritte der Zeitungen wurden durch zahlreiche Zusatzangebote attraktiver, etwa 

durch Videobeiträge oder das Einrichten von Foren. Bei den Anzeigen drohten den Verlegern 

allerdings Verluste, da zeitungsspezifische Inserate wie etwa Immobilienanzeigen ins Internet 

abwanderten (vgl. WILKE 2009[2]: S. 496 und WIILKE 2009[1]: S. 3536ff). 

Auch in Österreich können die Anfänge des Online-Journalismus als frühe Phase der 

Orientierung verstanden werden. Ähnlich wie in Deutschland wurde zunächst ein mehr oder 

weniger identes Nachrichtenmaterial über zwei technisch unterschiedliche Medienkanäle 

verbreitet. Diese multimediale Mehrfachnutzung hatte ökonomische, personelle und 
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marketingtechnische Synergieeffekte zur Folge und eine positive Rückwirkung in Form neuer 

Leser zum Ziel. Ende 1996 waren acht österreichische Tageszeitungen im Internet vertreten, 

Der Standard, Die Presse, die Kleine Zeitung, der Kurier, die Neue Vorarlberger 

Tageszeitung, die Oberösterreichischen Nachrichten, die Vorarlberger Nachrichten und die 

Wiener Zeitung. Anfang 1997 kamen die Salzburge Nachrichten hinzu, zudem waren rund 40 

Wochenzeitungen, Magazine und Zeitschriften wie etwa Falter, tele oder News online 

vertreten. Abgesehen vom Österreichischen Rundfunk (ORF), welcher ebenfalls 1997 im 

Internet startete, gab es jedoch kaum multimediale Angebote. Klar erkennbar war zudem der 

Trend zum regionalen Online-Dienst (zu den unterschiedlichen Formen von Online-Zeitungen 

siehe Abschnitt 2.2.3.). Erwähnenswert ist außerdem die Neue Kronen Zeitung, welche 1998 

mit Krone Plus ihre Web-Aktivität begann (RENGER/SPUDICH 2000: S. 323f). Seit Anfang 

2000 verfügen praktisch alle traditionellen Medien-Institutionen über eigene Internet-

Angebote, meist geht man dazu über, mehrere mediale Formate anzubieten (Cross-Media-

Publishing) (vgl. DORNSBACH 2009: S. 94f und RENGER/SPUDICH 2000: S. 324). Das 

Angebot ist durch drei Merkmale geprägt: 

1. Die Texte bereits bestehender Netzangebote werden verstärkt bildschirmgerecht 

aufbereitet. 

2. Die Zulieferer online-journalistischer Nachrichten verändern ihre 

Unternehmensstruktur zunehmend in Richtung digitaler Plattformen, welche eine 

Vielzahl außerjournalistischer Leistungen offerieren, um eine starke Bindung der 

Nutzer an das Angebot zu erreichen. 

3. Cross Media-Provider stoßen mit ihren Informations- und Unterhaltungsplattformen in 

das tagesaktuelle Nachrichtengeschäft vor. 

Zwei weitere Charakteristika lassen sich für diese Zeit feststellen. Einerseits konnten vor 

allem jene Anbieter große Zuwächse verbuchen, welche auf klickintensive Erotikbilder, 

Kleinanzeigen, Glücksspiele und Partnerbörsen setzen. Andererseits war der ORF mit seinem 

überwiegend redaktionellen Inhalten unangefochten an der Spitze aller Webauftritte 

österreichischer Medien (vgl. RENGER/SPUDICH 2000: S. 324ff). 

2.2.2.2. FINANZIELLE PROBLEMATIK VON ONLINE-ZEITUNGEN 

Die Finanzierung von Online-Angeboten stellt bisweilen ein grundsätzliches Problem dar. 

Durch ihre Entstehungsgeschichte und den offenen Zugang herrscht bei den Nutzern nur eine 

geringe Zahlungsbereitschaft vor. Es bestehen unterschiedliche Möglichkeiten der 

Finanzierung, einerseits durch das Erheben von Nutzungsgebühren, welche allerdings nur 
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schwer durchsetzbar sind, wenn die gebotenen Inhalte im Internet auch frei zugänglich sind. 

Die andere, erfolgreichere und daher häufigere Möglichkeit besteht in der Finanzierung via 

Werbung, etwa mit Bannern (vgl. WILKE 2009[1]: S. 350f). Im zweiten Fall besteht das Ziel 

solch werbefinanzierter Medienangebote letztlich darin, ein Publikum zu versammeln und 

dessen Aufmerksamkeit an Werbetreibende zu verkaufen. Der Programmaufwand dient der 

Versammlung des Publikums, der Erfolg im Werbemarkt ist abhängig vom Erfolg im 

Lesermarkt. „Das Geschäft werbefinanzierter Nachrichtensites besteht darin, journalistische 

Inhalte herzustellen, zu veredeln oder zu lizensieren und mit diesen Inhalten ein Publikum zu 

versammeln, dessen Aufmerksamkeit sie an Werbetreibende verkaufen.“ (MEYER-LUCHT 

2005: S. 30) Anders formuliert erwerben Online-Zeitungen journalistische Inhalte bzw. deren 

Vorprodukte (Beschaffung) und bereiten diese zu einem Informationspaket auf (Produktion), 

das Lesern dargeboten wird, deren Aufmerksamkeit wiederum an Anzeigenkunden vertrieben 

wird (Marketing); der Leser zahlt gewissermaßen mit seiner Aufmerksamkeit (vgl. ebda. S. 

30f). Der Grund dafür, dass nahezu alle Online-Zeitungen werbefinanziert sind, besteht darin, 

dass sich die Nachfrage der Leser an der Schwelle zwischen werbefinanziertem Zugang und 

direkter Bezahlung bis dato als hochgradig elastisch darstellt. Bei einer Umstellung kommt es, 

wie sich an zahlreichen Fällen gezeigt hat, zu Nutzungsrückgängen von zumeist über 95 

Prozent, bereits die Einführung einer Registrierungspflicht führt zu erheblichen Einbußen. 

Diese hohe Preiselastizität kann als Hinweis auf eine hohe Konkurrenz zwischen den 

Nachrichtenangeboten bzw. auf eine hohe Austauschbarkeit ihrer Inhalte aus Lesersicht 

interpretiert werden. Aktuelle journalistische Inhalte sind aus der Nutzersicht in den 

allermeisten Fällen nicht differenziert genug, um dafür die hohe Schwelle einer direkten 

Bezahlung zu überschreiten; ein weiterer, nicht zu vernachlässigender Grund ist der Mangel 

etablierter Bezahlsysteme. Aber auch der Online-Werbemarkt ist rückläufig, was daran liegen 

mag, dass sich die technische Eignung des Online-Mediums als Werbeträger nicht erfüllt hat. 

Überschätzt wurden dabei sowohl die Möglichkeit, Werbung und Transaktion in einem 

Medium zu bündeln, als auch der Vorteil, durch algorithmische Mechanismen die 

Treffsicherheit von Werbung zu erhöhen (vgl. ebda. S. 47ff). Aus marktorientierter 

strategischer Sicht ist neben dem Primat der Werbefinanzierung die hohe Fixkostendegression 

aufgrund sehr niedriger Verbreitungskosten für Text- und Bildinhalte das wesentlichste 

Strukturmerkmal von Online-Zeitungen. Tatsächlich kann ein Leser einer Online-Zeitung 

rund 4.000 Seiten lesen, bevor er auf Anbieterseite die Kosten eines Druckexemplars einer 

Qualitätszeitung verursacht. Vergleicht man den Kostenanteil mit denen von Produkten 
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anderer Medien, ähneln Online-Zeitungen hinsichtlich der Verbreitungskosten eher den 

Rundfunk- als den Print-Medien (vgl. ebda. S. 59f und 54f). 

2.2.2.3. WETTBEWERBSSITUATION VON ONLINE-ZEITUNGEN 

Häufig bleibt Zeitungsverlegern als Lösung nur die Suche nach Partnern. Kooperieren können 

sie dabei erstens mit konventionellen Partnern wie Nachrichtenagenturen, Kommunen, 

Vereinen, Verbänden, freien Journalisten, Fotografen etc, zweitens mit unkonventionellen 

Partnern wie lokalen Radio- und Fernsehstationen, Anzeigenblättern, unmittelbaren 

Konkurrenten etc. und drittens mit Technikern und Softwarehäusern (vgl. RIEFLER 1997: S. 

58). Die Konkurrenzsituation im Internet unterscheidet sich in vielerlei Hinsicht von den 

traditionellen Medienmärkten. Neue Medien verändern die Selektionsgewohnheiten des 

Publikums und im Internet gelten andere Gewichtungen bei Selektions-, Rezeptions- und 

Navigationshandlungen. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass im Internet nicht nur 

journalistisch-redaktionell be- und erarbeitete Medienprodukte zur Wahl stehen, sondern 

prinzipiell ein jeder Inhalte online anbieten kann. Es besteht somit eine Vielfalt an Anbietern, 

welche um das knappe Gut Aufmerksamkeit werben (vgl. WIRTH 2000: S. 175). Dadurch 

ändert sich das Verhältnis zwischen Sender und Empfänger, die Distanz zwischen 

Journalisten und Lesern verringert sich verstärkt durch den Prozess des Comunity building, 

jedoch ohne die Positionen von Produzenten und Rezipienten obsolet werden zu lassen. Denn 

wenngleich prinzipiell die Möglichkeit für jeden Leser bestehen mag, auch selbst weltweit zu 

publizieren, wird der jeweiligen Information erst durch die Signatur des Mediums als 

etablierte Marke das erforderliche Vertrauen zugeschrieben. Die Garantie einer solchen 

Glaubwürdigkeit stellt somit einen wichtigen Faktor im Kommunikationsprozess dar und wird 

erst durch Bewährung und Verlässlichkeit in der Online-Kommunikation hergestellt. Dies ist 

auch der Grund, warum etwa in Österreich die Zukunft der Vermittlung von Hard-News 

einigen Spezialisten wie Nachrichtenagenturen, dem ORF und ein paar größeren Blättern 

vorbehalten bleibt (vgl. RENGER/SPUDICH 2000: S. 321f und MEYER-LUCHT 2005: S. 

44f). Die Möglichkeit für Online-Zeitungen sich hierbei zu profilieren besteht also in der 

Kernressource der journalistischen Kompetenz – spezifische Schwerpunkte bzw. Fähigkeiten 

können als Schlüsselkompetenz in den Wettbewerb eingebracht werden (vgl. WIRTH 2000: 

S. 177f). Nichtsdestotrotz sind Online-Journalisten grundsätzlich mit einem 

Glaubwürdigkeitsproblem konfrontiert, in mehreren Studien konnte gezeigt werden, dass 

Meldungen aus der gedruckten Tageszeitung oder dem Fernsehen ein vergleichsweise weit 

höheres Vertrauen entgegen gebracht wird (vgl. ebda. S. 181). 
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2.2.3. Formen von Online-Zeitungen 

Das Medium Internet wurde von Tageszeitungsverlegern unterschiedlich angenommen. Das 

Spektrum reicht dabei von Homepages mit Werbeinformationen über eine Replik der 

gedruckten Zeitung bis hin zu kompletten Online-Diensten, die von einer eigenen Redaktion 

erstellt werden und mit der gedruckten Zeitung kaum noch etwas gemein haben. Jedoch 

ähnelt eine Online-Zeitung dem jeweiligen Print-Produkt meist selbst dann, wenn eine eigene 

Online-Redaktion völlig unabhängig eigene Inhalte gestaltet. Verbreitet wird demnach analog 

zur Print-Ausgabe, Informationen sind hierarchisch organisiert, der Kontakt zu den Nutzern 

spielt trotz der genannten Möglichkeiten eine untergeordnete Rolle und beschränkt sich meist 

auf die Möglichkeit, dem Autor oder der Redaktion elektronisch einen Leserbrief zukommen 

zu lassen. Ob man online gehen sollte oder nicht, spielt dabei in Verlegerkreisen kaum eine 

Rolle, fraglich scheint eher das Wie (vgl. RIEFLER 1997: S. 47 und S. 50f). In diesem 

Unterkapitel werden die verschiedenen Formen der Klassifikation von Online-Zeitungen 

zusammengefasst und erörtert. 

Die einfachste Einordnung von Online-Zeitungen erfolgt nach Holger Rada, der zwischen drei 

Gruppen differenziert: 

1. Regionaler oder lokaler Online-Dienstleister: Dieser wendet sich an ein regionales 

Publikum und zeichnet sich durch einen geringen Markenbezug zur Print-Version aus. 

Geboten werden Beiträge aus den klassischen Ressorts, häufig regionale Inhalte und 

darüber hinaus ein breites Service- und Nutzwertangebot. Der überwiegende Teil der 

Inhalte wird exklusiv für die Online-Version zusammengestellt, wenngleich es sich oft 

um eine Zweitverwertung gedruckten Materials handelt. 

2. Online-Zeitung: Diese Form zeichnet sich durch einen hohen Markenbezug aus. Eher 

selten werden neben der tages- und wochenaktuellen Berichterstattung auch exklusiv 

für das Internet verfasste Hintergrund- und Magazinbeiträge angeboten. Häufiger sind 

dafür monothematische Dossiers, die Artikel über längere Zeiträume hinweg 

beinhalten, und extra für die Online-Ausgabe auf Grundlage bestehender Beiträge 

zusammengestellt werden. Es lassen sich drei Untergruppen definieren: Überregional 

und regional orientierte Online-Zeitungen übernehmen meist die Inhalte der Print-

Version, liefern jedoch zusätzliche Hintergrundbeiträge und Serviceleistungen. 

Online-Boulevardzeitungen bieten neben Beiträgen aus den klassischen Ressorts 

zahlreiche unterhaltende Elemente wie Klatsch, Erotik etc. Die angebotenen 
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Hintergrundinformationen und Serviceleistungen beziehen sich überwiegend auf 

regionale Ereignisse und Gegebenheiten, das Werbeaufkommen ist gering. 

3. Online-Magazine: Diese Form bezieht sich auf die Webpräsenzen von Zeitschriften, 

inhaltlicher Schwerpunkt liegt auf der Hintergrundberichterstattung und im 

Serviceangebot. Auch diese Form zeichnet sich durch einen starken Markenbezug zur 

Print-Version aus, wendet sich an eine überregionale Leserschaft, bietet einen hohen 

Nutzwert und verzeichnet ein hohes Werbeaufkommen. Zwei Untergruppen lassen 

sich hierbei unterscheiden, wobei Online-Illustrierte ihren Schwerpunkt auf 

Unterhaltung legen, Online-Nachrichtenmagazine hingegen Ressorts wie Politik oder 

Wissenschaft und Special-Interest-Bereiche beinhalten (vgl. RADA 1999: S. 123ff). 

Judith Roth hat ein Klassifizierungsschema der unterschiedlichen Typen von Tageszeitungen 

basierend auf einer Untersuchung aus dem Jahr 2000 vorgenommen, welches nach 

Engagements gestaffelt und abwärts kompatibel ist; d. h. nach Engagement höher bewertete 

Formen integrieren niedriger bewertete in sich. Es ist festzustellen, dass die maximale 

Änderung zur Print-Version meist darin besteht, Chats bzw. Foren und Agenturtickern zur 

Berichterstattung beizufügen, sich die Online-Zeitungslandschaft daher sehr homogen 

darstellt und die Typisierung sich zudem ähnlich staffelt wie die Abstufungen im Print-

Bereich. Anzumerken bleibt hierbei, dass die Grenzen teilweise verschwimmen können und 

sich eine, wenn auch sehr geringe Zahl an Online-Zeitungen nicht in das Schema einordnen 

lässt: 

1. Visitenkarte: Hierbei handelt es sich nicht um Tageszeitungen sondern eher um eine 

Anlaufstelle für interessierte Leser und Anzeigenkunden. Die Kriterien Publizität, 

Periodizität, Aktualität und Universalität werden nicht erfüllt, es werden keine 

journalistischen Inhalte präsentiert und die Seiten bleiben über Wochen und Monate 

hinweg statisch. Die Strategie hinter derartigen Webpräsenzen besteht im 

Signalisieren von Erreichbarkeit. 

2. Lightversion: Hier wird nur ein Ausschnitt der Print-Version geliefert. Dieser besteht 

aus einigen Artikeln der Print-Version, Links zu Probeabonnements, der Möglichkeit 

zur Anzeigenschaltung, ergänzt um etwaige Chats oder Gästebücher. Der Sinn scheint 

darin zu bestehen, quasi als Schnupperangebot einen Anreiz für Nicht-Abonnementen 

zu liefern, die Print-Ausgabe kennenzulernen. Die zugrundeliegende Strategie ist, 

Erfahrungen im neuen Medium zu sammeln und die eigene Marke im Internet zu 

positionieren. Die häufig lieblose Gestaltung lässt zudem auf den Umstand schließen, 
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unter Zugzwang zu stehen. Ein Grund für das Bestehen von Lightversionen scheint 

auch die Angst zu sein, Nutzer einer umfangreicheren Online-Version könnten sich 

von der Print-Ausgabe abwenden. 

3. Infopool: Webpräsenzen des Modells Infopool zeichnen sich durch die Übernahme 

eines großen Teils der Artikel der Print-Ausgabe aus, vereinzelt handelt es sich auch 

um Vollversionen. Mitunter wird das Angebot ergänzt, etwa durch Rubriken wie 

Bauen und Wohnen, Reisen, Computer, Gesundheit, Jugend etc. Abgerundet wird das 

Angebot durch Kleinanzeigen, Aboservices und andere Elemente der Print-Ausgabe 

wie z. B. Karikaturen. Zwei Strategien scheinen hier zusammenzulaufen: Einerseits 

wird versucht, ein Angebot mit geringem Investitionsbedarf zu erstellen, denn eine 

eigene Redaktion ist nicht erforderlich. Zum anderen gilt es, ein Werbemedium für die 

Print-Version zu schaffen. Die Webpräsenz dient also auch hier als Wegweiser zur 

Print-Version, wenngleich die Verlage nicht zu fürchten scheinen, Leser an die 

Online-Version zu verlieren. 

4. Lokale Plattform: Als lokale Plattformen klassifizierte Online-Zeitungen versuchen 

Informationen über das lokale Leben in ihrem Angebot zu bündeln und zudem einen 

lokalen Kommunikationsraum zu bieten. Die Print-Ausgabe wird gänzlich oder 

teilweise offeriert, darüber hinaus sind Chats und/oder Diskussionsforen verfügbar. 

Ausschlaggebend für die Zuordnung zu lokalen Plattformen ist das offensichtliche 

Bestreben des jeweiligen Verlages, seine bisherigen Kompetenzen auf das neue 

Medium zu übertragen. Die verfolgte Strategie besteht darin, mit vielen 

Informationen, rund um eine Stadt oder einen Landkreis, User möglichst oft auf die 

Zeitungsseite zu holen. Wie im Print-Bereich wollen die Verlage primäre 

Informationsanbieter in der Region werden. 

5. Regionale Plattform: Regionale Plattformen tragen Inhalte lokaler Plattformen in sich, 

der Unterschied besteht darin, dass nicht nur eine Stadt bzw. ein Landkreis erfasst, 

sondern synchron zur Abstufung Lokal- vs. Regional-Zeitung ein weiterer Radius 

gezogen wird. Hinter regionalen Plattformen stehen jedoch durchaus auch Lokal-

Zeitungen, weshalb Engagements im Online-Bereich verzeichnet werden können, 

welche über jene im Print-Bereich hinausgehen. Regionale Plattformen lassen sich als 

Ergänzungen zur Print-Ausgabe verstehen. Während Verlage lokaler Plattformen 

überwiegend Kooperationen mit städtischen Kommunen eingehen, sind es bei 

regionalen Plattformen meist mehrere Tageszeitungsverlage, die zusammenarbeiten. 

Häufig werden auch E-Commerce-Geschäftsfelder etwa durch den Einbau von 
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Shoppingangeboten oder den Verkauf von Links betrieben, was jedoch die Gefahr in 

sich birgt, Glaubwürdigkeit einzubüßen. 

6. Regionaler Online-Dienst: Hierbei versuchen Verlage sich journalistisch über die 

Print-Ausgabe hinaus zu engagieren, es geht also nicht nur um das Dabei-Sein. Es 

lassen sich zwei Formen unterscheiden: Zum einen Online-Redaktionen, welche sich 

so weit engagieren, bis sie die Grenzen des Lokal- bzw. Regionaljournalismus 

berühren. Überregionale Informationen werden dabei fortlaufend aktualisiert, nicht 

aber solche lokaler oder regionaler Natur. Im anderen Fall werden im Print-Bereich 

erworbene lokale Kompetenzen auf die Online-Version übertragen und fortlaufend 

entweder selbst oder von Agenturen erstellte, lokale und regionale Informationen 

geboten. Ersteres ist als positive Grundeinstellung zum Medium Internet zu 

interpretieren, die Zurückhaltung, lokale Informationen online zu stellen, lässt darauf 

schließen, dass dieser Bereich als Kerngeschäft der Print-Ausgabe verstanden wird. 

Zudem scheinen gut aufbereitete, überregionale Informationen ein Garant für hohe 

Nutzerzahlen zu sein. Zweiteres stellt wiederum eine Ergänzung der Print-Version dar. 

Ziel ist es, User mehrmals täglich auf ihre Webseite zu locken, die Angst der 

Abwanderung von der Print-Ausgabe besteht folglich nicht. (vgl. ROTH 2003: S. 

24ff). 

In Bezug auf die Markt- und Angebotsstruktur des österreichischen Online-Journalismus 

haben Rudi Renger und Holger Spudich sechs verschiedene Angebotsformen unterschieden, 

die Art der Klassifizierung ähnelt jener von Roth, da gewissermaßen nach Engagements 

differenziert wird, wenngleich Struktur und Hierarchie weniger stark ausgeprägt sind: 

1. Online-Ausgaben bestehender journalistischer Medienprodukte (überwiegend von 

informationsjournalistischen Print-Produkten): Es handelt sich gewissermaßen um 

eine Kopie der Print-Ausgabe. 

2. Spezielle Online-Ausgabe mit anderen Inhalten als jenen der Stamm-Medien: 

Wenngleich die Kosten wohl kaum durch die direkten Einnahmen abgedeckt werden 

können, entsteht der Nutzen als effizientes Instrument der Öffentlichkeitsarbeit. 

3. Zusätzliche Online-Angebote zu den Online-Ausgaben von bestehenden 

journalistischen Medienprodukten, im Sinne von satellitenartigen Service- bzw. 

Branchendiensten. 

4. Portale bzw. Plattformen und Communities: Dabei ist die Online-Version integrierter 

Teil eines multimedialen Angebotpaketes. 
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5. Echte journalistische Multimediaprodukte mit Magazincharakter; Online-Zeitschriften 

ohne printmediale Entsprechung: Anzutreffen sind hierbei auch Produkte eines Do-it-

yourself-Journalismus bzw. sogenannte E-Zines. 

6. News-Ticker mit Agenturcharakter bzw. als Teaser: Im ersten Fall sind journalistische 

Informationen Teilservices aus anderen Branchen. Im zweiten Fall fungiert 

Journalismus als Blickfänger, also als Einstiegs- bzw. Startpunkt für Besuche 

integraler Plattformen. Dabei ist häufig Informationsinszenierung anstelle von seriöser 

Berichterstattung festzustellen (vgl. RENGER/SPUDICH 2000: S. 328f). 

Abschließend die drei Grundtypen von Online-Zeitungen nach Katja Riefler, sie differenziert 

basierend auf den Angeboten des US-Zeitungsmarktes: 

1. Zeitung pur: Dieses Modell ist stark auf das Print-Produkt fixiert, wobei interaktive 

Kommunikationsmöglichkeiten als Ergänzung zu den digitalisierten Inhalten der 

Print-Version nicht auszuschließen sind. 

2. Special Interest: Dieses Modell zielt auf eine begrenzte Zielgruppe, da neben der 

Kommunikation der Servicefunktion von via Computer abrufbaren Informationen 

große Bedeutung zu kommt. 

3. Lokales Informationszentrum: Dabei handelt es sich gewissermaßen um Fenster zur 

Welt, die versuchen, sämtliche für das lokale Leben relevante Informationen in ihrem 

Angebot zu bündeln. Soweit vorhanden, werden Verbindungen zu anderen lokalen 

Online-Informationsquellen angeboten, zudem wird nicht-kommerziellen 

Organisationen aber auch den entsprechenden Kommunalparlamenten und -

verwaltungen ermöglicht, sich zu präsentieren (vgl. RIEFLER 1995: S. 90ff). 

DiePresse.com und derStandard.at sind sich strukturell sehr ähnlich und fallen daher 

übergreifend in die selben Kategorien als Online-Zeitungen bzw. -Dienste sowie 

journalistische Multimediaprodukte. 

2.2.4. Nutzer und Nutzung von Online-Zeitungen 

Über die Demographie und Bedürfnisse von Online-Zeitungs-Nutzern wird zwar viel 

spekuliert und empirisch geforscht, letztlich können entsprechende Überlegungen und Studien 

jedoch immer lediglich Momentaufnahmen liefern (vgl. RIEFLER 1997: S. 55). Zudem 

erscheint die relevante Literatur veraltet, was daran liegen mag, dass das Internet aufgrund der 

Durchdringung des individuellen Alltags seinen Charakter als Phänomen um die 

Jahrtausendwende verloren hat und mit der Zeit auch das Bedürfnis nachgelassen hat dieses 
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zunächst unbekannte Phänomen zu analysieren. Nichtsdestotrotz lassen die gewonnenen 

Informationen Rückschlüsse auf spezifische Eigenschaften zu, welche zur Folge haben, dass 

bestimmte soziale Gruppen eher, vorwiegend bzw. zuerst von spezifischen Online-Diensten 

und insbesondere Online-Zeitungen erreicht werden und Gebrauch machen. 

Wenngleich also in Folge die Beschreibung von Nutzern von Online-Diensten und -Zeitungen 

in der Gegenwartsform erfolgt, ist dabei von einer immer heterogener werdenden 

Nutzerschaft auszugehen, je stärker das Medium Internet institutionalisiert ist bzw. eine 

Vielzahl von Personen in den kommunikativen Prozess eingebunden wird (vgl. 

HÖFLICH/SCHMIDT 2003: S. 210f). „Im gleichen Maße, wie in soziodemographischer 

Hinsicht eine Annäherung der Internet-Nutzer an die Gesamtbevölkerung stattfand […] 

wurden auch die Nutzer der Online-Zeitungen heterogener. Die neu hinzugekommenen Nutzer 

suchen […] weniger den Austausch mit anderen ‚Computerfreaks’, sondern wollen schnell 

lokale und überregionale Informationen abrufen.“ (ebda. S. 208) 

2.2.3.1. NUTZER VON ALLGEMEINEN ONLINE-DIENSTEN 

In soziodemographischer Hinsicht ist der hohe Männeranteil bei Nutzern von Online-Diensten 

– in den Anfängen machte er nahezu drei Viertel aus – am auffälligsten. Die stärkste 

Verbreitung der Nutzung von Online-Diensten befindet sich in der Altersgruppe der 20- bis 

29-Jährigen, besonders gering ist der Anteil der über 50 Jährigen, was angesichts deren 

überdurchschnittlich hohem Anteil an der Gesamtbevölkerung in einer besonderen Schieflage 

resultiert. Nutzer von Online-Diensten weisen des Weiteren ein höheres Einkommen auf und 

darüber hinaus korreliert die Nutzung des Internets mit der Höhe des Bildungsabschlusses. 

Über 50 Prozent hatten mit Stand 1998 Matura oder einen akademischen Abschluss; je höher 

letztlich die Schulbildung ausfällt, desto ausgeprägter ist auch die Nutzung des Internets. Da 

ein formal höherer Bildungsabschluss tendenziell auch zu einem höheren Einkommen führt, 

ist nicht auszuschließen, dass hierbei ein indirekter Zusammenhang besteht. Besonders weit 

verbreitet ist die Online-Nutzung jedenfalls unter leitenden Angestellten, Beamten und 

kleineren Selbstständigen (vgl. SCHERER/BERENS 1998: S. 65, GROEBEL/GEHRKE 

2003: S. 35 und S. 42 und RIEFLER 1997: S. 55). „Es handelt sich vielfach um hochgebildete 

junge Männer mit überdurchschnittlich hohem Einkommen. Sie sind in der Lage, mit der 

modernen Technologie umzugehen und haben in der Regel auch den finanziellen Spielraum, 

sich diese Technologie zu leisten.“ (SCHERER/BERENS, 1998, S. 65) Des Weiteren wohnen 

intensive Nutzer des Internets eher in Städten, wenngleich ein Stadt-Land-Gefälle in diesem 

Zusammenhang nicht bestätigt werden kann (vgl. GROEBEL/GEHRKE 2003: S. 43). Auch 
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hinsichtlich der Persönlichkeitsmerkmale unterscheiden sich Online-Nutzer wesentlich, ihnen 

erscheint Stillstand als negativ, sie sind daran interessiert, sich zu verbessern und 

weiterzuentwickeln. Folglich stellen sie hohe Anforderungen an sich selbst, beruflicher Erfolg 

und Weiterbildung sind für sie sehr wichtig – das Adaptieren technischer Innovationen ist ein 

Bestandteil dieses ständigen Prozesses der Verbesserung. Die Ansprüche richten sie jedoch 

nicht nur an sich selbst, gegenüber der Gesamtbevölkerung ist in der Gruppe der Anteil jener 

doppelt so hoch, welche angeben, sich für wichtige Fragen der Gesellschaft zu engagieren, sie 

geben außerdem häufiger an, anderen ein Vorbild zu sein und über Führungsqualitäten zu 

verfügen (vgl. SCHERER/BERENS 1998: S. 67ff). „Zusammengefasst kann man sagen, dass 

Online-Nutzer häufig besonders aufgeschlossene Personen sind mit hoher 

Innovationsbereitschaft, auch einflussreiche Personen und Meinungsführer, die ihrer 

Umgebung als Vorbild dienen.“ (ebda. S. 69) Hinsichtlich der regelmäßigen Nutzung von 

Medien sind die Unterschiede minimal, wenngleich klassische Medien von intensiven Online-

Nutzern in etwas geringerem Ausmaß konsumiert werden, ist bei dieser Personengruppe die 

Nutzung von Zeitschriften ein bisschen intensiver und sie sehen geringfügig weniger fern; 

ersichtlich ist ein Unterschied eher bei der Nutzung von Büchern, welche weit häufiger 

gelesen werden. Qualitätszeitungen werden deutlich gegenüber Boulevardzeitungen 

bevorzugt, bei den Zeitschriften erreichen Computerzeitschriften nachvollziehbarerweise 

einen Spitzenwert (vgl. SCHERER/BERENS 1998: S. 70ff und GROEBEL/GEHRKE 2003: 

S. 84). Online-Nutzer sind etwas überdurchschnittlich an Politik, insbesondere Außenpolitik, 

interessiert, weit beliebter sind jedoch Themen wie Wirtschaft, Medien sowie v. a. moderne 

Technik und Wissenschaft. Sie interessieren sich darüber hinaus häufiger für kulturelle 

Themen und solche mit Bezug auf Beruf und Arbeit, nur wenige Themen finden bei Online-

Nutzern ein unterdurchschnittliches Interesse (es handelt sich dabei um Themen wie 

Haushaltsführung oder Königshäuser, Adel etc.) (vgl. SCHERER/BERENS 1998: S. 73ff). 

Als Gründe für die Online-Nutzung können fünf Motive festgestellt werden: Das Image des 

Aufgeschlossen Seins, selbstbestimmtes Vorgehen bei der Nutzung, mediale Welteroberung, 

Nützlichkeit und Spaß sowie Alltagsintegration. Im Vordergrund stehen dabei die 

Erweiterung von Wissen und die Hilfestellung bei praktischen Fragen, gefolgt von sozialer 

Integration und weiters bei Trends auf dem Laufenden zu sein sowie Gesprächsstoff zu haben. 

Auffallend ist die geringe Bedeutung von Zeitvertreib als Motiv. Die wichtigsten 

Zuwendungsmotive korrespondieren somit eher mit Problemlösungs- als mit 

Unterhaltungsfunktionen (vgl. ebda. S. 76ff). Anzumerken verbleibt noch, dass das positive 

Bild vom aufgeschlossenen, gesellschaftlich interessierten und engagierten Online-Nutzer am 
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ehesten auf jene zutrifft, die Online-Dienste sowohl beruflich als auch privat nutzen. Die 

beiden anderen Nutzergruppen fallen davon deutlich ab, insbesondere bei der ausschließlich 

privaten Nutzung, welche nachvollziehbarerweise vor allem bei der Altersgruppe von 14- bis 

19-Jährigen stark ausgeprägt ist und mit steigendem Einkommen und Bildungsniveau 

abnimmt (vgl. SCHERER/BERENS 1998: S. 81 und GROEBEL/GEHRKE 2003: S. 52). 

Ausschlaggebend für eine hohe Internet-Nutzung ist zudem auch das persönliche Umfeld 

bzw. dessen Nutzungsintensität (vgl. GROEBEL/GEHRKE 2003: S. 69). Abschließend 

erscheint im Kontext der vorliegenden Arbeit die Tatsache von Interesse, dass sich Online-

Nutzer erwartungsgemäß überwiegend der politischen Mitte zuordnen, tendenziell jedoch 

etwas links gegenüber dem Bevölkerungsdurchschnitt und den nicht-intensiven Nutzern (vgl. 

ebda. S. 114). 

2.2.3.2. NUTZER VON ONLINE-ZEITUNGEN 

Nutzer von Online-Zeitungen unterscheiden sich nur geringfügig von jenen allgemeiner 

Online-Dienste. Geschlecht, Einkommen, Beruf und Größe des Wohnortes haben keinerlei 

signifikanten Einfluss darauf, ob ein Online-Nutzer häufig auf politische Informationen in 

Online-Zeitungen zugreift, ebenso wenig das Bildungsniveau, wenngleich dieses bei 

Rezipienten konventioneller Massenmedien in starkem Maß die Zuwendung zu politischen 

Informationen determiniert. Lediglich das Alter und die Tatsache, ob man alleine oder in 

einem Mehrpersonenhaushalt lebt, haben statistisch signifikanten, wenn auch geringen 

Einfluss auf die Zuwendungsintensität. Während ein Drittel der Nutzer aus 

Einpersonenhaushalten angibt, häufig online auf politische Informationen zuzugreifen, so 

trifft dies nur auf ein Fünftel derer zu, welche in Mehrpersonenhaushalten leben. Es lässt sich 

schlussfolgern, dass Erstere Online-Medien als Ersatz für persönliche Kommunikation 

hinsichtlich des aktuellen politischen Geschehens gebrauchen sowie prinzipiell über mehr 

Zeit zur Nutzung von Online-Diensten verfügen. Tatsächlich werden politische Informationen 

häufiger von Personen genutzt, welche auch prinzipiell Online-Medien intensiver nutzen. Sie 

geben zudem an, durchschnittlich häufigere und längere Sitzungen durchzuführen (vgl. 

HAGEN/MAYER 1998: S. 112f). Parallel dazu verhält sich auch die Nutzung lediger 

Personen (vgl. GROEBEL/GEHRKE 2003: S. 42). Logischer Weise konsumieren 

Rezipienten politischer Informationen im Internet auch häufiger politische Inhalte 

konventioneller Massenmedien. Zudem stammen politische Informationen, welche online 

bezogen werden, überwiegend aus den traditionellen Quellen, also Online-Zeitungen und -

Zeitschriften. Ähnlich der herkömmlichen Nutzung von Online-Diensten dominiert die 

Informationssuche, gefolgt von der interpersonellen Kommunikation als Nutzungszweck über 
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dem unterhaltungsorientierten Surfen (vgl. HAGEN/MAYER 1998: S. 114 und S. 117ff). 

Man darf jedoch nicht die Zahl der Nutzer von Online-Diensten auf die Zahl der Nutzer von 

Online-Zeitungen schließen. Zwar sind Online-Zeitungen ein populäres Format, erreichen 

allerdings nur etwa ein Viertel bis ein Drittel aller Internetnutzer (vgl. MEYER-LUCHT 

2005: S. 32). 

2.2.3.3. NUTZUNG VON ONLINE-ZEITUNGEN 

Zu den populärsten Internet-Aktivitäten zählt an erster Stelle und mit weitem Abstand die 

Nutzung von E-Mail-Diensten, gefolgt von Onlinerecherche, worunter auch (jedoch nicht 

ausschließlich) die Nutzung von Online-Zeitungen fällt. Mit Stand 2002 werden Online-

Zeitungen von ihren Rezipienten pro Woche ca. eine halbe Stunde genutzt (vgl. 

GROEBEL/GEHRKE 2003: S. 55 und S. 87). Der wesentlichste Unterschiede bei der 

Nutzung von Online-Zeitungen gegenüber jener von gedruckten ist das bereits erwähnte 

Ausmaß der Interaktivität - ein Mindestmaß der Zeit wird alleine schon für die Auswahl der 

Informationen benötigt, die der Leser auf den Bildschirm holt. Weitere Anwendungsgebiete 

interaktiver Kommunikation bestehen bei den für die Untersuchung relevanten 

Diskussionsforen, bei Meinungsumfragen sowie in geringern Maßen bei interaktiven Diensten 

wie Spielen, Rätseln, Veranstaltungskalendern etc. Ein Mehrwert, der dem Nutzer ebenfalls 

ein gewisses Maß an Interaktivität abverlangt, ist die Möglichkeit der automatischen 

Suchfunktion (vgl. SPOTT et al. 1998: S. 132). 

Bei der Nutzung von Online-Angeboten klassischer Medien lassen sich gänzlich 

unterschiedliche Rezeptionsmodi unterscheiden. Hierbei differenziert Wirth in seinen 

Untersuchungen vier Typen. Anzumerken ist, dass hierbei keine repräsentative Stichprobe 

untersucht wurde und es sich bei den Probanden durchwegs um Studenten handelt. Eine 

Verallgemeinerung auf die Gesamtbevölkerung wäre somit fragwürdig, wenngleich ein 

Eindruck über unterschiedliche Verhaltensweisen der Nutzung vermittelt werden kann. 

1. Der Stipp-Visit: Hierbei handelt es sich um sehr kurze Besuche meist kürzer als eine 

Minute und nur in einem Drittel der Fälle ist die Suche nach Information 

ausschlaggebendes Motiv. Nahezu alle Besucher kannten die betreffende Webpräsenz 

bereits, es handelt sich also um Widerholungsbesuche. Drei Viertel der Besucher 

kommen über einen Link zur Seite, die Wenigsten über eine Suchmaschine. In der 

einen Hälfte der Fälle werden überhaupt keine zusammenhängenden Texte gelesen, in 

der anderen kaum mehr als zwei Seiten, wobei kein konkreter Themenbereich 

hervorsticht. Zwei Untergruppen können hierbei differenziert werden: Einerseits der 
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Zufalls-Visit, wobei der Nutzer gar nicht merkt, dass er einem Medienlink folgt. 

Andererseits der Check-Visit, bei dem der Nutzer nur kurz prüft, ob die Seite 

aktualisiert wurde. Falls dies nicht der Fall ist, bleibt der Check-Visit ein Stipp-Visit, 

da der Besucher die Seite in diesem Fall schnell wieder verlässt. 

2. Der Arbeits-Visit: Der Arbeits-Visit stellt eine engagierte, bisweilen verzweifelte 

Suche nach Informationen dar. Entweder werden allgemeine Informationen zu einem 

Thema oder auch gezielt Daten gesucht, wobei allen Besuchern die Seite bereits 

bekannt ist. Die Verweildauer beträgt etwas weniger als zwei Minuten, um daraufhin 

die Seite meist enttäuscht wieder zu verlassen. Merkmale wie der Ausgangspunkt des 

Medienbesuchs, die Mediengattung und die Suchthemen sind statistisch unauffällig. 

Interessant ist, dass die Kompetenz des Anbieters und die Qualität der besuchten 

Plattform zwar generell hoch, im konkreten Fall jedoch weniger hoch eingeschätzt 

wird (in mehr als der Hälfte der Fälle blieb die Suche erfolglos). 

3. Der Erst- oder Kennenlern-Visit: Hierbei entdeckt der Nutzer meist einen Link zu 

einem ihm bekannten Medium und empfindet entweder Neugierde über das Medium 

an sich oder möchte wissen, was das Medium zum gegenwärtigen Recherchethema zu 

bieten hat. Der Besuch dauert gut zwei Minuten, da die Online-Präsenzen relativ tief 

erkundet werden. Es wird mehr gelesen und auch mehr gescrollt als bei den beiden 

vorherigen Clustern, insgesamt wird die Seite relativ gründlich durchforstet. Meistens 

wird dem Anbieter ein gutes Zeugnis ausgestellt, oft schon vor Betreten der Seite, was 

darauf schließen lässt, dass das positive Image eines Medienangebotes auf die Online-

Präsenz transferiert wird. Es kommt aber auch vor, dass aus Neugier solche Medien 

besucht werden, bei denen zuvor eine negative Erwartungshaltung vorliegt – diese 

wird dann auch prompt bestätigt. 

4. Der Freundschafts- oder Fan-Visit: Der letzte Cluster ist der kleinste und unterscheidet 

sich in vielerlei Hinsicht von den übrigen. Die Online-Ausgaben der Medien werden 

mit achteinhalb Minuten deutlich länger und auf mehreren Ebenen besucht. Es werden 

auch mehr inhaltstragende Seiten gelesen und mehr Scroll-Aktionen durchgeführt; 

klare Themenpräferenzen bestehen nicht. Die konkrete Informationssuche spielt keine 

größere Rolle als bei den anderen Clustern. Es handelt sich ohne Ausnahme um 

Wiederbesuche. Die hierbei aufgesuchten Online-Zeitungen erzielen in allen 

Kategorien (Informationsqualität, Glaubwürdigkeit, Kompetenz, Interessantheit, aber 

auch in selten genannten Aspekten wie Aktualität, Raffinesse, Kreativität, Ästhetik) 
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die mit Abstand besten Bewertungen. Nirgendwo sonst wird die Image- und 

Markenwahrnehmung so deutlich wie in diesem Cluster (vgl. WIRTH 2000: S. 185ff). 

2.2.5. Öffentliche Foren im Internet 

Wie bereits festgestellt wurde, erscheint das bloße Übernehmen der Print-Inhalte in die 

Online-Version, zumindest in den Anfängen der Online-Zeitungen, als wenig erfolgreich. 

Neben dem Informationsangebot ist es sinnvoller zusätzliche Anreize zu schaffen, 

dahingehend hat sich die Möglichkeit zur Kommunikation der Nutzer untereinander als 

tragend und wichtig herausgestellt (vgl. RIEFLER 1995: S. 29 und S. 90). „Der Austausch mit 

anderen Online-Nutzern gehört mit Abstand zu den beliebtesten Anwendungsmöglichkeiten 

der Computermedien.“ (ebda. S. 54) Wenngleich jedoch die interaktiven Möglichkeiten von 

Diskussionsforen stets als wesentlicher Vorteil von Online-Zeitungen gegenüber den Print-

Versionen hervorgehoben werden, so ist dennoch anzumerken, dass sie letztlich gegenüber 

den anderen spezifischen Eigenschaften von Online-Medien eher eine untergeordnete Rolle 

spielen (vgl. MEYER-LUCHT 2005: S. 36). 

Als konstitutive Elemente solch virtueller Gemeinschaften treten dabei zwei Aspekte hervor: 

Erstens die dauerhafte Nutzeraktivität, also der Umstand, dass im Vergleich zu 

konventionellen sozialen Gruppen eine größere Fluktuation der Teilnehmer und ein 

geringeres Maß an Verbindlichkeit besteht; konkret liegt weder eine Konstanz der 

Ansprechpartner, noch eine Dauerhaftigkeit der Beziehungen zwischen den 

Kommunikationspartnern vor. Zweitens unterliegen die Benutzer der Verpflichtung auf 

gemeinsame Gebrauchsweisen. D. h. virtuelle Gemeinschaften konstituieren sich aufgrund 

zweckbezogener und interessensgeleiteter computervermittelter Kommunikation. Die 

Entwicklung zeigt zudem, dass virtuelle Gemeinschaften nicht auf sozioemotionalen Banden 

basieren, sondern sich durch eine thematische Ausrichtung und erwartbare Interaktion bilden. 

(vgl. HÖFLICH/SCHMIDT 2003: S. 198ff und S. 207) Ein umfangreiches Angebot an 

Kommunikationsmöglichkeiten war schon von Beginn an wesentlicher Bestandteil der 

ursprünglichen Zeitungsmailboxen, so auch eine Reihe von Online-Foren zu diversen 

Themen. Diese waren thematisch allerdings sehr eingeschränkt und fielen überwiegend EDV 

orientiert aus. Dennoch wurden sie durchaus intensiv, v. a. seitens der Nur-Leser, genutzt, 

inhaltlich ging es überwiegend um Rat und Hilfe bei PC-Problemen (vgl. ebda. S. 195 und 

202ff). „So gesehen war die Zeitungsmailbox schon damals ein Exempel des Computers als 

Hybridmedium, das nicht nur ein Informations- und Abrufmedium, sondern ebenso ein 

Medium öffentlicher Diskurse wie auch ein Medium interpersonaler Kommunikation ist. 
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Wenn auch die interaktiven Möglichkeiten im engeren Sinne nicht zu den dominanten 

Nutzungsweisen der Zeitungsmailbox gehörten, so erfreuen sie sich doch bei einer Reihe von 

Nutzern eines beachtlichen Zuspruchs“ (ebda. S. 196). Foren in Online-Zeitungen können zu 

einer öffentlichen Diskussion beitragen, was bei Zeitungen zwar immer schon der Fall war, 

wenngleich die relativ einseitige massenmediale Kommunikation stets Begrenzungen unterlag 

(vgl. ebda. S. 210). „Die Teilnehmer sind mehr als nur Leser respektive rezipierende Nutzer, 

ihre Aktivitäten gehen auch über das Schreiben von Leserbriefen hinaus.“ (ebda S. 200f) 

Österreichs am meisten frequentierten Diskussionsforen von Online-Medien sind 

derStandard.at, ORF.at und Krone.at, wenngleich vorweg genommen werden muss, dass 

echte Diskussionen im eigentlichen Sinn kaum entstehen. Auf derStandard.at gehen täglich 

ca. 12.000 Kommentare ein, laut der Chefredakteurin Gerlinde Hinterleitner ist er damit im 

deutschsprachigen Raum das Online-Medium mit den meisten Postings. Als beispielsweise 

am 17. Mai 2010 in Thailand ein die Opposition unterstützender General angeschossen wurde 

und starb ergab sich zu Mittag in den Foren der großen Nachrichtenseiten folgendes Bild: 

Sueddeutsche.de: fünf Postings; FAZ.net: ein Posting; Kurier.at: 16 Postings; DiePresse.com: 

sechs Postings und demgegenüber derStandard.at: 120 Postings. Anzumerken ist dabei, dass 

via Software und seitens der Redakteure in etwa zehn Prozent der Kommentare nicht 

veröffentlicht werden. Interessant ist hierbei das Ausmaß in den jeweiligen Ressorts, während 

im Sport-Bereich nahezu keine Kommentare entfernt werden sind es in der Innenpolitik elf 

Prozent und in der Außenpolitik sogar 20 Prozent. Laut Peter Vitouch besteht der Grund für 

die Notwendigkeit Kommentare zu Filtern in der gebotenen Anonymität, welche zu einem 

Sicherheitsgefühl führt und somit etwa zu Beleidigungen und rassistischen Äußerungen 

verleiten kann. Die Vormachtposition der großen Zeitungen Österreichs hinsichtlich 

politischer Diskussionsforen lässt sich dadurch begründen, dass kaum Alternativen bestehen, 

im Gegensatz etwa zu Deutschland, wo sich eine sehr breite Bloggerszene etablieren konnte 

(vgl. JILCH 2010: S. 17f). 

2.2.4.1. CHARAKTERISTIK DER SPRACHFORM IN ONLINE-DISKUSSIONSFOREN 

Texte in Online-Diskussionsforen, aber auch in E-Mails oder Chats weichen offensichtlich 

von den Erwartungen ab, welche schriftlichen Texten üblicherweise entgegengebracht werden 

und erinnern strukturell eher an mündliche Kommunikation. Dabei handelt es sich letztlich 

um den Versuch, Elemente der Face-to-Face-Kommunikation wie Mimik, Gestik und 

Prosodie in die mediale Schriftlichkeit zu überführen, um das Fehlen dieser para- und non-
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verbalen Signale zu kompensieren. Parallelen zur Mündlichkeit sind dabei auf verschiedenen 

Ebenen feststellbar: 

1. Hinsichtlich der Kommunikationsbedingungen: Schnelligkeit, unmittelbarere Formen 

des Reagierens und Interagierens, Spontanität der Sprachproduktion, geringere 

Planungs- und Verarbeitungszeiten. 

2. Hinsichtlich der Textstrukturen und der Diskursorganisation: starke Einbettung in 

einen kommunikativen Kontext und daraus folgend dialogähnliche Strukturen bzw. 

Diskursivität. 

3. Hinsichtlich des Auftretens bestimmter lexikalischer Merkmale: Vorkommen von 

Gesprächspartikeln und Interjektionen, dialektal und umgangssprachlich gefärbter 

Wortschatz, teils geringe Variation in der Wortwahl. 

4. Hinsichtlich morphologischer Merkmale: Vorkommen von Tilgungen wie nich, hab, 

ne, mal, von Assimilationen wie war’s, machstn und von Reduktionen wie sehn, gehn 

etc. 

5. Hinsichtlich syntaktischer Merkmale: Dominanz von Einfachsätzen, Bevorzugung von 

parataktischen Satzverknüpfungen und Vorkommen von Ellipsen und Satzbrüchen. 

6. Hinsichtlich der Verwendung von typographischen Mitteln: Z. B. Emoticons (Smileys 

etc.), Großschreibung einzelner Wörter und Sätze, Iteration von Buchstaben oder 

Satzzeichen (z. B. Daaaaanke, Nein!!!) und der Gebrauch von Inflektiven
3
 zur 

Bezeichnung von Gefühlszuständen oder aussprachlichen Handlungen (z. B. *freu*, 

*grins*) (vgl. HÄRVELID 2008: S. 24ff). 

Das Auftreten dieser sprachlichen Phänomene kann einerseits als direkte Konsequenz der 

technischen Rahmenbedingungen interpretiert werden, quasi als sprachlicher Reflex. 

Andererseits kann es als Ausdrucksfunktion gesehen werden, da durch die Verwendung eines 

konzeptionell mündlichen Duktus die Sprecher-Hörer-Nähe symbolisch erhöht werden soll. 

Durch das Medium Internet scheint eine gewisse kommunikative Nähe zwischen den 

Kommunikationspartnern suggeriert, welche sich in der Wahl der sprachlichen Mittel 

ausdrückt. Anzumerken bleibt, dass es laut jüngerer Forschungsansätze und entgegen früherer 

Annahmen eine einheitliche Sprache im Internet nicht gibt. Unterschiedlich sind auch die 

Einschätzungen hinsichtlich der Konsequenzen des Gebrauchs konzeptioneller Mündlichkeit: 

Einerseits wird die Entstehung einer neuen Schriftlichkeit prognostiziert, zum anderen wird 

darauf hingewiesen, dass Merkmale konzeptioneller Mündlichkeit im Schriftlichen keine 

                                                 
3
 auf den Wortstamm reduzierte Verben 
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Neuigkeit darstellen. Festzustellen ist auch, dass die genannten sprachlichen Phänomene nicht 

in allen Kommunikationsdiensten gleichermaßen auftreten (vgl. ebda. S. 26ff). In Bezug auf 

Online-Diskussionsforen verwundert es daher nicht, dass diese zwar durch Merkmale 

konzeptioneller Mündlichkeit geprägt sind, sich aber je nach unterschiedlichen Themen und 

Nutzergruppen auch hinsichtlich ihrer sprachlichen Merkmale unterscheiden. 

Weiters hervorzuheben ist die relativ hohe Interaktivität, aber auch Spontanität und 

Emotionalität, sowie in kleineren Foren, also solchen mit niedrigeren Nutzerzahlen,  Formen 

von Vertrautheit – obwohl die Foren grundsätzlich öffentlich zugänglich sind. Speziell in 

Newsgroups ist teilweise eine dialogorientierte Struktur feststellbar, was auf die meist 

implementierte Quoting-Funktion zurückzuführen ist. Hinsichtlich der Textstruktur zeigt sich 

im Aufbau vieler Newsgroup-Beiträge eine Orientierung an Briefstrukturen, es kommen 

Persönliche Anreden sowie Gruß- und Abschiedsformeln vor und v. a. am Ende wird häufig 

der Name des jeweiligen Autors genannt. Der dialogartige Charakter der Kommunikation 

wird zudem durch sehr kurze Beiträge verstärkt, welche sehr häufig vorkommen. Zu den oben 

genannten sprachlichen Phänomene konzeptioneller Mündlichkeit gibt es eine Untersuchung 

von Jens Runkehl, Peter Schlobinski und Torsten Siever, die deren Häufigkeit in ebensolchen 

Newsgroup-Foren erhoben haben. Deutlich am häufigsten vertreten sind Emoticons, weniger 

häufig Gesprächspartikel, Interjektionen oder Lautmalerei sowie Inflektive, noch etwas 

seltener dialektale Ausdrücke, Tilgungen, Assimilationen und Buchstabeniterationen. Nicht-

deutsche Begrüßungen und Verabschiedungen wie Hi oder Ciao sowie die eben genannten 

sprachlichen Merkmale kommen allerdings nur in einem Fünftel der erhobenen Beiträge vor, 

weshalb die Vermutung zulässig erschein, eine Annäherung der Sprache in Newsgroups hin 

zur Mündlichkeit würde überschätzt. Hierbei ist jedoch einerseits die Aktualität der Erhebung 

hervorzuheben (1998), sowie der Umstand, dass etwa syntaktische Aspekte nicht 

berücksichtigt wurden (vgl. ebda. S. 28ff). Basierend auf ihren Literaturrecherchen, wie sich 

Sprach- und Denkstil durch den Umgang mit Computern ändern, stellen Wolfgang Schweiger 

und Hans-Bernd Brosius drei grundlegende Thesen auf, welche sich zum Teil jedoch auch 

widersprechen. Sie kommen in ihrer anschließenden Untersuchung ebenfalls zu dem Schluss, 

dass dahingehende Bedenken überbewertet werden und allenfalls die These der 

Nutzerfreundlichkeit von Texteditoren zutreffend erscheint (jedoch nicht in Bezug auf 

Online-Diskussionsforen): 
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1. Algorithmisierung des Denkens: Die Nutzung von Computern führt zu einer 

Algorithmisierung des Denkens und damit zu einem eindeutigen, stichwortartigen 

Schreibstil mit wenigen Nebensätzen und Nuancierungen. 

2. Prä-Synchronizität computervermittelter Kommunikation: Der Schreibstil nähert sich 

in computervermittelter, prä-synchroner Kommunikation der gesprochenen Sprache 

immer mehr an, er wird nachlässiger, einfacher und kürzer. 

3. Nutzerfreundlichkeit von Texteditoren: Die Nutzerfreundlichkeit von Texteditoren 

wirkt sich direkt auf den Schreibstil aus, Computertexte sind länger und wortreicher 

formuliert, ferner weisen sie vermehrt Syntaxfehler und inhaltliche Inkonsistenz auf 

(vgl. SCHWEIGER/BROSIUS 1997: S. 161ff). 
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3. UNTERSUCHUNGSDESIGN 

3.1. ERKENNTNISINTERESSE 

Im Sinne einer umfassenden Analyse der zu untersuchenden Problematik sollen 

Erkenntnisinteresse bzw. die zu prüfenden Forschungshypothesen einfach respektive kurz 

gehalten werden. Die zentrale Annahme der Untersuchung besteht wie eingangs erörtert darin, 

dass Leser des Standards eher linke Ideologien vertreten, während Leser der Presse 

tendenziell dem rechten politischen Spektrum zuzuordnen sind; zudem wird angenommen,  

dass diese Eigenschaften sowohl auf Rezipienten der Print- wie auch der Online-Version 

zutreffen, wenngleich lediglich die Online-Nutzung im Fokus der Untersuchung liegt. Zu 

beobachtende Variablen sind folglich spezifische Aussagen von Usern bzw. deren inhaltlich 

vertretenen Anschauungen und Standpunkte, welche, basierend auf einem vordefinierten 

Systems zur Eingrenzung relevanter Aspekte, in Links oder Rechts eingeteilt werden. Die 

beiden Nutzergruppen werden verallgemeinert, aus der Summe an als links bzw. rechts 

kodierbaren Kommentaren werden für jede der beiden untersuchten Online-Zeitung 

Durchschnittswerte ermittelt, welche in weiterer Folge gegenübergestellt werden können. Um 

globale Aussagen über die Ausprägung vertretener Ideologien tätigen zu können, ist es 

außerdem erforderlich, kodierte Aussagen nutzerspezifisch zu verfolgen bzw. 

zusammenzufassen. Aus der zu untersuchenden Forschungsproblematik lassen sich zunächst 

die folgenden beiden Hypothesen formulieren: 

1. Nutzer des derStandard.at-Forums sind im politischen Spektrum links zu verorten. 

2. Nutzer des DiePresse.com-Forums sind im politischen Spektrum rechts zu verorten. 

Vermutet wird jedoch nicht nur ein unterschiedlicher Grad der Ausprägung beider 

Nutzergruppen, sondern eine sich gegenüberstehende ideologische Position. Von Bedeutung 

ist daher auch, die durchschnittliche politische Position der Nutzerschaften beider Zeitungen 

zueinander zu betrachten, also unabhängig von der politischen Mitte als Nullpunkt. Daraus 

leitet sich nachstehende dritte Hypothese ab: 

3. Nutzer des derStandard.at-Forums sind im politischen Spektrum gegenüber den 

Nutzern des DiePresse.com-Forums links zu verorten und vice versa. 

Gemäß den Ausführungen von Campbell zur Theorie der Links-Rechts-Dichotomie, dass 

diese zwangsläufig existiert, wenn daran geglaubt wird, sind zudem die Ansichten der beiden 
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Nutzergruppen zu Links und Rechts von Interesse. Im Zuge der Untersuchung bietet es sich 

demnach an, nicht nur die den Kommentaren zugrundeliegenden vertretenen Standpunkte zu 

verorten, sondern spezifische Aussagen zu den beiden politischen Ausrichtungen – Links und 

Rechts – zu erfassen. Diese zu erhebenden Wertungen sollen fortan als Selbsteinschätzung der 

beiden Nutzergruppen aufgefasst werden, denn jene konkreten Ansichten zu Links und Rechts 

sind seitens des Kommunikators als zu vertretendes Ideal anzusehen. Die erfassten Wertungen 

der beiden untersuchten Nutzergruppen sollen nach dem selben Verfahren, also der 

Gegenüberstellung verallgemeinerter Durchschnittswerte, gemessen werden. Synchron zu den 

bereits gebildeten, lassen sich somit die folgenden drei Hypothesen aufstellen: 

4. Nutzer des derStandard.at-Forums verorten sich im politischen Spektrum kollektiv 

links. 

5. Nutzer des DiePresse.com-Forums verorten sich im politischen Spektrum kollektiv 

rechts. 

6. Nutzer des derStandard.at-Forums verorten sich im politischen Spektrum gegenüber 

den Nutzern des DiePresse.com-Forums kollektiv links und vice versa. 

Des Weiteren von Interesse ist der Abgleich der aus dem CMP-Verfahren gewonnenen 

Ergebnisse mit den nutzerspezifisch subjektiven Selbsteinschätzungen basierend auf 

getätigten Wertungen. Die Hypothesen 1 und 4 bzw. 2 und 5 werden gegenübergestellt, 

woraus sich die letzen beiden zu untersuchenden Hypothesen ergeben: 

7. Die Ausrichtung der Nutzer des derStandard.at-Forums im politischen Spektrum 

entspricht der ihrerseits aktiv kommunizierten Wertung von Links bzw. Rechts. 

8. Die Ausrichtung der Nutzer des DiePresse.com-Forums im politischen Spektrum 

entspricht der ihrerseits aktiv kommunizierten Wertung von Links bzw. Rechts. 

Abschließend ist festzustellen, dass es letztlich nicht darum geht, die zugrundeliegenden 

Ursachen zu erörtern, sondern die tatsächlichen Umstände festzustellen, zu messen und zu 

kommentieren. Dabei kommt ein quantitatives Verfahren zur Anwendung: es wird Thesen-

prüfend vorgegangen; die Beiträge der Nutzer sollen statistisch ausgewertet und 

gegenübergestellt werden. Von Relevanz ist jedoch auch das Kommentieren der analysierten 

Texte, da die gewonnenen Zahlen lediglich basierend auf einem inhaltlichen Verständnis der 

kommunizierten Standpunkte und Wertungen interpretiert werden können. 
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3.2. STICHPROBE 

Gegenwärtig reicht das Archiv von derStandard.at bis inklusive 2002, jenes von 

DiePresse.com, bis inklusive 2001 zurück. Dabei ist festzustellen, dass gerade in jenen 

anfänglichen Zeiten nur sehr wenige Artikel verfügbar sind, gemessen an der heutigen Fülle 

an Berichterstattung. Ursprünglich war eine Erhebung über den gesamten Zeitraum des 

Bestehens der beiden Online-Zeitungen geplant, also eine Grundgesamtheit sämtlicher 

Kommentare, welche je zu Artikeln im Innenpolitik-Ressort der beiden Online-Zeitungen 

gepostet wurden. Dies sollte im Zuge einer rollenden Stichprobe geschehen, also dem 

Erstellen eines künstlichen Jahres basierend auf einer systematischen Auswahl gleichmäßig 

definierter Zeiträume aus den jeweils untersuchten Jahren. Allerdings reichen die 

Kommentare zur Berichterstattung von DiePresse.com lediglich in das Jahr 2007 zurück, bei 

derStandard.at beginnen sie ungefähr ab 2003, wenngleich noch in sehr geringem Ausmaß. 

Wie telefonische Recherchen bei den beiden Online-Redaktionen ergaben, fand bei 

DiePresse.com im Februar 2007 ein Relaunch statt, wobei die User-Kommentare aus 

technischen Erwägungen nicht übernommen wurden. Die Redaktion von derStandard.at gab  

an, keine bereits veröffentlichten Kommentare nachträglich entfernt zu haben.  

Eine weiter als bis Februar 2007 zurückreichende, komparative Untersuchung ist also 

schlichtweg nicht möglich. Gewissermaßen an dem Konzept der rollenden Stichprobe 

festhaltend wurde daher entschieden, eben kein künstliches Jahr basierend auf mehreren, 

sondern lediglich ein ganzes Jahr zu erheben. Als Konsequenz wurde ein 

Untersuchungszeitraum vom 1. November 2009 bis zum 31. Oktober 2010 festgelegt. 

Wenngleich ein um zweieinhalb Jahre längerer Untersuchungszeitraum  möglich wäre, sind 

dadurch wohl kaum zusätzliche Informationen zu erwarten, da selbst etwa nach dem Konzept 

der Links-Rechts-Schwingungen längere Zeiträume für einen vollständigen Umschwung von 

gesellschaftlichen Ideologien notwendig wären bzw. die Gesellschaft ohnehin permanent 

solchen Schwingungsmustern unterliegt. So kann also lediglich eine Momentaufnahme der 

jeweiligen Positionen erfasst werden. Dieser Umstand erscheint insofern nicht als 

problematisch, da es im Rahmen der vorliegenden Arbeit ja primär darum geht, die 

Nutzerschaften der beiden Online-Zeitungen gegenüberzustellen. Die Grundgesamtheit bilden 

somit sämtliche Kommentare, die während des genannten Zeitraums im Innenpolitik-Ressort 

der Online-Versionen von Standard und Presse gepostet wurden. 

An dieser Stelle ist festzuhalten, dass der konkrete Inhalt der Berichterstattung für die 

vorliegende Untersuchung nicht bzw. nur indirekt von Relevanz ist. Eine einfache 
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Zufallsstichprobe scheint daher am besten geeignet, ist jedoch technisch, zumindest im 

Rahmen der vorliegenden Untersuchung, zu aufwendig, nicht zuletzt da ein entsprechendes 

Programm zu erstellen wäre. Um das Ausmaß aller User-Kommentare systematisch auf einen 

analysierbaren Umfang zu reduzieren, ist es daher erforderlich, ein mehrstufiges Verfahren 

anzuwenden. Als Untersuchungseinheiten werden aus Gründen der Einfachheit zunächst die 

einzelnen Kalenderwochen (KWs) des erhobenen Jahres, also die KWs 45/2009 bis inklusive 

43/2010 festgelegt
4
. In Folge soll ein Artikel je untersuchter KW und Zeitung erfasst werden, 

um die entsprechenden Diskussionen gegenüberzustellen. Da die Anzahl der Kommentare 

intensiv diskutierter Artikel üblicherweise im vierstelligen Bereich liegt, ist eine weitere 

Reduktion notwendig. Der erforderliche Zeitaufwand ist im Vorhinein schwer feststellbar, 

weshalb zunächst entschieden wurde, lediglich jede zwölfte KW zu erheben, um so eine 

möglichst hohe Flexibilität bei der endgültigen Gesamtanzahl an KWs zu gewährleisten (es 

wird somit ermöglicht, jede, jede zweite, dritte, vierte oder sechste KW zu erheben). 

Aufgrund des doch relativ hohen Kodierungs-Aufwandes wurde schließlich die Auswahl 

jeder sechsten KW festgelegt, konkret werden also Artikelpaare für die KWs 45/2009, 

51/2009, 4/2010, 10/2010, 16/2010, 22/2010, 28/2010, 34/2010 und 40/2010 erhoben. Es 

handelt sich somit um eine Klumpen-Stichprobe: die Artikel bzw. die entsprechenden 

Diskussionen stellen die Stichprobenelemente dar, die systematisch ausgewählten KWs die 

Klumpen und die einzelnen Kommentare die Analyseneinheit. 

Die Auswahl der Artikel-Paare ist im Sinne einer komparativen Untersuchung auf deren 

Ähnlichkeit ausgelegt. Darüber hinaus wird die Selektion durch die Suchfunktionen der 

beiden Online-Zeitungen determiniert. Während DiePresse.com eine erweiterte Suche ohne 

Eingabe eines Suchbegriffes ermöglicht, ist dies bei derStandard.at nicht der Fall. Es wird 

daher folgendermaßen vorgegangen: Im ersten Schritt wird für jede relevante KW mittels 

Suchfunktion jener Artikel aus dem Innenpolitik-Ressort des DiePresse.com-Archivs 

selektiert, welcher die intensivste Diskussion provoziert hat, also vereinfacht ausgedrückt, 

jener mit den meisten User-Kommentaren. Im zweiten Schritt wird für die entsprechende KW 

im derStandard.at-Archiv der Artikel gewählt, welcher laut Schlagzeile und im Wortlaut am 

ähnlichsten erscheint bzw. inhaltlich offenkundig dasselbe Thema behandelt. Dabei ist 

festzustellen, dass die die-Presse.com-Redaktion die Foren ähnlicher Artikel zusammenlegt, 

teilweise also zwei bis drei Artikel mit ähnlichem Thema zur Verfügung stehen, was die 

Auswahl eines Äquivalents im derStandard.at-Forum vereinfacht. Für den Fall, dass zum 

                                                 
4
 Da die KW 45/2009 erst mit 2. November 2009 beginnt, muss diese um einen Tag nach vorne verlängert 

werden um den gesamten Untersuchungszeitraum abzudecken. 
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jeweiligen Artikel des Presse-Forums mit den meisten Kommentaren kein Äquivalent im 

Standard-Forum existiert, ist jener Artikel aus DiePresse.com mit der zweitgrößten Anzahl an 

Kommentaren zu wählen, da die thematische Übereinstimmung der Diskussionen oberste 

Priorität einnimmt; dies war bei den KWs 45/2009, 10/2010 und 34/2010 erforderlich. Formal 

notwendig ist zudem das Festlegen eines Endes einer solchen Foren-Diskussion, da 

theoretisch immer noch zu weit zurückreichenden Artikeln gepostet werden könnte. Dieses 

wird mit 30 Tagen nach Erscheinen des Artikels definiert, da nach spätestens einem Monat 

vom Abklingen des jeweiligen Themas auszugehen ist. Eine darüber hinausgehende Selektion 

der Kommentare einzelner Artikel wäre nur schwer nachvollziehbar und ohnehin nicht 

zielführend. Letztendlich wurden insgesamt 16.217 Kommentare kodiert. Die Fehlerbreite bei 

Klumpen-Stichproben ist grundsätzlich invers zur Anzahl der Klumpen und wächst mit der 

Größe der Klumpen relativ zur Grundgesamtheit, mit der Homogenität der Elemente 

innerhalb der Klumpen, sowie der Heterogenität der Elemente zwischen den Klumpen (vgl. 

DIEKMANN 2005: S. 336). Die Anzahl der Klumpen resultiert hierbei aus dem erörterten 

Verfahren, die Masse an Artikeln und Kommentaren sinnvoll zu reduzieren. Die Auswahl von 

neun mal zwei Artikeln bzw. Diskussionen erscheint als ausgewogener Kompromiss zwischen 

geringer Fehlerbreite und Umsetzbarkeit. Die Klumpengröße von einem Zweiundfünfzigstel 

in Relation zur Grundgesamtheit erscheint sehr zufriedenstellend, zumal es sich bei der 

nächstkleineren sinnvollen Einheit wohl um eine tageweise Auswahl handeln würde. Eine 

hohe Heterogenität innerhalb sowie eine hohe Homogenität zwischen den Klumpen wird eben 

durch die strukturelle Auswahl mittels KWs gewährleistet. Die Homogenität innerhalb und 

die Heterogenität zwischen den Klumpen erscheint zudem insofern als unproblematisch, da 

nicht davon auszugehen ist, dass sich politische Ideologien und Einstellungen in Wochen- 

oder Monatsintervallen ändern. Eher unwahrscheinliche Fälle kollektiver Ausreißer an einen 

der ideologischen Ränder könnten allerdings theoretisch verfehlt werden. Aufgrund der 

unterschiedlichen Besucherfrequenz der beiden Plattformen wäre zunächst davon auszugehen, 

dass die Zahl der Kommentare bei derStandard.at tendenziell zu größeren Klumpen führt, als 

ideal wäre, und umgekehrt; dies scheint jedoch nicht problematisch, da letztlich relative 

Werte gegenübergestellt werden. Da sich darüber hinaus die Selektion nach der Kommentar-

Häufigkeit der Presse orientiert, bei der Presse wie bereits erwähnt die Diskussionen 

ähnlicher Artikel teilweise zusammengelegt werden und zudem gepostet werden kann, ohne 

sich vorher zu registrieren (im Gegensatz zu derStandard.at), fiel die Differenz weit geringer 

aus, als zunächst erwartet (10.172 der kodierten Kommentare stammen von derStandard.at-

Usern, 6.045 von DiePresse.com-Usern).  
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3.3. METHODE 

Die zur Anwendung kommende Untersuchungsmethode ist die Inhaltsanalyse. Diese umfasst 

im Wesentlichen drei Formen: Die zusammenfassende Inhaltsanalyse, bei der weniger 

relevante Passagen und bedeutungsgleiche Paraphrasen gestrichen werden, die explizierende 

Inhaltsanalyse, die in die entgegengesetzte Richtung zielt und mehrdeutige bzw. 

widersprüchliche Textstellen durch den Einbezug von Kontextmaterial aufklärt und 

schließlich die strukturierende Inhaltsanalyse, wobei während der Suche nach Typen und 

Mustern eine formale, inhaltliche, typisierende und/oder skalierende Strukturierung 

vorgenommen wird (vgl. FLICK 2006: S. 279ff). Obwohl alle drei Formen je nach 

Forschungsmaterial in unterschiedlichem Ausmaß anzuwenden sind, stellt die Strukturierung 

die zentralste inhaltsanalytische Technik dar, da das Ziel des Verfahrens in erster Linie darin 

besteht, Strukturmerkmale eines Textes unter Verwendung eines Kategoriensystems 

herauszufiltern (vgl. DIEKMANN 2005: S. 512f). In der vorliegenden Untersuchung steht  

die zusammenfassende Inhaltsanalyse im Vordergrund, da es hier vor allem darum geht, 

mittels zweier unterschiedlicher Kodier-Schemata aus der Fülle an Kommentaren jene 

Informationen herauszufiltern, anhand welcher eine Verortung im politischen Spektrum 

möglich ist.  

Das primär zur Anwendung kommende Kategoriensystem ist das bereits hinlänglich erörterte 

CMP-Schema (siehe Abschnitt 2.1.6.), mit welchem die Positionen der beiden Nutzerschaften 

objektiv festgelegt werden sollen. Wenngleich die Codes des CMP eigentlich für die 

Auswertung von Parteiprogrammen gedacht sind, erscheinen sie auch dazu geeignet, auf 

Sätze bzw. Aussagen jeglicher Art angewandt zu werden, da letztlich die zugrundeliegenden 

Argumente bzw. deren Standpunkte erfasst werden. Anders formuliert kann eine individuelle 

Aussage so interpretiert werden, als würde sie ein von der kommunizierenden Person 

gewünschtes Parteiprogramm darstellen (oder zumindest einen Teil davon). Für das CMP gibt 

es fünf standardisierte Auswertungsmodi, wobei jeweils die Prozentwerte der Indikator-Codes 

addiert oder subtrahiert werden. Diese sind: 

 Ein Links-Rechts-Wert 

 Ein Wert für Planungsökonomie 

 Ein Wert für Marktökonomie 

 Ein Wert für Wohlfahrt 

 Ein Wert für internationalen Frieden 
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Für diese Untersuchung von Interesse ist lediglich der Links-Rechts-Wert. Von den 56 

Hauptkategorien des CMP dienen je 13 als Indikatoren zur Identifikation rechter bzw. linker 

Orientierungen. Folglich sollen nur diese insgesamt 26 Codes des CMP zur Anwendung 

kommen. Die Einstufung erfolgt, indem die Prozentwerte der 13 rechten Codes addiert und 

die Prozentwerte der 13 linken Codes davon subtrahiert werden. Im unrealistischen Fall, dass 

etwa ausschließlich rechte Codes vorliegen, wäre der Wert +100 zuzuweisen, der maximale 

linke Wert entspräche -100 (vgl. MARXER 2009: S. 6f). 

Ergänzend wird die Auswertung gemäß CMP in zwei Modi aufgeteilt. Zum einen die 

konventionelle Vorgehensweise, wobei sämtliche Codes, welche einer Links-Rechts-

Verortung dienen, miteinbezogen werden, um gewonnene Zahlen basierend auf der fundierten 

Praxis und den Erfahrungen der MRG interpretieren zu können. Zum anderen war im Laufe 

der Erhebung festzustellen, dass die Codes 201 Freedom, human rights, 202 Democracy und 

203 Constitutionalism: positive überaus häufig auftreten und nicht zwangsläufig auf eine linke 

bzw. rechte Anschauung schließen lassen. Kritisch betrachtet erscheint es nicht zulässig, das 

Befürworten von Menschenrechten, Demokratie und/oder einer Verfassung exklusiv einer der 

beiden politischen Ausrichtungen zuzuordnen. Im Zuge des alternativen bzw. in weiterer 

Folge als streng bezeichneten CMP-Auswertungs-Modus werden die drei genannten Codes 

ignoriert, wodurch zwar eine große Anzahl an Kommentaren vernachlässigt wird, die Summe 

der verbleibenden Codes jedoch umso aussagekräftiger erscheint. Beide Verfahren ziehen 

somit Vor- und Nachteile mit sich, es entsteht jedenfalls kein Nachteil durch den Vollzug 

beider Vorgehensweisen. 

Zur sekundären Erhebung der Selbsteinschätzung beider untersuchter Nutzerschaften sollen 

grundsätzliche Äußerungen der User hinsichtlich Links und Rechts erfasst werden. Gemeint 

sind damit Aussagen, welche explizit eine wertende, also entweder positive oder negative 

Stellungnahme zu einer der beiden politischen Richtungen – Links und Rechts – beinhalten. 

Hier sind vier Ausprägungen möglich: eine positive Bezugnahme auf Links, eine negative 

Bezugnahme auf Rechts, eine positive Bezugnahme auf Rechts sowie eine negative 

Bezugnahme auf Links. Somit werden alle nicht neutralen Stellungnahmen zu einer der 

beiden politischen Ausrichtungen erfasst, die beiden ersten Zuordnungen verstehen sich als 

linke, die beiden anderen als rechte Codes. Im Zuge der Auswertung der positiven bzw. 

negativen Bezugnahmen auf Links und Rechts wird das CMP-Berechnungsmodell imitiert: 

Ebenso wie beim CMP-Schema werden die Prozentwerte der beiden rechten Codes addiert 

und jene der beiden linken Codes davon subtrahiert. 



75 

 

Da sich die Analyse auf Texte unterschiedlicher Urheber bezieht, gilt es, das 

Auswertungsverfahren aller Untersuchungsmodi dahingehend zu modifizieren, um zu 

vermeiden, dass häufig bzw. viel postende Nutzer das Ergebnis verzerren. Dies erfordert 

wiederum eine Selektion nach Usern. Entgegen dem Anwendungsschema des CMP wird 

daher auf eine Unterteilung in Quasi-Sätze verzichtet und zunächst jedem einzelnen 

Kommentar sämtliche zuordnebare Codes zugewiesen. Um die Codes nach Usern zu 

kumulieren, müssen in einem zweiten Schritt, ähnlich der Gesamtauswertung, alle rechten 

Codes eines Users seinen linken gegenübergestellt werden. Es gilt gewissermaßen 

festzustellen, ob ein User als links bzw. rechts einzustufen ist, denn es geht ja grundsätzlich 

nicht um die Häufigkeit der Aussagen einzelner Personen, sondern um die in den Foren 

insgesamt vertretene Ideologie. Ist die Anzahl linker wie rechter Codes eines Users ident, so 

ist er als mittig einzustufen und wird vernachlässigt. Ausgenommen hiervon ist der Username 

gast, welcher von DiePresse.com – wo wie bereits erwähnt keine Registrierung erforderlich 

ist, um zu kommentieren – standardgemäß vorgegeben wird und somit davon auszugehen ist, 

dass er von unterschiedlichen Personen genutzt wird. Durch diese Vorgehensweiße kann zwar 

nicht ausgeschlossen werden, dass eine Person auf mehrere Benutzernamen zurückgreift, dies 

liegt jedoch in der Natur von Internet-Foren ganz allgemein und die Verzerrung wird so auf 

ein mögliches Minimum reduziert. 

Zusammengefasst kommen somit drei Erhebungsverfahren zur Anwendung: das 

(konventionelle) CMP-Verfahren, das strenge CMP-Verfahren sowie die Wertung der beiden 

politischen Ausrichtungen seitens der Nutzer. 

3.4. OPERATIONALISIERUNG 

Im Folgenden wird zunächst auf die 26 Codes des CMP eingegangen, welche der Links-

Rechts-Verortung dienen, sowie auf allgemeine Anwendungsregeln hinsichtlich der Erhebung 

hingewiesen. Anschließend folgt das Codebuch mit Auszügen aus den Manifesto Coding 

Instructions zu den entsprechenden Codes, wie diese jeweils spezifisch anzuwenden sind. Die 

Codes wurden teilweise geringfügig modifiziert, um sie auch auf individuelle Aussagen 

anwenden zu können. Die Manifesto Coding Instructions sind frei und öffentlich im Internet 

zugänglich (vgl. hierzu etwa VOLKENS 2002; WÜST/VOLKENS 2003). Abschließend 

werden die Regeln erörtert, nach welchen die spezifische Wertungen der User hinsichtlich der 

beiden politischen Richtungen kodiert werden. 
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Linke Orientierung:    Rechte Orientierung: 

103 Decolonialization   104 Military: positive 

105 Military: negative   201 Freedom, human rights 

106 Peace     203 Constitutionalism: positive 

107 Internationalism: positive  305 Political authority 

202 Democracy    401 Free enterprise 

403 Regulate capitalism   402 Economic incentives 

404 Economic planning   407 Protectionism: negative 

406 Protectionism: positive   414 Economic orthodoxy 

412 Controlled economy   505 Social Services limitation 

413 Nationalization    601 National way of life: positive 

504 Social Services: expansion  603 Traditional morality: positive 

506 Education: expansion   605 Law and order 

701 Labour groups: positive   606 Social harmony 

 

Grundsätzlich werden die Codes so wie im CMP vorgesehen auf die einzelnen Aussagen 

angewandt, wenngleich, wie bereits erwähnt, auf die Unterteilung in Quasi-Sätze verzichtet 

wird. Das CMP-Schema sieht allerdings vor, das zu kodieren, was wortwörtlich geschrieben 

wurde, und nicht eine Interpretation dessen, was gemeint war – dies ist hier anders. Im Zuge 

der vorliegenden Untersuchung gilt es stets zu interpretieren, was der Verfasser meint. Auch 

implizite Aussagen sind zu interpretieren und werden in Folge kodiert, etwa wenn einer 

vorhergehenden Aussage zugestimmt oder widersprochen wird. Denn es muss davon 

ausgegangen werden, dass es die Intention des Verfassers ist, seine Ansichten zu 

kommunizieren, was wiederum die Absicht impliziert, seine Kommentare verständlich zu 

gestalten. Aufgrund der Anonymität der User und somit mangels Formen der Belohnung bzw. 

Profilierung ist sogar davon auszugehen, dass das Verstanden-Werden die einzige Intention 

für das Kommentieren eines Artikels bzw. eines anderen Kommentars darstellt. Nicht zuletzt 

würde aufgrund der tatsächlich sehr oft auftretenden ironischen, sarkastischen und zynischen 

Formulierungsformen die Untersuchung ad absurdum geführt, sollten lediglich die 

geschriebenen Worte unreflektiert kodiert werden, anstelle der oft offensichtlich gegenteiligen 

Meinungen. Dies birgt allerdings die Problematik, dass vermeintlich besonders zynische 

Kommentare vereinzelt aufgrund fehlender Verständlichkeit nicht kodiert werden können, 

unter Einbezug des Kontexts ist davon jedoch nur in relativ seltenen Fällen auszugehen. Im 

Gegensatz zum CMP wird die Zuordnung der Codes somit nicht im Sinne der Valenztheorie 
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argumentiert, da nicht stur die Häufigkeit thematisierter Codes, sondern die spezifische 

Ausrichtung des jeweiligen Themas unter Einbezug des Kontextes erfasst wird. Diese 

Unterscheidung kommt jedoch nur dann zum Tragen, wenn eine Ausrichtung nicht ohnehin 

schon durch die Bezeichnungen negative oder positive im jeweiligen Code inkludiert ist. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass ein Urteil über Andere nur dann als individuelle Ansicht 

des urteilenden Users interpretiert werden kann, wenn dies in wertender Weise erfolgt. Wenn 

beispielsweise ein User jemandem vorwirft, undemokratisch zu agieren oder zu 

argumentieren, bedeutet dies noch nicht, dass er selbst als demokratisch anzusehen ist, es sei 

denn, er verdeutlicht wörtlich oder inhaltlich, dass er dies für schlecht befindet. Diese Form 

der Differenzierung ist, wie sich herausgestellt hat, sehr häufig erforderlich. 

Formal festzuhalten ist auch, dass gepostete Web-Links zu anderen Internetseiten 

grundsätzlich ignoriert werden - es werden lediglich die beiden Online-Foren untersucht. 

3.4.1. Codebuch 

3.4.1.1. CMP-CODES ZUR ZUORDNUNG LINKER ORIENTIERUNGEN: 

 103 Decolonialization: Negative Bezugnahme auf starke (politische, militärische oder 

wirtschaftliche) Beeinflussung anderer Staaten und auf Kontrolle über andere Länder 

als gehörten diese zu einem Imperium sowie auf imperialistisches Agieren im 

Allgemeinen; positives Erwähnen von Entkolonialisierung und von mehr Autonomie 

und Unabhängigkeit für Kolonien. 

 105 Military: negative: Positive Bezugnahme auf die Verringerung militärischer 

Ausgaben, Abrüstung sowie Reduktion der Wehrpflicht; thematisieren von 

Kriegsübel; ansonsten wie 104, jedoch negativ. 

 106 Peace: Friede als allgemeines Ziel, Bekenntnis zu dem Glauben an Frieden und 

friedvolles Verhalten zur Lösung von Krisen; Wunsch, dass Länder mit feindlichen 

Ländern in Verhandlungen treten; nicht gleichzusetzen mit Liebe; Gegenteil von 

Krieg, nicht aber von Gewalt. 

 107 Internationalism: positive: Notwendigkeit internationaler Kooperationen, der 

Unterstützung von Entwicklungsländern, einer weltweiten Ressourcenplanung und 

internationaler Gerichte; Unterstützung für die Vereinten Nationen sowie jedweder 

internationaler Ziele; nicht nur in Bezug auf wirtschaftliche Aspekte zu verstehen. 

 202 Democracy: Positive Bezugnahme auf Demokratie als Methode oder Ziel in 

nationalen und anderen Organisationen; Einbindung aller Bürger in 
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Entscheidungsprozesse sowie generelle Unterstützung für Demokratien; 

grundsätzliches Plädieren für demokratische Vorgehensweisen. 

 403 Regulate capitalism: Notwendigkeit von Regulierungsmaßnahmen darauf 

ausgerichtet, die Effizienz privater Unternehmen zu steigern; Aktionen gegen 

Monopole und Kartelle und zum Schutz von Konsumenten und Kleinunternehmen; 

Ermutigung zu wirtschaftlichem Wettbewerb im Sinne sozialer Marktökonomie; 

jegliche Kritik am Kapitalismus. 

 404 Economic planning: Positives Erwähnen langfristiger wirtschaftlicher Planung 

beratender oder hinweisender Natur sowie die Notwendigkeit, dass diese Planung von 

der Regierung ausgeht. 

 406 Protectionism: positive: Positive Bezugnahme auf Erweiterung oder Erhalt von 

Gebühren, um interne Märkte zu schützen; konkrete Formen wie etwa 

Quotenregelungen etc. 

 412 Controlled economy: Allgemeine Notwendigkeit einer direkten Kontrolle der 

Regierung über die Wirtschaft; positive Bezugnahme auf Regulierung von Preisen, 

Löhnen, Pensionen etc. sowie staatliche Interventionen in die Wirtschaft. 

 413 Nationalization: Positive Bezugnahme auf teilweises oder vollständiges 

Staatseigentum, inklusive staatlichen Besitzes von Grundstücken. 

 504 Social Services: expansion: Positive Bezugnahme auf die Notwendigkeit, 

Sozialleistungen oder andere Instrumente sozialer Sicherheit einzuführen, zu erhalten 

oder zu erweitern; Unterstützung für Sozialleistungen wie das staatliche 

Gesundheitssystem oder sozialen Wohnungsbau; die Kategorie schließt Bildung aus; 

Kritik (z. B. Verbesserungsvorschläge) alleine reichen nicht, es muss ein Mehr 

gefordert werden. 

 506 Education: expansion: Notwendigkeit, das Bildungssystem auf allen Ebenen zu 

erweitern oder zu verbessern; Kritik alleine reichen nicht, es muss ein Mehr gefordert 

werden. 

 701 Labour groups: positive: Positiver Bezug auf Angestellte spezifischer Branchen, 

Arbeiter und Arbeitslose; Unterstützung für Gewerkschaften; Forderung nach 

korrektem Umgang mit Arbeitsrecht und Angestellten. 

3.4.1.2. CMP-CODES ZUR ZUORDNUNG RECHTER ORIENTIERUNGEN 

 104 Military: positive: Notwendigkeit, militärische Ausgaben zu erhalten bzw. zu 

erhöhen; Forderung nach Modernisierung der Streitkräfte und Verbesserung der 
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militärischen Stärke; Befürworten von Aufrüstung und Selbstverteidigung; 

Notwendigkeit militärischer Abkommen sowie hinreichend militärisches Personal zu 

verpflichten. 

 201 Freedom, human rights: Positives Erwähnen der Wichtigkeit von Freiheit der 

Person und Menschenrechten, Freiheit von bürokratischer Kontrolle, Redefreiheit, 

Individualismus sowie Freiheit von Zwängen in der politischen und wirtschaftlichen 

Sphäre; nicht in Bezug auf Forderungen für Demonstrations- oder 

Vermummungsfreiheit. 

 203 Constitutionalism: positive: Unterstützung spezifischer Aspekte der Verfassung, 

Gebrauch der Verfassung als Argument für politisches Agieren sowie generelle 

Befürwortung der Verfassung als Handlungsgrundlage; Gebrauch des 

Verfassungsgerichtshofes als Argumentationsgrundlage, jedoch nicht, wenn dieser in 

negativer Weise kritisiert wird. 

 305 Political authority: Positives Erwähnen eines starken Staates inklusive staatlicher 

Stabilität (Der grundsätzliche Sinn gemäß des CMP als Regierungskompetenz einer 

Partei wird fallengelassen, da Aussagen von Personen und nicht Parteien kodiert 

werden). 

 401 Free enterprise: Positives Erwähnen eines freien Marktwirtschaftskapitalismus; 

Überlegenheit von Einzelunternehmen gegenüber dem Staat und 

Regulierungssystemen, positives Erwähnen des Rechtes auf Privateigentum, 

persönlichen Unternehmertums von wirtschaftlicher Initiative, Wirtschafts- und 

Neoliberalismus; Notwendigkeit, dass Einzelunternehmen ungehindert sind. 

 402 Economic incentives: Notwendigkeit von Lohn- und Steuerrichtlinien um 

Unternehmen herbeizuführen sowie von finanziellen und anderen Anreizen wie etwa 

Subventionen. 

 414 Economic orthodoxy: Notwendigkeit traditioneller wirtschaftlicher Orthodoxie, z. 

B. Reduktion des Budgetdefizits, Kürzungen in der Krise, Sparsamkeit und 

Einsparungen; Unterstützung für traditionelle wirtschaftliche Institutionen wie 

Aktienmärkte und das Bankensystem sowie einer starken Währung. 

 505 Social services limitation: Begrenzung der Ausgaben für Sozialleistungen und 

soziale Sicherheit; ansonsten wie 504, jedoch negativ. 

 601 National way of life: positive: Berufung auf Patriotismus und/oder Nationalismus; 

Befürwortung der Aufhebung von Freiheit zum Schutz eines Staates; Unterstützung 

für etablierte nationale Ideen; lediglich das Erwähnen eines Landes wie z. B. 
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Österreichs reicht nicht; nicht anzuwenden, wenn eine Gefahr für ein Land festgestellt 

wird, jedoch wenn der Erhalt eines Landes gefordert wird. 

 603 Traditional morality: positive: Positives Erwähnen traditioneller Moralwerte, von 

Verboten und Niederhaltung von Unsittlichkeit; Forderung nach Erhalt und Stabilität 

der Familie und von Religion; der Begriff christlich-sozial fällt unter diese Kategorie; 

Floskeln wie Gott sei Dank werden jedoch nicht kodiert. 

 605 Law and order: Vollzug aller Gesetze; Handlungen gegen Kriminalität; 

Unterstützung und Ressourcen für Polizei; strengere Haltung bei Gericht; der Vollzug 

aller Gesetze muss aktiv gefordert werden, die Darstellung eines Mangels reicht nicht 

aus. 

 606 Social harmony: Berufung auf nationale Bestrebungen und Solidarität; 

Notwendigkeit der Gesellschaft, sich als vereint zu sehen; Anprangern anti-sozialer 

Haltung in Zeiten der Krise; Unterstützung für öffentliche Interessen; Forderung nach 

öffentlicher Ruhe. 

3.4.3.1. CODES IN BEZUG AUF DIE WERTUNG VON LINKS UND RECHTS 

Beim Kodieren der individuellen Wertungen beider Ausrichtungen des politischen Spektrums 

wird für Links und Rechts in gleicher Weise vorgegangen. Erfasst werden Aussagen von 

Usern, die eine eindeutige Wertung von Links bzw. Rechts beinhalten – die Begriffe Links 

bzw. Rechts sind folglich meist wörtlich zu erwähnen. Eine umfassende Auflistung konkreter 

Anweisungen wäre zu vielfältig, um sie hier aufzuführen und erscheint aufgrund des 

allgemeinen Schemas nicht erforderlich, weshalb also nur auf aufgetretene Fälle eingegangen 

wird: Begriffe wie link- bzw. rechtsextrem an sich werden nicht kodiert, da sie für sich noch 

keine Wertung beinhalten; demgegenüber sind Argumente, welche Begriffe wie Linkslinke 

oder rechte Recken beinhalten, als negative Wertungen klar erkennbar. Eine vereinzelt 

(insgesamt vier Mal) auftretende Problematik stellt das Aufkommen des negativ behafteten 

Adjektives link dar, da hier bei manchen Deklinationen nicht interpretiert werden kann, ob 

sich die Aussage auf die politische Ausrichtung Links bezieht (z. B. linke Politiker) – 

entsprechende Codes werden folglich nicht in die Untersuchung miteinbezogen. 

Grundsätzlich wird eine positive bzw. negative Aussage dann als Wertung erfasst, wenn eine 

der beiden Richtungen spezifisch erwähnt wird, jedoch im Sinne der analysierten 

Argumentation auch weggelassen hätte werden können. 
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Vier Formen von Aussagen und entsprechend Codes sind zu differenzieren: 

 L+: Positive Bezugnahme auf Links 

 L-: Negative Bezugnahme auf Links 

 R+: Positive Bezugnahme auf Rechts 

 R-: Negative Bezugnahme auf Rechts 

L+ und R- stellen dabei linke und demgegenüber R+ und L- rechte Codes dar. Wie bereits 

erwähnt werden im Zuge der Auswertungen die linken und rechten Codes kumuliert, um sie 

gegenüberzustellen. 
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4. AUSWERTUNG UND INTERPRETATION 

4.1. AUSWERTUNG DER ARTIKELPAARE 

Die Auswertung der neun untersuchten Artikelpaare erfolgt nach einem einheitlichen Schema, 

die Benennung ergibt sich aus der jeweils erhobenen KW. Auf Angaben zu Schlagzeile und 

Veröffentlichungsdatum folgt eine Zusammenfassung des Inhaltes der untersuchten 

Forendiskussion. Allfällige Differenzen zwischen den Ansichten der beiden Foren-

Gemeinschaften sollen hier erörtert werden, um einen über die reinen Zahlen hinausgehenden 

Eindruck zu gewinnen, welche allgemeinen Standpunkte vertreten werden. Diese 

Zusammenfassungen stellen natürlich eine starke Vereinfachung wie Verallgemeinerung der 

Fülle an getätigten Kommentaren dar und fließen nicht in die tatsächliche Auswertung ein. 

Viel mehr geht es darum, zahlreich auftretende sowie sich wiederholende Standpunkte 

anzuführen und somit einen Eindruck darüber zu gewinnen, was grundsätzlich diskutieren 

wurde, in welchem Kontext die gewonnenen Zahlen zu verstehen sind und wo Unterschiede 

in Anschauungen und Argumentationen vorliegen. Darauf folgt, nach Zeitung getrennt, die 

Anzahl an analysierten Kommentaren sowie der erhobenen Codes; aus der Differenz ist nicht 

oder nur sehr ungefähr die jeweilige Anzahl nicht-kodierter Kommentare ersichtlich, da 

einzelnen Kommentaren auch mehrere Codes zugeordnet sein könnten. Erst die anschließende 

Grafik beinhaltet die Gegenüberstellung aller für links und rechts befundenen User. Als 

Signifikanztest wurde der Chi-Quadrat Test nach Pearson gewählt, da beide getesteten 

Variablen (Standard/Presse und Links/Rechts) Nominalskalenniveau aufweisen. Die Werte 

der verschiedenen Auswertungsmodi werden abschließend für jedes Artikelpaar und unter 

Einbezug der jeweiligen inhaltlichen Zusammenfassung interpretiert, um die Ergebnisse 

letztlich beschreiben zu können. Hierbei wird festzustellen sein, aufgrund welcher Codes die 

jeweilige Position ursächlich zu begründen ist und aus welcher Argumentationsbasis die für 

die Verortung relevanten Standpunkte resultieren. 

4.1.1. KW 45/2009 

Schlagzeile Der Standard: Fekter steht zu umstrittenen Aussagen 

Schlagzeile Die Presse: Fekter verteidigt ihren „Fundamentalisten“-Sager 

2. November 2009 

Die ersten beiden erhobenen Artikel handeln von Innenministerin Maria Fekters 

Rechtfertigung zu Aussagen hinsichtlich des Vorhabens, die Einwanderungspolitik 
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verschärfen zu wollen. Hier meinte sie unter anderem, Fundamentalisten aus Österreich 

„eliminieren“ zu wollen. Die Diskussionen lassen sich grob in drei Bereiche gliedern: die 

Kritik an der Innenministerin allgemein, die an der von ihr vertretenen Einwanderungspolitik 

sowie der spezifische Gebrauch des Begriffes eliminieren. Im derStandard.at-Forum werden 

die Innenministerin, ihre Aussagen, v. a. aber der Ausdruck eliminieren durchgehend mittel 

bis heftig kritisiert; häufig kommt es zur Schlussfolgerung, die Innenministerin müsste sich 

ergo selbst eliminieren. Festzustellen ist allerdings auch eine grundsätzliche Ablehnung 

gegenüber integrationsunwilligen Migranten. Im DiePresse.com-Forum ist zwar auch die 

Kritik an der Ausdrucksweise deutlich, wenngleich immer noch in einer eindeutig absoluten 

Minderheit. Im Gegensatz zum Standard-Forum wird die konkrete Ausdrucksweise teilweise 

mit der Etymologie des Wortes eliminieren verteidigt. Die Kritik an der Person der 

Innenministerin ist überschaubar, hinsichtlich der Notwendigkeit, die Einwanderungspolitik 

zu verschärfen herrscht breiter Konsens. Dieser Aspekt dominiert die Diskussion im Presse-

Forum, was eine deutlich abgeneigte Stimmung in Bezug auf v. a. muslimische Zuwanderer 

zur Folge hat. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 232 

Anzahl der Codes Der Standard: 

2x 106 Peace     1x 201 Freedom, human rights 

1x 202 Democracy    1x 203 Constitutionalism: positive 

3x R-      1x 603 Traditional morality: positive 

      2x 606 Social harmony 

      6x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 143 

Anzahl der Codes Die Presse: 

1x 106 Peace     1x 201 Freedom, human rights 

1x 504 Social Services: expansion    2x 203 Constitutionalism: positive 

2x R-      1x 305 Political authority 

      2x 414 Economic orthodoxy 

3x 505 Social Services limitation 

5x 601 National way of life: positive 

2x 603 Traditional morality: positive 

5x 605 Law and order 

5x 606 Social harmony 

1x R+ 

9x L- 
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Abbildung 2: CMP Auswertung KW 45/2009 

 Der Standard  Die Presse 

Die gewonnenen Zahlen veranschaulichen recht deutlich und einheitlich die unterschiedlichen 

Einstellungen der beiden Nutzergruppen, wenngleich auch die geringe Anzahl kodierbarer 

Kommentare, insbesondere beim Standard, hervorzuheben ist. Die Ergebnisse sind folglich 

nicht signifikant: p = 0,056 beim konventionellen, 0,09 beim strengen CMP-Verfahren und 

0,255 bei der Wertung von Links und Rechts. Interessant ist zunächst das verhältnismäßig 

ungefähr gleichhäufige Auftreten der Codes 106 Peace und R-, wodurch das grundsätzliche 

Vorhandensein einer ablehnenden Haltung gegenüber der Wortwahl in beiden Foren vage 

erkennbar wird. Demgegenüber ist die Häufigkeit des Codes L- in beiden Foren als 

zustimmende Haltung zu den Aussagen der Innenministerin zu interpretieren; Links wird 

beiderseits zumeist mit einer Befürwortung von Zuwanderung gleichgesetzt. Deutlich werden 

die Differenzen zwischen den beiden Foren an der hohen Anzahl der Codes 601 National way 

of life: positive und 605 Law and order im Presse-Forum, während diese im Standard-Forum 

gar nicht vorkommen. Dies kann synchron zu den kritisierten Aussagen als Forderung eines 

scharfen Auftretens gegen Einwanderung im Presse-Forum interpretiert werden, während dies 

im Standard-Forum, zumindest in dieser Form, nicht gefordert scheint. Auffällig ist auch das 

Auftreten des grundsätzlich seltenen Codes 505 Social services limitation, die Forderung 

richtet sich in zwei der drei Fällen gegen Migranten, wodurch die Schärfe der geforderten 

Handlungen im Presse-Forum unterstrichen wird. Schwer zu interpretieren ist das Auftreten 

von 606 Social harmony, da es einerseits durch schärferes Vorgehen gegen Einwanderung 

erlangt würde und andererseits durch eine aufgeschlossenere Haltung gegenüber Migranten. 

Letzten Endes stimmen die gewonnenen Zahlen mit dem subjektiv gewonnenen Eindruck 

überein. 
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4.1.2. KW 51/2009 

Schlagzeile Der Standard: FPÖ und Kärntner BZÖ fusionieren 

Schlagzeile Die Presse: Blau-Orange: FPÖ und BZÖ Kärnten fusionieren 

16. Dezember 2009 

Die beiden Artikel handeln von der Abspaltung der Freiheitlichen in Kärnten (FPK) vom 

BZÖ sowie der Fusionierung der Kärntner Ländergruppe mit der FPÖ. Gemein ist den beiden 

Diskussionen, dass dieses Agieren verurteilt und als Akt gedeutet wird, sich aus der – in der 

Berichterstattung nur am Rande erwähnten – Hypo Alpe Adria-Affäre zu ziehen. Weitere 

angeführte Kritikpunkte sind, dass die FPK nicht durch direkte Wahlen bestätigt wurde sowie 

das zurückliegende und nun gebrochene Versprechen Heinz-Christian Straches, nie mit dem 

BZÖ zusammenarbeiten zu wollen. Wenngleich hier das politische Taktieren negativ gewertet 

wird, so ist feststellbar, dass im DiePresse.com-Forum das Dritte Lager durchwegs als 

wählbar, wenn nicht sogar als zu bevorzugende Alternative angesehen wird, was im 

derStandard.at-Forum eindeutig nicht der Fall ist. Im Gegensatz zu den übrigen untersuchten 

Artikeln treffen diesmal eher im Presse-Forum die Pro- und Kontrapositionen aufeinander, 

während im Standard-Forum breiter Konsens hinsichtlich der Ablehnung von FPÖ, FPK und 

BZÖ sowie deren grundsätzlichen Handlungen besteht. Entsprechend wird die Thematik im 

Presse-Forum mehr oder weniger ernst, im Standard-Forum tendenziell süffisant bis 

verachtend kommentiert. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 2.500 

Anzahl der Codes Der Standard: 

1x 103 Decolonialization    3x 203 Constitutionalism: positive 

1x 105 Military: negative    2x 305 Political authority 

3x 107 Internationalism: positive   5x 401 Free enterprise 

10x 202 Democracy    1x 414 Economic orthodoxy 

3x 403 Regulate capitalism   1x 603 Traditional morality: positive 

1x 406 Protectionism: positive   1x 605 Law and order 

2x 504 Social Services: expansion   1x 606 Social harmony 

1x L+      2x R+ 

30x R-      4x L- 

 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 622 

Anzahl der Codes Die Presse: 

1x 105 Military: negative    2x 201 Freedom, human rights 

3x 202 Democracy    2x 305 Political authority 

9x 403 Regulate capitalism   4x 401 Free enterprise 

1x R-      2x 414 Economic orthodoxy 



86 

 

1x 505 Social Services limitation 

3x 601 National way of life: positive 

1x 603 Traditional morality: positive 

1x 605 Law and order 

1x 606 Social harmony 

2x R+ 

28x L- 

Abbildung 3: CMP Auswertung KW 51/2009 

 Der Standard  Die Presse 

Wenngleich das Auswertungsschema des CMP hier tendenziell die Links-Rechts-Position der 

beiden Diskussionsgruppen widerspiegelt, so taugt es nicht – unter der Prämisse, die 

thematisierten Parteien als rechts einzustufen –, die politische Ausrichtung der geführten 

Diskussionen zahlenmäßig darzustellen – die Standard-User wären weitaus mehr links 

einzustufen. Dies zeigt sich dafür umso anschaulicher in der foren- und nutzerspezifischen 

Wertung der beiden politischen Richtungen: Im Standard-Forum wird die politische Rechte 

klar für negativ befunden und vice versa. Die Anzahl der dafür relevanten kodierten 

Kommentare stellt sich als sehr solide dar, alle Ergebnisse sind signifikant: p = 0,019 beim 

konventionellen und 0,015 beim strengen CMP-Verfahren, p < 0,001 bzgl. Der Wertung der 

politischen Richtungen. Hinsichtlich der CMP-Codes ist festzustellen, dass diese relativ 

gleichmäßig verteilt sind, lediglich 403 Regulate capitalism tritt im Presse-Forum erstaunlich 

häufig auf, ist aber mit den Folgen der Hypo Alpe Adria-Affäre zu begründen. Überhaupt ist 

festzustellen, dass die kodierten Kommentare weniger gesellschafts- als wirtschaftspolitischer 

Natur ausfallen, was auch der Grund dafür ist, dass sich die Diskussion des Standard-Forums 

im Zuge der CMP-Auswertung als weit mehr rechts darstellt als in der subjektiven 

Betrachtung. Das nicht ungewöhnlich häufige Auftreten von 202 Democracy im Standard-

Forum ist auf die bereits erwähnte Kritik gegenüber dem FPK, nicht direkt gewählt worden zu 

sein, zurückzuführen und hat zur Folge, dass sich die Orientierungen der beiden Foren-Nutzer 

im strengen CMP-Verfahren leicht und gleichmäßig nach rechts verschieben. 
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4.1.3. KW 4/2010 

Schlagzeile Der Standard: Hundert Anzeigen bei Gegenveranstaltung
5
 

Schlagzeile Die Presse: Festnahmen bei Demo gegen Burschenschafter-Ball 

30. Jänner 2010 

Wie die Schlagzeilen bereits verdeutlichen, handelt das Artikelpaar von der Demonstration 

gegen den in der Wiener Hofburg stattfindenden Korporations- bzw. Burschenschafter-Ball 

sowie dem diesbezüglichen Eingreifen der Polizei. Vorweg ist festzustellen, dass in keinem 

anderen erhobenen Artikelpaar die konträren Positionen der beiden Nutzergruppen so 

eindeutig hervortreten. Im DiePresse.com-Forum wird der Ball als legitime Veranstaltung, 

dagegen zu demonstrieren als anti-demokratischer Akt erachtet; das Eingreifen der Polizei 

wird als angemessen, wenn nicht sogar als zu wenig rigide aufgefasst. Sehr häufig werden 

Ausdrücke wie linker Mob oder linke Chaoten zur Benennung der Demonstranten gebraucht, 

ebenso wird häufig das Auftreten des Grünen-Abgeordneten Peter Pilz bei den 

Demonstrationen verurteilt. Demgegenüber finden sich im derStandard.at-Forum 

Erfahrungsberichte von Demonstranten sowie entsprechende Solidaritätserklärungen: Der 

Burschenschafter-Ball, die Polizei sowie deren Handlungen werden verurteilt, nicht zuletzt, 

da Demonstranten bei hoher Kälte am Heimgehen gehindert wurden. Nicht selten wird auch 

auf Burschenschaften an sich eingegangen, um deren veralteten Weltanschauungen 

hervorzuheben bzw. zu kritisieren. Nichtsdestotrotz sind im Standard-Forum Gegner der 

Demonstrationen keine Seltenheit, wenngleich in eindeutiger Unterzahl. Durch die beiden 

Diskussionen zieht sich zudem die Thematik eines vermeintlich angezündeten Polizeiautos, 

welche im Presse-Forum als Skandal aufgefasst, im Standard-Forum hingegen entweder als 

Notwendigkeit erachtet oder geleugnet wird. Will man die zwei Diskussionsgruppen 

gegenüberstellen, so lassen sich die beiden allgemein vertretenen Standpunkte recht leicht 

zusammenfassen: Während im Presse-Forum die Burschenschaften und ihr Bestehen sowie 

das Abhalten des Balles, mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung begründet, gutgeheißen 

und die Demonstranten entsprechend als Randalierer angesehen werden, gelten die 

Burschenschaften im Standard-Forum als Bedrohung; dass diese einen Ball – noch dazu in 

der repräsentativen Hofburg – abhalten können bzw. dürfen und darüber hinaus von der 

Polizei geschützt werden, wird hier als Skandal aufgefasst; der Gebrauch des Rechts auf 

Demonstrationsfreiheit wird als demokratischer Akt, teilweise auch als Pflicht bezeichnet. 

                                                 
5
 In der Unterrubrik Wiener Korporations-Ball erschienen. 
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Anzahl der Kommentare Der Standard: 2.830 

Anzahl der Codes Der Standard: 

32x 106 Peace     35x 201 Freedom, human rights 

84x 202 Democracy    17x 203 Constitutionalism: positive 

2x 403 Regulate capitalism   1x 305 Political authority 

1x 506 Education: expansion   1x 401 Free enterprise 

1x 701 Labour groups: positive   6x 601 National way of life: positive 

22x L+      4x 603 Traditional morality: positive 

83x R-      34x 605 Law and order 

      7x 606 Social harmony 

      11x R+ 

80x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 1.248 

Anzahl der Codes Die Presse: 

7x 106 Peace     30x 201 Freedom, human rights 

1x 107 Internationalism: positive   11x 203 Constitutionalism: positive 

42x 202 Democracy    2x 305 Political authority 

1x 701 Labour groups: positive   1x 401 Free enterprise 

8x L+      1x 414 Economic orthodoxy 

37x R-      8x 601 National way of life: positive 

4x 603 Traditional morality: positive 

37x 605 Law and order 

12x 606 Social harmony 

7x R+ 

115x L- 

Abbildung 4: CMP Auswertung KW 4/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Die unterschiedlichen Auswertungsmodi führen zu sehr ähnlichen Ergebnissen, wenngleich 

sich die Positionen bei der strengeren CMP-Auswertung, hauptsächlich aufgrund des 

Wegfallens von 202 Democracy, nach rechts verlagern. Zudem sind die Ergebisse aller drei 

Verfahren mit einem Wert von p < 0,001 signifikant. Es wird auch recht deutlich, dass die 

zugrundeliegende Thematik im Standard-Forum differenzierter diskutiert wird, insbesondere 

bei der Wertung der beiden politischen Richtungen. Die Codes L- und R- können mehr oder 

weniger eindeutig als Verurteilung der Demonstranten respektive der Burschenschafter 
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interpretiert werden; während diese im Standard-Forum relativ gleichmäßig auftreten, ist die 

Ablehnung gegenüber Links im Presse-Forum eindeutig wie an keiner anderen Stelle. 

Hinsichtlich der CMP-Codes stehen sich im Standard-Forum 106 Peace und 605 Law and 

Order gewissermaßen als Pro und Kontra (in Bezug auf die Demonstrationen) gegenüber, im 

Presse-Forum ist das relativ häufige Auftreten von 605 Law and order und 606 Social 

harmony als eindeutige Ablehnung der Demonstrationen zu interpretieren. Die Auswertung 

stimmt somit mit der subjektiven Betrachtung weitläufig überein, wenngleich anzumerken 

verbleibt, dass die Werte der beiden untersuchten Foren-Gemeinden doch einigermaßen 

ähnlich erscheinen, während beim Durchlesen der Kommentare eher der Eindruck von sich 

klar gegenüberstehenden Ideologien entstand. 

4.1.4. KW 10/2010 

Schlagzeile Der Standard: Da fiel Frau Rosenkranz kein Stein aus der Krone 

Schlagzeile Die Presse: Rosenkranz: Spätes Bekenntnis zum Verbotsgesetz 

8. März 2010 

In den beiden Artikeln geht es um die eidesstattliche Erklärung, in welcher sich die FPÖ-

Abgeordnete Barbara Rosenkranz zum Verbotsgesetz bekennt. Der Artikel ist im Vorfeld der 

Bundespräsidentenwahl 2010 zu sehen, weshalb die beiden Kandidaten Heinz Fischer und 

Barbara Rosenkranz großteils auch ganz allgemein in beiden Foren diskutiert werden – der 

dritte Kandidat Rudolf Gehring ist hingegen de facto kein Thema. Bemerkenswert ist hier 

erneut die große Differenz zwischen den beiden Diskussionsgruppen
6
. Ein sehr breit 

diskutiertes Thema ist folglich die vermeintliche Hetzkampagne gegen Rosenkranz,  

vereinzelt wird hier auch das Verbotsgesetz mit Bezug auf die Meinungsfreiheit kritisiert, 

beides ist im Standard-Forum nicht der Fall. Fischer gilt in der Presse überwiegend als nicht 

wählbar, im Standard-Forum verhält es sich genau umgekehrt. Während Rosenkranz hier 

aufgrund ihrer nationalistischen Gesinnung, abgesehen von sehr wenigen Ausnahmen, für 

unwählbar befunden wird, stellt sich die Zustimmung für Fischer als mittel bis sehr hoch dar. 

Wenngleich auch er im Standard-Forum teilweise kritisch betrachtet wird, gilt er sogar bei 

den Kritikern ganz eindeutig als bessere bzw. einzige Alternative. Dass die ÖVP keinen 

Kandidaten aufstellte, wird zwar in beiden Foren angesprochen, im Presse-Forum wird dies 

jedoch kritischer aufgefasst, da offensichtlich ein wählbarer Kandidat abhanden kam, im 

                                                 
6
 Es kann gesagt werden, dass, wären nur Kommentatoren des Presse-Forums zur Wahl gegangen, Rosenkranz 

diese wohl gewonnen hätte (tatsächlich erhielt sie knapp über 15 Prozent). 
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Standard-Forum wird demgegenüber eher das Taktieren als Großpartei verurteilt bzw. der 

Umstand so interpretiert, dass Fischer eindeutig als bessere Kandidat erscheint. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 706 

Anzahl der Codes Der Standard: 

1x 107 Internationalism: positive   1x 201 Freedom, human rights 

8x 202 Democracy    4x 203 Constitutionalism: positive 

1x 504 Social Services: expansion   1x 401 Free enterprise 

3x L+      3x 601 National way of life: positive 

21x R-      8x 603 Traditional morality: positive 

      1x 605 Law and order 

      1x R+ 

2x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 724 

Anzahl der Codes Die Presse: 

1x 106 Peace     6x 201 Freedom, human rights 

15x 202 Democracy    5x 203 Constitutionalism: positive 

1x 506 Education: expansion    2x 401 Free enterprise 

2x L+      2x 414 Economic orthodoxy 

16x R-      4x 601 National way of life: positive 

3x 603 Traditional morality: positive 

1x 605 Law and order 

1x 606 Social harmony 

5x R+ 

35x L- 

Abbildung 5: CMP Auswertung KW 10/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Die Zahlen des CMP scheinen den analysierten Diskussionen kaum zu entsprechen, 

wenngleich die Presse-Nutzerschaft gegenüber jener des Standards eindeutig rechts verortet 

wird. Bemerkenswert ist das häufige Auftreten von 603 Traditional morality: positive im 

Standard-Forum, werden entsprechende Werte doch v. a. Frau Rosenkranz zugesprochen. 

Ebenso verhält es sich mit dem Code 601 National way of life: positive, welcher in beiden 

Foren ähnlich oft vorkommt. Das verhältnismäßig häufige Auftreten von 202 Democracy und 
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201 Freedom, human rights im Presse-Forum ist auf die bereits erwähnte Kritik, Rosenkranz 

würde medial herabgesetzt, zurückzuführen. Die Zahlen in Bezug auf die Wertung der beiden 

politischen Richtungen entsprechen eher der subjektiven Einschätzung. Wenngleich die 

Presse nicht so weit rechts positioniert wird, wie man bei so breiter Zustimmung zu der FPÖ-

Kandidatin annehmen würde, lassen sich die Standard-User mit einem Wert von -71,4 

eindeutig und weit links verorten. Die Ergebnisse für das CMP-Verfahren sind nicht 

signifikant, p = 0,828 beim konventionellen und 0,329 beim strengen Modus, das Ergebnis 

der Wertung der politischen Richtungen mit p < 0,001 jedoch schon. 

4.1.5. KW 16/2010 

Schlagzeile Der Standard: Klarer Sieg für Heinz Fischer mit 78,9 Prozent – Wahlbeteiligung 

mit rund 49 Prozent auf Rekordtief 

Schlagzeile Die Presse: Klarer Sieg für Fischer, Wahlbeteiligung auf Rekordtief 

25./26. April 2010 

Die Diskussionen zu diesen beiden Artikeln können quasi als Fortsetzung der zuvor 

untersuchten verstanden werden, mit dem Unterschied, dass das Wahlergebnis nun bekannt 

ist. Es sind kaum Unterschiede feststellbar, was wohl darauf zurückzuführen ist, dass der 

Ausgang der Wahl absehbar war. Die Enttäuschung bei den Usern des Presse-Forums hält 

sich entsprechend in Grenzen, teilweise werden die von Rosenkranz erlangten 15 Prozent  als 

kleiner Erfolg gewertet. Zusätzlich wird hier zu einem großen Teil die Politik der FPÖ und 

jene der Person Strache besprochen – durchaus kritisch, aber keinesfalls ablehnend. Zu 

erwähnen ist zudem eine eindeutig feststellbare Ablehnung gegenüber der SPÖ; auch die 

schon in der Berichterstattung erwähnte niedrige Wahlbeteiligung wird thematisiert. Im 

Standard-Forum ist eine gewisse Zufriedenheit über den Sieg Fischers feststellbar, sowie 

Formen von Entsetzen über das anscheinend zu hohe Abschneiden von Rosenkranz. Es geht 

im Vergleich zum Presse-Forum allerdings weit weniger um die konkrete Wahl, intensiver 

diskutiert wird allgemein die Notwendigkeit des Amtes des Bundespräsidenten; auch auf die 

niedrige Wahlbeteiligung wird stärker eingegangen. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 1251 

Anzahl der Codes Der Standard: 

1x 105 Military: negative    10x 203 Constitutionalism: positive 

26x 202 Democracy    1x 414 Economic orthodoxy 

1x 506 Education: expansion   1x 505 Social Services limitation 

7x R-      2x 603 Traditional morality: positive 
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      3x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 1.192 

Anzahl der Codes Die Presse: 

1x 106 Peace     2x 201 Freedom, human rights 

25x 202 Democracy    5x 203 Constitutionalism: positive 

1x 701 Labour groups: positive   2x 401 Free enterprise 

1x L+      6x 414 Economic orthodoxy 

10x R-      6x 601 National way of life: positive 

      17x 603 Traditional morality: positive 

4x 605 Law and order 

3x R+ 

18x L- 

Abbildung 6: CMP Auswertung KW 16/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Trotz des eher geringen Auftretens kodierbarer Kommentare speziell beim strengen CMP-

Verfahren sind alle drei Ergebnisse signifikant: p = 0,015 (CMP konventionell) bzw. 0,02 

(CMP streng) und 0,42 (Wertung L/R). Das häufige Auftreten von 202 Democracy im 

Standard-Forum, aber auch von 203 Constitutionalism, ist auf die Diskussion hinsichtlich der 

Notwendigkeit des Bundespräsidentenamtes zurückzuführen. Bei der Auswertung der Presse-

Diskussion verhält es sich anders. Die rechten Codes dominieren eindeutig gegenüber den 

linken, treten entsprechend häufig auf und sind darüber hinaus breit gefächert. Auffällig ist 

zudem das häufige Auftreten von 503 Traditional morality: positive, was der großen 

Zustimmung für Rosenkranz entspricht. Ebenso sind die Häufigkeiten der Codes 614 

Economic orthodoxy und 601 National way of life: positive auf die Diskussionen rund um die 

Politik der FPÖ zurückzuführen. Auch die Zahlen in Bezug auf die Wertung der politischen 

Richtungen scheinen eindeutig, die politischen Orientierungen beider Diskussionen stehen 

sich einigermaßen gleichmäßig gegenüber. Das Auftreten von R- im Standard-Forum ist als 

Ablehnung gegenüber Rosenkranz zu verstehen, im Presse-Forum ist wie üblich L- stark 

vertreten. Wenngleich bei den Standard-Usern R- anscheinend relativ häufig auftritt, ist dabei 

anzumerken, dass sich der Großteil der negativen Kommentare auf Rosenkranz bezieht (meist 
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wird dabei ihre rechte Gesinnung kritisiert), was wiederum in Relation zur Gesamtzahl an 

Kommentaren zu sehen ist. 

4.1.6. KW 22/2010 

Schlagzeile Der Standard: Patienten zahlen ab Juni drauf 

Schlagzeile Die Presse: Selbstständige müssen ab heute beim Arzt zahlen 

1. Juni 2010 

Die Artikel handeln davon, dass sich Ärzte und die Gewerbe-Sozialversicherung bei den 

Tarifverhandlungen nicht einigen konnten und Selbstständige daher beim Arztbesuch fortan 

zahlen müssen. Es ist das einzige Artikelpaar in der Stichprobe, welches auch wirtschaftliche 

Aspekte streift, zudem herrscht bei keinem anderen untersuchten Artikelpaar eine dermaßen 

hohe inhaltliche Übereinstimmung zwischen Standard- und Presse-Usern. Grundlegend sind 

sich beide Diskussionsgruppen darin einig, dass der aktuelle Zustand untragbar erscheine. 

Meist wird der Standpunkt vertreten, Ärzte würden gegenüber den Versicherungen zu hohe 

Forderungen stellen, in beiden Foren melden sich auch Ärzte zu Wort, um deren Position zu 

rechtfertigen. Weitere Themen sind die Ablehnung gegenüber der hohen Anzahl an 

Krankenkassen sowie der Umstand, mitunter zwangsläufig bei mehreren Mitglied zu sein. 

Dementsprechend wird in beiden Foren gefordert, entweder die Krankenkassen zu einer 

zusammenzufassen, bei der dann ein jeder Zwangsmitglied ist oder, im Sinne einer freien 

Marktwirtschaft, beim Bestehen mehrere Krankenkassen die freie Wahl zu haben. 

Zusammengefasst lassen sich keine Differenzen zwischen den in den beiden Foren 

vertretenen Meinungen feststellen. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 791 

Anzahl der Codes Der Standard: 

2x 202 Democracy    5x 203 Constitutionalism: positive 

10x 403 Regulate capitalism   5x 401 Free enterprise 

2x 504 Social Services: expansion   1x 606 Social harmony 

1x 506 Education: expansion 

1x 701 Labour groups: positive 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 265 

Anzahl der Codes Die Presse: 

4x 202 Democracy    2x 203 Constitutionalism: positive 

1x 403 Regulate capitalism   9x 401 Free enterprise 

1x 504 Social Services: expansion   4x 402 Economic incentives 

      2x 414 Economic orthodoxy 
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1x 505 Social Services limitation 

      1x 603 Traditional morality: positive 

1x R+ 

3x L- 

Abbildung 7:CMP Auswertung KW 22/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Angesichts der Ähnlichkeit der Standpunkte beider Diskussionsforen erscheinen die 

gewonnenen Zahlen umso bemerkenswerter (zumal sie sich die Ergebnisse des CMP-

Verfahrens mit p = 0,037 (CMP konventionell) und p < 0,001 (CMP streng) als signifikant 

erweisen). Standard- und Presse-User liegen aufgrund des wirtschaftlichen Kontextes in der 

strengen CMP-Auswertung weiter auseinander als in der konventionellen. Von Bedeutung ist 

dabei, dass trotz der augenscheinlichen Ähnlichkeit der vertretenen Meinungen, die 

Positionierungen weit auseinander liegen. Dies ist zunächst auf die Gegenüberstellung der 

Codes 403 Regulate capitalism für Links und 401 Free enterprise für Rechst zurückzuführen; 

ersterer überwiegt beim Standard, der zweite bei der Presse. Da es sich bei der Opposition 

Anti-Kapitalismus versus Freier Markt um eine grundsätzliche Dimension der Links-Rechts-

Dichotomie handelt, wird hier sehr eindeutig die unterschiedliche Position der beiden 

untersuchten Foren-Gruppen demonstriert. Aber auch die anderen, tendenziell 

wirtschaftspolitischen Codes wie 504 Social Services: expansion, 506 Education, expansion 

und 701 Labour groups: positive häufen sich bei den Standard-Nutzern, während bei den 

Presse-Nutzern 402 Economic incentives, 414 Economic orthoxy und 505 Social Services: 

limitation dominieren. Die beiden Nutzergruppen sind sich gewissermaßen über die zu 

erlangenden Ziele einig, jedoch nicht darin, wie diese zu erreichen wären. Die Wertung der 

beiden politischen Richtungen ist demgegenüber aufgrund der zu niedrigen Fallzahlen zu 

vernachlässigen, was ebenfalls auf die wirtschaftliche Ausrichtung der Thematik 

zurückzuführen ist – mangels entsprechend kodierbarer Kommentare beim Standard ist kein 

Signifikanztest möglich. 
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4.1.7. KW 28/2010 

Schlagzeile Der Standard: Drei verfassungswidrige Ortstafeln gegen korrekte zweisprachige 

ausgetauscht 

Schlagzeile Die Presse: Verfassungswidrige Ortstafeln ausgetauscht
7
 

13. Juli 2010 

Wie aus den Schlagzeilen ersichtlich, handeln die Artikel vom Austausch einiger kärntner 

Ortstafeln in Folge eines Urteils des Verfassungsgerichtshofes. Die Nutzergruppen der beiden 

untersuchten Foren nehmen dabei wieder ihre typischen, sich gegenüberstehenden Haltungen 

ein. Im Standard-Forum wird einheitlich argumentiert, dass einem Urteil des 

Verfassungsgerichtshofes Folge zu leisten ist und es herrscht offensichtliche Verwunderung 

bzw. Enttäuschung darüber, dass dies nicht geschieht. Teilweise machen sich User über das 

Bundesland Kärnten, dessen wirtschaftliche Situation und den dortigen Umgang in politischen 

Fragen lustig, wobei sie mit dieser Form der Argumentation nur in seltenen Fällen auch auf 

Kritik stoßen. Im Presse-Forum stellen sich die Positionen gespalten dar. Einerseits wird das 

BZÖ und sein Verhalten sowie im Speziellen Landeshauptmann Gerhard Dörfler kritisiert, 

andererseits besteht breiter Konsens darüber, dass die zweisprachigen Ortstafeln nicht 

erforderlich sind. Es entstehen Debatten über Integration, in denen die Haltung vertreten wird, 

Einwanderer hätten die lokale Sprache zu beherrschen, worin sich eben die Entbehrlichkeit 

der zweisprachigen Ortstafeln begründet. Dabei geht es grundsätzlich kaum mehr um das 

eigentliche Thema der Berichterstattung. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 619 

Anzahl der Codes Der Standard: 

1x 202 Democracy    1x 201 Freedom, human rights 

2x R-      35x 203 Constitutionalism: positive 

      4x 601 National way of life: positive 

      2x 605 Law and order 

      1x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 213 

Anzahl der Codes Die Presse: 

4x 202 Democracy     1x 104 Military: positive 

1x R-      18x 203 Constitutionalism: positive 

      2x 305 Political authority 

      4x 601 National way of life: positive 

                                                 
7
 In der Unterrubrik Kärnten erschienen. 
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1x 606 Social harmony 

1x R+ 

4x L- 
Abbildung 8: CMP Auswertung KW 28/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Die im Zuge der Auswertung gewonnenen Zahlen spiegeln nicht die sich offensichtlich 

gegenüberstehenden Haltungen der beiden Nutzergruppen wider, laut CMP-Verfahren stellen 

sich beide Forendiskussionen als weit rechts dar. Außergewöhnlich ist dabei, dass der 

Standard gemäß konventioneller CMP-Auswertung gegenüber der Presse sogar weiter rechts 

liegt, wenngleich sich das Ergebnis als nicht signifikant erweist (p = 0,175). Dies resultiert 

aus dem häufigen Auftreten von 203 Constitutionalism: positive, in beiden Foren wird häufig 

basierend auf der Verfassung bzw. dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes argumentiert. 

Das Muster der auftretenden Codes erweist sich in beiden Foren als relativ ähnlich, da mittels 

CMP eher die Argumentationsbasis erfasst wird, als das, wofür eigentlich argumentiert wird. 

Die strenge CMP-Auswertungen ist wegen der geringen Anzahl an Codes aufgrund des 

Wegfallens von 203 Constitutionalism: positive und dem Unvermögen einen Signifikanztest 

anzuwenden nur bedingt aussagekräftig. Hinsichtlich der Wertung beider politischer 

Richtungen liegt der Standard gegenüber der Presse eindeutig links, was zwar den 

augenscheinlichen Positionen der beiden Nutzergruppen entspricht, jedoch muss auch hier auf 

die geringen Fallzahlen verwiesen werden (p = 0,134). 

4.1.8. KW 34/2010 

Schlagzeile Der Standard: Häupl verlangt Entschuldigung von Strache 

Schlagzeile Die Presse: „Islamistenpartei“: Häupl fordert Entschuldigung von FPÖ 

1. Juni 2010 

In diesem Artikelpaar geht es um Wiens Bürgermeister Michael Häupl, der von Strache eine 

Entschuldigung dafür fordert, die Wiener SPÖ im Wahlkampf als Islamistenpartei bezeichnet 
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zu haben. Die entsprechende Diskussion im Standard-Forum fällt mit 36 Kommentaren sehr 

überschaubar aus weshalb auch keinerlei Signifikanztests zur Anwendung kommen. 

Prinzipiell wird eher emotionslos das Agieren von Strache kritisiert und die FPÖ für 

unerträglich befunden. Im Presse-Forum wird die Forderung Häupls ins Lächerliche gezogen, 

die stark ablehnende Haltung der Presse-User gegenüber der SPÖ wird einmal mehr 

offensichtlich und es ist festzustellen, dass die Kritik an Häupl und der SPÖ grundsätzlich am 

Thema der Berichterstattung vorbeigeht. Darüber hinaus führt die Diskussion zu einer 

einwanderungspolitischen Thematik, wobei die User des Presse-Forums ganz eindeutig 

mehrheitlich für eine Reduktion der Einwanderung einstehen und mit dem vermeintlichen 

Mangel an Integration seitens der Migranten unzufrieden sind. Ein großer Teil der Debatte ist 

islamkritisch orientiert, wobei auffallend häufig die Angst vor einer Islamisierung Wiens, 

Österreichs bzw. der EU angesprochen wird. Zudem erscheinen die Werte des Islams für 

Presse-User als gänzlich inakzeptabel. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 36 

Anzahl der Codes Der Standard: 0 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 656 

Anzahl der Codes Die Presse: 

5x 106 Peace     5x 203 Constitutionalism: positive 

1x 107 Internationalism: positive   1x 305 Political authority 

10x 202 Democracy    1x 401 Free enterprise 

2x 403 Regulate capitalism   1x 601 National way of life: positive 

1x 701 Labour groups: positive   2x 603 Traditional morality: positive 

3x L+      2x 605 Law and order 

6x R-      7x 606 Social harmony 

4x R+ 

19x L- 
Abbildung 9: CMP Auswertung KW 34/2010 

 Der Standard  Die Presse 
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Aufgrund der geringen Anzahl an Kommentaren im Standard-Forum konnten keine Codes 

zugeordnet werden, die gewonnenen Werte sind entsprechend wenig aussagekräftig. Zu den 

kodierten Kommentaren der Presse ist anzumerken, dass diese zwar breit gefächert sind, sich 

jedoch auf einige wenige User konzentrieren und somit eher in der Gesamtauswertung 

relevant werden. Zudem erscheinen die Werte weiter links als aufgrund der subjektiven 

Betrachtung angenommen. Hinsichtlich der Wertung der beiden politischen Richtungen 

erscheint die Presse zwar eindeutig rechts, angesichts der hohen Ablehnung gegenüber der 

SPÖ wäre aber auch hier von einem höheren Wert auszugehen. 

4.1.9. KW 40/2010 

Schlagzeile Der Standard: Wien wählt: Wahllokale bis 17 Uhr geöffnet
8
 

Schlagzeile Die Presse: Wien: SPÖ verliert Absolute, FPÖ triumphiert 

10. Oktober 2010 

Das letzte untersuchte Artikelpaar handelt erneut von einer Wahl, diesmal von der Landtags- 

und Gemeinderatswahl in Wien 2010. Entsprechend der allgemeinen Verortung der 

österreichischen Parteien lässt sich grundsätzlich sagen, dass Standard-User für SPÖ und 

Grüne plädieren und demgegenüber User des Presse-Forums zu ÖVP, FPÖ und BZÖ 

tendieren. Dementsprechend ist die Hoffnung der Standard-User groß, dass es zu einer 

Koalition von SPÖ und Grünen kommt (die SPÖ hatte ihre absolute Mehrheit verloren und 

benötigte nun einen Koalitionspartner), ein Szenario, das zum damaligen Zeitpunkt noch eher 

unwahrscheinlich erschien. Weiters herrscht große Enttäuschung, wenn nicht sogar Sorge 

über den verhältnismäßig hohen Stimmengewinn der FPÖ. Da jedoch absehbar war, dass die 

SPÖ nicht mit der FPÖ koalieren würde, lässt sich die Stimmung im Forum als grundsätzlich 

zufrieden beschreiben. Im Presse-Forum ist man glücklich über den Verlust der absoluten 

Mehrheit der SPÖ. Hier lässt sich die Stimmung dennoch als gemäßigt enttäuscht 

beschreiben, dies wohl deshalb, da absehbar war, dass die SPÖ stimmenstärkste Partei werden 

würde. Allerdings ist anzunehmen, dass wohl kein Ergebnis für die Presse-User 

zufriedenstellend gewesen wäre, denn die ÖVP bzw. der Wahlkampf ihrer Spitzenkandidatin 

Christine Marek scheint nicht gut anzukommen und auch der Zugewinn der FPÖ wird nur 

teilweise positiv aufgefasst. Die hier häufig auftretende Interpretation des Wählerwillens, die 

SPÖ müsse mit der FPÖ koalieren, resultiert weniger daraus, dass die FPÖ sehr beliebt ist, 

sondern eher aus der ablehnenden Haltung gegenüber der SPÖ. Im Vergleich zu den zuvor 

                                                 
8
 In der Unterrubrik Gemeinderats- und Landtagswahlen erschienen. 
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analysierten Artikeln erscheint die verhältnismäßig höhere Ablehnung der Presse-User 

gegenüber der FPÖ als untypisch. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 1.207 

Anzahl der Codes Der Standard: 

1x 103 Decolonialization    5x 201 Freedom, human rights 

4x 106 Peace     2x 203 Constitutionalism: positive 

1x 107 Internationalism: positive   1x 401 Free enterprise 

10x 202 Democracy    3x 414 Economic orthodoxy 

1x 403 Regulate capitalism   1x 601 National way of life: positive 

1x 504 Social Services: expansion   5x 603 Traditional morality: positive 

1x 506 Education: expansion   1x 606 Social harmony 

1x 701 Labour groups: positive   2x R+ 

5x L+      9x L- 

       

Anzahl der Kommentare Die Presse: 982 

Anzahl der Codes Die Presse: 

1x 105 Military: negative    3x 201 Freedom, human rights 

2x 106 Peace     4x 203 Constitutionalism: positive 

4x 107 Internationalism: positive   1x 401 Free enterprise 

13x 202 Democracy    3x 505 Social Services limitation 

2x 403 Regulate capitalism   3x 601 National way of life: positive 

3x 504 Social Services: expansion    4x 603 Traditional morality: positive 

1x 506 Education: expansion    2x 605 Law and order 

1x L+      7x R+ 

6x R-      25x L- 

Abbildung 10: CMP Auswertung KW 40/2010 

 Der Standard  Die Presse 

Bezüglich der CMP-Auswertung ist das häufige Auftreten von 202 Democracy auffallend, 

welches zur Folge hat, dass Die Presse zum einzigen Mal im Zuge der Untersuchung einen 

negativen, also linken Wert erzielt. Umso interessanter erscheint, dass Die Presse selbst in der 

strengen CMP-Auswertung immer noch einen sehr niedrigen Wert aufweist. Eine konkrete 

Ursache dafür ist nicht feststellbar, da die auftretenden Codes breit gestreut sind und keiner 

speziell hervortritt. Der Standard erzielt in beiden CMP-Auswertungsmodi den gleichen 
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Wert, was darauf zurückzuführen ist, dass die beim strengen Verfahren wegfallenden Codes 

häufig in Kombination mit anderen auftreten. Die Werte fallen insgesamt nicht entsprechend 

den augenscheinlichen Parteipräferenzen aus, woraus geschlossen werden kann, dass die 

Zuordnung von Parteien entlang des simplifizierenden Links-Rechts-Schemas – zumindest in 

Österreich – eventuell doch nicht so eindeutig erscheint. Hinsichtlich der Wertung der beiden 

politischen Richtungen erzielt Der Standard überraschenderweise einen rechten Wert, was 

daran liegt, dass die als links angesehene SPÖ am intensivsten und somit auch am kritischsten 

diskutiert wird. In der Presse dominieren hier, wie auch bei den meisten anderen Artikeln, 

jene Kommentare, die mit L- kodiert werden, was einen rechten Wert zur Folge hat und auch 

mit der grundsätzlich negativen Haltung gegen Links im Presse-Forum übereinstimmt. 

Anzumerken verbleibt, dass die Ergebnisse aller drei Auswertungmodi nicht signifikant sind: 

p = 0,509 beim konventionellen und 0,338 beim strengen CMP-Verfahren, p = 0,118 bei der 

Wertung von Links und Rechts. 

4.2. GESAMTAUSWERTUNG 

Ebenso wie beim vorherigen Kapitel folgt hier zunächst eine subjektive Einschätzung zu den 

politischen Einstellungen der beiden untersuchten Nutzergruppen, welche in weiterer Folge 

mit der Interpretation der Ergebnisse der unterschiedlichen Erhebungsmodi abgeglichen wird. 

In Bezug auf die User von derStandard.at ist zunächst festzustellen, dass deren ideologische 

Ausrichtung gegenüber jenen von DiePresse.com heterogener erscheint und in Relation als 

vielfältiger beschrieben werden kann. Typischerweise treffen Pro- und Contra-Standpunkte zu 

diversen Themen aufeinander. Dieser Umstand zeigt sich beispielsweise beim in beiden Foren 

häufig diskutierten Thema der Einwanderung – in mehr oder minder gleichen Ausmaßen 

treffen hier Nutzer mit liberalen Vorstellungen auf solche, die eine grundsätzliche Reduktion 

und eine bessere Integration von Migranten fordern. Auch die als tendenziell links 

aufgefassten Parteien SPÖ und Grüne werden von einem großen Teil der User mitunter sehr 

heftig kritisiert, ebenso das Vorgehen linker Aktivisten, beispielsweise im Zuge der 

Demonstrationen gegen den Korporations-Ball. Dennoch ist eine wesentlich höhere 

Ablehnung gegenüber den recht(er)en Parteien, namentlich der ÖVP, insbesondere aber gegen 

das Dritte Lager FPÖ und BZÖ, feststellbar. Obwohl sich immer wieder ein 

aufeinandertreffen unterschiedlicher, wenngleich gemäßigter Ansichten zeigt, stellt sich bei 

spezifischeren Themen wie etwa den Aussagen von Frau Rosenkranz oder der 

Ortstafelproblematik ein grundsätzlicher Konsens ein. Traditionelle Werte und Religion 

scheinen zwar nicht prinzipiell abgelehnt, jedoch auch nicht wirklich thematisiert bzw. 
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verteidigt zu werden. In wirtschaftlicher Hinsicht ist in geringen Maßen ein entsprechend 

deutliches Bekenntnis zu einer sozialstaatlichen Politik erkennbar. 

Im Gegensatz zum Standard-Forum erscheint die Nutzerschaft des Presse-Forums wesentlich 

homogener. Es herrscht meist große Übereinstimmung bei den Standpunkten zu den 

diskutierten Themen und eine breite Ablehnung gegenüber Migration, einer vermeintlichen 

Islamisierung der Gesellschaft, gegenüber den linken Parteien SPÖ und Grüne sowie linken 

Gesinnungen im Allgemeinen. Zudem werden gelegentlich – das soll hier in aller Klarheit 

gesagt werden – eindeutig rassistische und homophobe Äußerungen getätigt, welche im 

Standard-Forum trotz beinahe doppelter Fallzahlen überhaupt nicht vorkommen. Klare 

Unterschiede zur Nutzerschaft des Standard-Forums sind weiters das kontinuierliche 

Eintreten für traditionelle Werte und Religion, was besonders in Bezug auf die Furcht vor 

einer Islamisierung v. a. Wiens, aber auch Rest-Österreichs deutlich wird. In Bezug auf 

Parteipräferenzen ist eine grundsätzliche Proteststimmung feststellbar, durchgehend werden 

alle österreichischen Parteien abgelehnt. Hierbei ist anzumerken, dass SPÖ und Grüne 

gewissermaßen als jenseitig, die ÖVP als veraltet aber wirtschaftskompetent und das Dritte 

Lager als geringstes Übel wahrgenommen wird. Dieser Unterschied zwischen den beiden 

Nutzerschaften wird insbesondere bei der Diskussion um die Person von Frau Rosenkranz 

deutlich. In wirtschaftsökonomischer Hinsicht wird ein gemäßigter Wirtschaftsliberalismus 

proklamiert, wobei v. a. den Parteien ÖVP und BZÖ entsprechende Kompetenzen 

zugeschrieben werden. 

Nachstehend nun die Ergebnisse der Gesamtauswertung sowie in den darauf folgenden 

Abschnitten die Interpretation der gewonnenen Zahlen, getrennt nach CMP-Verfahren bzw. 

der nutzerspezifischen Wertungen der beiden politischen Richtungen. Vorweggenommen sei 

hier, dass sich die Ergebnisse aufgrund der großen Anzahl kodierbarer Kommentare mit p < 

0,001 für alle drei Auswertungsverfahren als signifikant erweisen. 

Anzahl der Kommentare Der Standard: 10.172 

Anzahl der Codes Der Standard: 

2x 103 Decolonialization    43x 201 Freedom, human rights 

2x 105 Military: negative    77x 203 Constitutionalism: positive 

38x 106 Peace     3x 305 Political authority 

5x 107 Internationalism: positive   13x 401 Free enterprise 

142x 202 Democracy    5x 414 Economic orthodoxy 

16x 403 Regulate capitalism   1x 505 Social Services limitation 

1x 406 Protectionism: positive   14x 601 National way of life: positive 

6x 504 Social Services: expansion   21x 603 Traditional morality: positive 

4x 506 Education: expansion   38x 605 Law and order 
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3x 701 Labour groups: positive   12x 606 Social harmony 

31x L+      16x R+ 

146x R-      105x L- 

Anzahl der Kommentare Die Presse: 6.045 

Anzahl der Codes Die Presse: 

2x 105 Military: negative    1x 104 Military: positive 

17x 106 Peace     44x 201 Freedom, human rights 

6x 107 Internationalism: positive   52x 203 Constitutionalism: positive 

116x 202 Democracy    8x 305 Political authority 

14x 403 Regulate capitalism   20x 401 Free enterprise 

5x 504 Social Services: expansion   4x 402 Economic incentives 

2x 506 Education: expansion   15x 414 Economic orthodoxy 

3x 701 Labour groups: positive   8x 505 Social Services limitation 

15x L+      34x 601 National way of life: positive 

79x R-      34x 603 Traditional morality: positive 

      52x 605 Law and order 

      27x 606 Social harmony 

31x R+ 

256x L- 

Abbildung 11: CMP Gesamtauswertung 

 Der Standard  Die Presse 

4.2.1. Interpretation gemäß des CMP-Verfahrens 

Entsprechend den gewonnenen Daten des CMP-Verfahrens ist die zu prüfende Hypothese 1, 

die Nutzer von derStandard.at wären als links zu verorten, relativ eindeutig zu verwerfen. Mit 

einem Wert von -2,2 nach konventioneller Auswertung sind sie als politisch mittig zu 

erachten. Dies ist auf den bereits erörterten Umstand tendenziell heterogener Anschauungen 

zurückzuführen. Wie auch bei der Auswertung der einzelnen Artikel gezeigt werden konnte, 

befindet sich die politische Ausrichtung der Online-Standard-Nutzerschaft zumeist zwischen 

dem ersten linken und dem ersten rechten Drittel, was sehr gut das Aufeinandertreffen 

unterschiedlicher politischer Meinungen und Standpunkte veranschaulicht. Durch das 

Vernachlässigen der Codes 201 Freedom, human rights, 202 Democracy und 203 

Constitutionalism: positive im Zuge der strengen CMP-Auswertung verschiebt sich der Wert 

für die Standard-Nutzerschaft nach rechts auf 8,2, was immer noch als mittiges Ergebnis 
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angesehen werden kann und ebenfalls der These widerspricht, die User von derStandard.at 

als politisch links zu verorten. Wenngleich der linke Code 202 Democracy öfter vorkam als 

die beiden rechten Codes 201 Freedom, human rights und 203 Constitutionalism zusammen, 

so wurde er häufig von denselben Usern bzw. in Kombination mit anderen Codes gebraucht, 

wobei dies in der Verschiebung nach rechts resultiert; die drei bei strengen CMP-Verfahren 

vernachlässigten Codes treten zudem oft gemeinsam auf. Die Häufigkeiten der im Standard-

Forum zugeordneten CMP-Codes stellen sich wie folgt dar: 

Abbildung 12: Verteilung linker CMP Codes - Der Standard 

 

Die zugeordneten linken CMP-Codes lassen einen weiteren Grund für die mittige politische 

Orientierung der Standard-Nutzerschaft erkennen. Wie schon nach Giddens im theoretischen 

Teil dieser Arbeit festgestellt, scheinen klassische linke Werte aus der Mode gekommen zu 

sein, was sich daran zeigt, dass von allen CMP-Codes lediglich die linken 404 Economic 

planning, 412 Controlled economy und 413 Nationalization kein einziges Mal zugeordnet 

werden konnten – weder beim Standard noch bei der Presse. Forderungen nach 

wirtschaftlicher Planung, staatlichen Interventionen im wirtschaftlichen Bereich oder 

Verstaatlichungen sind offensichtlich und definitiv keine angestrebten Werte. Neben 202 

Democracy sticht v. a. der Code 106 Peace hervor, an dritter Stelle folgt 403 Regulate 

capitalism, wobei sich in relativen Zahlen letztlich ein ähnliches Bild wie bei der Presse-

Nutzerschaft abzeichnet. 
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Abbildung 13: Verteilung rechter CMP Codes - Der Standard 

 

Die der Standard-Nutzerschaft zugeordneten rechten Codes sind weiter gestreut, wenngleich 

v. a. 203 Constitutionalism: positive, aber auch 201 Freedom, human rights und 605 Law and 

Order hervorstechen. Des Weiteren überwiegen gesellschaftliche Aspekte gegenüber 

wirtschaftlichen – erstere machen das Mittelfeld zugeordneter CMP-Codes aus, letztere 

konnten entsprechend selten zugeordnet werden. Dieser Umstand ergibt sich wohl daraus, 

dass gemäß der Stichprobe Artikel aus dem Innenpolitik-Ressort, und nicht etwa aus 

wirtschaftlichen Teilen, selektiert wurden. 

Um auf die Nutzerschaft von DiePresse.com einzugehen, kann gesagt werden, dass die 

diesbezüglichen Hypothesen 2 und 3 laut den gewonnenen Ergebnissen bestätigt werden 

können: Die Presse ist sowohl in Relation zum Standard als auch unabhängig davon eindeutig 

rechts zu verorten. Gemäß konventioneller CMP-Auswertung wird ein Wert von 33,8 erreicht, 

womit sich die Presse-User im ersten rechten Drittel befinden. Hierbei ist der starke Einfluss 

des häufig auftretenden linken Codes 202 Democracy anzumerken, wobei nach wie vor in 

Frage zu stellen ist, inwiefern dies tatsächlich als Indikator für eine linke politische 

Orientierung zu interpretieren ist und folglich die ohnehin eindeutig rechte Ausrichtung 

unterstrichen wird. Die erhaltenen Zahlen entsprechen dem gewonnenen Eindruck über die  

Presse-Nutzerschaft. Laut dem strengen CMP-Auswertungsverfahren verschiebt sich der 

Wert mit 67,8 um ein Drittel nach rechts, was unter der Annahme einer grundsätzlich mittigen 

Gesellschaft einer doch sehr rechten Orientierung entspricht – ein Wert von 100 würde 

immerhin einer ultra-rechten Gesinnung entsprechen. Jedoch muss auch gesagt werden, dass 
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die gewonnenen Werte angesichts der subjektiven Einschätzungen nicht überraschen. Zur 

Verteilung der CMP-Codes: 

Abbildung 14: Verteilung linker CMP Codes - Die Presse 

 

Die Verteilung der linken CMP-Codes im DiePresse.com-Forum erweist sich gegenüber jener 

von derStandard.at als sehr ähnlich. 202 Democracy sticht hervor, erst nach sehr großem 

Abstand folgen 106 Peace an zweiter und 403 Regulate capitalism an dritter Stelle. Dadurch 

wird deutlich, dass die weit auseinaderliegenden Ergebnisse nicht aus den diskutierten 

Themen, sondern aus den Häufigkeiten vertretener Standpunkte resultieren, wodurch 

wiederum die einigermaßen konträre politische Ausrichtung der beiden untersuchten 

Nutzerschaften bestätigt wird. Die übrigen linken CMP-Codes treten ebenso wie beim 

Standard-Forum überaus selten auf und sind im Vergleich etwas geringer verstreut. Die 

Differenz des Codes 202 Democracy im Vergleich zum Standard mit 116 zu 142 Fällen 

entspricht in etwa dem unterschiedlichen Ausmaß erhobener Kommentare. Ebenso wie beim 

derStandard.at-Forum erweisen sich die erhobenen Codes aufgrund der Stichprobe als kaum 

wirtschaftlich ausgerichtet. In Bezug auf die letztlich gewonnenen Ergebnisse ist darüber 

hinaus festzustellen, dass die drei beim strengen CMP-Auswertungsverfahren 

ausgeklammerten Codes oft gemeinsam und in Kombination mit anderen auftreten. 
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Abbildung 15: Verteilung rechter CMP Codes - Die Presse 

 

Was die Verteilung der rechten CMP-Codes bei den Presse-Nutzern betrifft, so ist einerseits 

die grundsätzliche Ähnlichkeit zum Standard-Forum, andererseits eine in Relation 

gleichmäßigere Verteilung auf die unterschiedlichen Codes feststellbar. Die im strengen 

CMP-Verfahren wegfallenden Codes 203 Constitutionalism: positive und Freedom, human 

rights befinden sich an erster bzw. dritter Stelle, 605 Law and order liegt mit 52 auftretenden 

Fällen an zweiter Stelle, auch die übrigen gesellschaftlichen Codes 601 National way of live, 

603 Traditional morality und 606 Social harmony scheinen – zumindest im Vergleich zur 

Gesamtzahl kodierbarer Kommentare – auffällig stark ausgeprägt. Die Anzahl der 

wirtschaftlichen Codes ist auch hier niedrig. 

Was nun zusammengefasst die zu prüfenden Hypothesen betrifft, konnte gemäß CMP-

Auswertungsverfahren gezeigt werden, das Hypothese 1 zu verwerfen ist. Die Nutzerschaft 

des derStandard.at-Forums ist definitiv nicht im linken politischen Spektrum zu verorten. 

Viel eher stoßen gemäßigt linke und rechte Anschauungen aufeinander und treffen sich je 

nach spezifischem Auswertungs-Modus marginal links mit einem Wert von -2,2 bzw. leicht 

rechts mit einem Wert von 8,2 – wobei anzumerken verbleibt, dass die Streuung über das 

Spektrum nicht durch Zahlen belegt, sondern aus dem Abgleich mit den Beobachtungen im 

Zuge der Auswertung abgeleitet wurde. Die Hypothesen 2 und 3 wurden demgegenüber klar 

und eindeutig bestätigt. Die Nutzerschaft des DiePresse.com-Forums ist sowohl vom Null-

Punkt aus gesehen als auch von der Position der derStandard.at-Nutzer rechts zu verorten. 

Die beiden gewonnenen Werte 33,8 und 67,9 liegen ein gutes Stück auseinander, hinsichtlich 
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einer allgemeinen Aussage wäre wohl ein Wert dazwischen, ziemlich genau in der Mitte des 

rechten politischen Spektrums anzunehmen. 

Die gewonnenen Zahlen verleiten dazu, die beiden untersuchten Nutzerschaften als 

rechtslastig einzuordnen. Diesem Schluss ist jedoch entgegenzuhalten, dass die Gesellschaft 

in Österreich insgesamt etwas nach rechts tendiert. Entsprechend den Zahlen mit welchen 

Campbell die Positionen der österreichischen Parteien einordnet (siehe Abschnitt 2.1.5.), kann 

gesagt werden, dass die linke Hälfte des politischen Spektrums in Österreich von KPÖ, 

Grünen und einem Großteil der SPÖ, die rechte von dem verbleibenden Rest der SPÖ sowie 

von ÖVP und FPÖ (worin auch das BZÖ zu inkludieren ist) abgedeckt werden. Setzt man 

dies nun in Verbindung mit dem Wählerzuspruch dieser Parteien, beispielsweise mit dem 

Ergebnis der letzten Nationalratswahlen 2008, welche zeitlich am ehesten dem 

Untersuchungszeitraum entsprechen, so kamen die SPÖ auf 29,3, die ÖVP auf 26, die FPÖ 

auf 17,5, die Grünen auf 10,4 und die KPÖ auf 0,8 Prozent
9
. Somit lassen sich die beiden 

linkesten Drittel des politischen Spektrums Österreichs als unterrepräsentiert beschreiben, der 

Großteil der Stimmen liegt etwas rechts vom objektiven Mittelpunkt und die rechte Hälfte 

wird weit besser abgedeckt als die linke. Die klischeehafte Behauptung, die Nutzer des 

Standards wären links und jene der Presse rechts zu verorten, würde demnach eher zutreffen, 

wenn man nicht den objektiven Null-Punkt zwischen Links und Rechts berücksichtigt, 

sondern die für Österreich zutreffende Schnittmenge zwischen den Großparteien SPÖ und 

ÖVP als Mitte ansähe. Dies lässt aufgrund der so gesehen einigermaßen gleichmäßigen 

Verteilung wiederum den Schluss zu, dass jene Menschen, die sich als links einordnen, sich 

auch jenen Medien bzw. Foren anschließen, welche ebenfalls als links eingeschätzt werden 

und umgekehrt. 

4.2.2. Interpretation der Wertungen der politischen Richtungen 

Die erhobenen Zahlen in Bezug auf die Wertungen der politischen Richtungen sind, wie im 

Zuge der Darstellung des Erkenntnisinteresses bereits erörtert wurde, als selbsteinschätzende 

Verortung der beiden untersuchten Nutzergruppen zu verstehen. Es geht demnach nicht um 

die spezifischen Standpunkte und Anschauungen, für welche argumentiert wird, sondern um 

eine Einschätzung von Links und Rechts seitens der User. 

Die Ergebnisse bestätigen die Hypothesen 4 bis 6: Die Nutzer von derStandard.at kommen 

auf einen Wert von -29,4 und bevorzugen folglich die linke politische Ausrichtung klar 

                                                 
9
 siehe z. B. http://wahl08.bmi.gv.at Stand: 01. 07. 2012 

http://wahl08.bmi.gv.at/
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gegenüber der rechten. Noch eindeutiger ist das Ergebnis der DiePresse.com-Nutzer, welche 

einen Wert von 51,4 erlangen, womit sie Rechts, sowohl absolut als auch in Relation zu den 

Standard-Usern, als weitgehend positiver bewerten als Links. 

Abbildung 16: Verteilung der Codes für Wertungen von Links und Rechts 

 

Betrachtet man die Verteilung der vier Codes auf die beiden Online-Foren so zeigt sich 

zunächst, dass sämtlichte Vermutungen bestätigt werden können. L+ und R- überwiegen bei 

den Standard-Usern, R+ und L- überwiegen demgegenüber bei der Presse-Nutzerschaft. 

Auffällig erscheinen hierbei zwei Umstände: Erstens sind als negativ kodierte Wertungen 

insgesamt weit häufiger als positive, was die grundsätzlich kritisierende und ablehnende 

Haltung in den Foren veranschaulicht (siehe dazu Abschnitt 2.2.5.). Zweitens sticht die 

negative Haltung gegenüber Links im DiePresse.com-Forum mit 256 Fällen hervor, v. a. 

wenn man berücksichtigt, dass beinahe doppelt so viele Kommentare des Standard-Forums 

erhoben wurden. Dadurch lässt sich die eindeutig rechts-orientierte Selbsteinschätzung der 

DiePresse.com-Nutzer bestätigen sowie eine gegenüber dem Standard extremere politsche 

Ausrichtung feststellen. Hinsichtlich der positiven Wertungen liegen sehr wenige Fälle vor. 

Das Verhältnis kehrt sich zwischen den beiden Nutzerschaften insofern um, als bei der 

Standard-Nutzerschaft mit 31 genauso viele Aussagen als L+ kodiert wurden, wie bei der 

Presse-Nutzerschaft als R+. Ebenso fällt die positive Wertung der jeweils anderen politischen 

Richtung halb so hoch aus und liegt mit 15 zu 16 nahezu im gleichen Verhältnis – auch hier 
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spricht die niedrigere Anzahl untersuchter Kommentare bei der Presse für eine ausgeprägtere 

politische Orientierung. Das Verhältnis der gegenläufigen ideologischen Selbsteinschätzung, 

also von L- beim Standard mit 105 von 10.172 und R- bei der Presse mit 79 von 6.045 

Kommentaren erscheint mit je ungefähr einem Prozent wiederum gleichmäßig. 

Vergleicht man die Ergebnisse der Wertungen der politischen Richtungen mit jenen des 

CMP-Auswertungsverfahrens so lässt sich für die derStandard.at-Nutzer sagen, dass diese 

linke Ideologien weit besser bewerten als sie auf sich selbst zutreffen. Entsprechend ist 

Hypothese 7 zu verwerfen. Demgegenüber konnte Hypothese 8 bestätigt werden, die 

Selbsteinschätzung der DiePresse.com-Nutzer entspricht der objektiven Verortung gemäß 

CMP-Verfahren. Der Wert der Presse-User liegt mit 51,4 ziemlich genau zwischen den 

Werten, welche mittels der beiden CMP-Auswertungsmodi erhoben wurden. Zwei Aspekte 

erscheinen dabei von Interesse: Da erstens der Wert des Standard-Forums von der objektiven 

Mitte aus gesehen im ersten linken Drittel liegt und somit weniger extrem wie jener des 

Presse-Forums ausfällt, welcher fast genau in der rechten Mitte festgelegt werden kann, lässt 

sich sagen, dass die Nutzerschaft von derStandard.at gegenüber der von DiePresse.com als 

gemäßigter bzw. mittiger zu erachten ist. Dies entspricht sowohl den Erkenntnissen der 

subjektiven Beobachtung als auch den Ergebnissen beider CMP-Verfahren. Zweitens nehmen 

sich die Nutzer des Standard-Forums als weit mehr links wahr, als sie es nach objektiven 

Kriterien eigentlich sind, während bei der DiePresse.com-Nutzerschaft die Bewertung der 

politischen Ausrichtungen mit den vertretenen Standpunkten übereinstimmt; hervorzuheben 

verbleibt hierbei die äußerst stark ausgeprägte Ablehnung gegenüber linken Ideologien. 
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5. CONCLUSIO 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Links-Rechts-Modell – die häufigste Kategorie 

zur räumlichen Positionierung von Parteien und Personen im politischen Sprachgebrauch – 

eng mit dem Prozess der politischen Wahrnehmung der Gesellschaft in Zusammenhang steht. 

Das systematische Erfassen politischer Präferenzen basiert auf der Annahme, dass hinsichtlich 

spezifischer Themen ein bevorzugter Standpunkt vertreten wird, dessen Distanz zu 

Standpunkten anderer verglichen werden kann. Links steht dabei ganz allgemein für 

Gleichheit und Veränderung, Rechts demgegenüber für Hierarchie und Systemerhalt. Dieser 

Widerspruch lässt sich auf einer politischen, ökonomischen, religiösen sowie einer auf die 

Zeit ausgerichteten Dimension beobachten, wenngleich je nach Gesellschaft und Individuum 

unterschiedliche Auffassungen über die beiden Ausrichtungen bestehen. Gesellschaftliche 

Schwingungen zwischen Links und Rechts ermöglichen es politischen Systemen, auf 

gegebene Anforderungen zu reagieren, wobei festzustellen ist, dass der rechte 

Konservatismus gegenwärtig eine zunehmend radikale Einstellung übernimmt, während der 

linke Sozialismus zunehmend in eine bewahrende Position gedrängt wird. Für Österreich lässt 

sich sagen, dass die beiden Großparteien SPÖ und ÖVP eine Art Referenzrahmen bilden und 

sich zur Mitte hin aufeinander zu bewegen, während die kleineren Parteien versuchen, eine 

immer größere politische Bandbreite an den Rändern abzudecken. Letztlich besteht jedoch 

weder ein Konsens über die Rolle und Relevanz von Links und Rechts, noch existieren 

konkrete Definitionsmöglichkeiten, was wiederum auf die zugrundeliegenden Funktion der 

Simplifizierung bzw. Reduktion komplexer gesellschaftlicher Strukturen und Kategorien 

zurückzuführen ist. Für eine Verwendung der Links-Rechts-Dichotomie spricht 

demgegenüber, dass weitläufig an sie geglaubt wird sowie eine allgemein hohe Bereitschaft 

zur Verortung; die Möglichkeiten, den politischen Raum zu strukturieren, Komplexität 

leichter verstehen und beschreiben und Handlungsprioritäten setzen zu können, stellen ihre 

Vorteile dar. 

Ziel der Untersuchung war es festzustellen, inwiefern Rezipienten von Zeitungen bzw. 

Online-Medien diese gemäß ihrer eigenen politischen Präferenzen selektieren. Online-

Zeitungen, die Print-Zeitungen per Definition sehr ähneln, unterscheiden sich von diesen 

dennoch hinsichtlich Zugang, Interaktivität und Informationspotential; eine wesentliche 

Leistung stellt die Hilfe bei der Selektion der Datenmenge dar. Trotz hoher 

Fixkostendeggression stellt die Finanzierung ein Problem dar, der Leser zahlt gewissermaßen 

mit seiner Aufmerksamkeit und journalistische Kompetenz wird zur Kernressource. Einzelne 
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Unterschiede der Nutzerschaft gegenüber der Allgemeinheit, wie z. B. alleine zu wohnen oder 

ein vergleichsweise geringeres Alter, lassen sich zwar feststellen, aufgrund der sehr hohen 

Zahl an in den Prozess eingebundenen Personen ist mittlerweile jedoch von einem 

soziodemographischen Angleich der Online-Nutzer an die Gesamtbevölkerung und folglich 

einer sehr heterogen gewordenen Gruppe auszugehen. In den untersuchten Foren herrscht eine 

hoche Fluktuation und ein geringes Maß an Verbindlichkeit zwischen den Usern. Die 

Kommunikation ist interessengeleitet und basiert nicht auf sozioemotionalen Banden, 

zuzüglich der gebotenen Anonymität führt dies oft zu Beleidigungen und abwertenden 

Aussagen. Die entsprechenden Texte erinnern strukturell an mündliche Kommunikation, da, 

quasi als sprachlicher Reflex, versucht wird, Elemente der Face-to-Face-Kommunikation in 

die Schriftlichkeit zu integrieren. Die Folge ist eine dialogartige Abfolge der Kommentare, 

wobei im größeren Rahmen keine tatsächlichen Diskussionen stattfinden. 

Die Variable Links/Rechts wurde anhand der Nutzer der Online-Foren des als liberal 

geltenden Standards und der als bürgerlich-liberal geltenden Presse untersucht, wobei in 

Bezug auf die Besucherzahlen und Zugriffe derStandard.at weit vor DiePresse.com liegt. Die 

Wahl der beiden Diskussionsforen als Untersuchungsgegenstand wird mit der 

Vormachtstellung österreichischer Zeitungen im Bereich der politischen Diskussionsforen 

begründet, welche wiederum auf einen Mangel an Alternativen zurückzuführen ist; der 

Untersuchungszeitraum liegt zwischen dem 01. 11. 2009 und dem 31. 10. 2010. Aussagen der 

jeweiligen Nutzer wurden mittels Inhaltsanalyse und anhand des CMP-Kodierschemas der 

MRG in links und rechts eingeteilt, wobei eine Interpretation der Aussagen zulässig war. Das 

CMP-Kodierschema besteht aus 26 Codes, wobei bipolare Codes, also Positionsthemen 

einerseits und Codes für Valenzthemen, zu unterscheiden sind. Zudem wurde die Einstellung 

der Nutzer zu Links und Rechts im Sinne einer Selbsteinschätzung mittels vier weiterer Codes 

erhoben, je einer positiven und einer negativen Zuordnung der beiden politischen 

Ausrichtungen. 

Im Zuge der Auswertung konnte festgestellt werden, dass sich die Nutzerschaft von 

derStandard.at gegenüger jener von DiePresse.com als weit heterogener erweist, also 

häufiger unterschiedliche Standpunkte vertreten werden, während bei den Presse-Nutzern ein 

größerer Konsens beobachtet werden konnte; beim Standard stellt sich eher ein Konsens 

heraus, je spezifischer das diskutierte Thema ist. Festzustellen ist zudem, dass das Thema der 

Einwanderung in beiden Foren eine bedeutende Rolle spielt, auch dann, wenn es gar nicht 

oder nur indirekt in der jeweiligen Berichterstattung thematisiert wird. Im Standard-Forum 
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herrscht diesbezüglich eine durchaus kritische, jedoch weitgehend liberale Anschauung vor, 

für die Presse-Nutzer kann verallgemeinert eine ablehnende Haltung konstatiert werden – 

teilweise ist durchaus eine Angst vor Islamisierung feststellbar. Aufgrund der Stichproben 

treten Aussagen zu Parteipräferenzen sehr häufig auf, hier ist zu beobachten, dass die linken 

Parteien SPÖ und Grüne von den Standard-Usern kritisch betrachtet, wenngleich eindeutig 

bevorzugt werden, während die rechten Parteien ÖVP, FPÖ und BZÖ als eindeutig nicht 

wählbar erachtet werden – im Presse-Forum verhält es sich umgekehrt und dahingehende 

Aussagen erscheinen etwas emotionaler. Wirtschaftliche Aspekte spielten im Zuge der 

Untersuchung aufgrund der gewählten Stichprobe eine untergeordnete Rolle, bei den 

Standard-Usern ist ein vages Bekenntnis zum Sozialstaat erkennbar, was für die Presse-User 

zwar nicht verneint werden kann, jedoch wirken ökonomische Anschauungen hier eindeutig 

liberaler. 

Gemäß den Ergebnissen des CMP-Auswertungsverfahrens konnte die These, die Nutzerschaft 

von derStandard.at als politisch links zu verorten, nicht bestätigt werden, objektiv ist diese 

relativ eindeutig als mittig einzustufen. Demgegenüber hat sich die Nutzerschaft von 

DiePresse.com als klar und eindeutig politisch rechts erwiesen. Je nach CMP-

Auswertungsmodus ist diese rechte politische Ausprägung der Presse-Nutzer unterschiedlich 

stark, zusammengefasst liegt sie ziemlich genau in der Mitte der rechten Hälfte des 

politischen Spektrums. Vier Überlegungen erscheinen von Bedeutung: Erstens entspricht das 

Ergebnis der Ansicht Giddens, dass linke Werte aus der Mode gekommen seien – stark links 

behaftete Themen wie Verstaatlichung und Planwirtschaft spielen in beiden Diskussionsforen 

keine Rolle, während rechte Codes wesentlich breiter gestreut waren. Zweitens konnte durch 

die gewonnenen Zahlen belegt werden, dass nicht die diskutierten Themen, sondern die 

vertretenen Standpunkte bzw. gemäß der Valenztheorie deren entsprechende Häufigkeit zu 

diesen Themen für die jeweilige Verortung ausschlaggebend waren. Denn bei beiden 

Auswertungsmodi waren sowohl für Links als auch für Rechts sowie für Standard und Presse 

die Verteilungen der erhobenen Codes in gleichmäßiger Reinfolge, jedoch die Häufigkeiten 

unterschiedlich ausgeprägt. Drittens sind Paralellen zum Wahlverhalten der österreichischen 

Gesellschaft zu erkennen. Denn die vermeintliche Schieflage der beiden untersuchten 

Forengruppen nach rechts ist genauso bei der Verteilung der Stimmen auf die 

unterschiedlichen Parteien – zumindes bei den dem Untersuchungszeitraum entsprechenden 

Nationalratswahlen 2008 – zu beobachten, was widerum dafür spricht, dass Nutzer tatsächlich 

jenes Online-Medium bevorzugen, welches ihrer individuellen politischen Präferenz 

entspricht. Denn die tendenziell rechte Ausrichtung der beiden Foren-Gemeinschaften 
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insgesamt spiegelt gewissermaßen die politische Einstellung der österreichischen Gesellschaft 

wider und relativiert somit diese Ausrichtung. Viertens stellt die Tatsache, dass aufgrund der 

eindeutig und wesentlich größeren Anzahl an Nutzern beim Standard von einer größeren 

Nähe zur Gesamtbevölkerung auszugehen ist –  welche sich ja bekanntermaßen in der 

politischen Mitte konzentriert – eine durchaus schlüssige Erklärung für die mittige 

Ausrichtung der Standard-Nutzerschaft dar, während das Presse-Forum eher von Vertretern 

der rechteren und rechten politischen Seite bevorzugt wird. In Bezug auf die 

Selbsteinschätzung von Links und Rechts ist festzustellen, dass positive Wertungen sehr 

selten und negative weit häufiger vorkommen, wobei die Ablehnung gegenüber Links bei den 

Presse-Nutzern hervorsticht. Überhaupt sind bei der Presse politische Ansichten stärker 

ausgeprägt und die subjektive Bewertung von Rechts entspricht der Verortung jener 

Nutzergruppe, während die Standard-Nutzer Links weit besser bewerten, als sie eigentlich 

objektiv verortet werden können. 

Während also letztlich bei der Standard-Nutzerschaft die Frage verneint werden kann, ob und 

inwiefern diese tatsächlich als links bezeichnet werden kann, steht bei der Presse-

Nutzerschaft die eindeutig rechte Ausrichtung außer Frage, hier bietet eher der Grad der 

Ausprägung Spielraum für Diskussionen. 
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